
VON WERNER J. PATZELT

S au tot – und Halali! So klingt das 
Ende der Treibjagd auf Boris Pal-
mer. Lange schon war er in seiner 
Partei nicht mehr wohlgelitten. 

Ein Parteiausschlussverfahren lief; ihm 
zuvorkommend ließ der populäre Ober-
bürgermeister die Mitgliedschaft bei den 
Grünen ruhen. Nun ist er ausgetreten, 
verlassen sogar von namhaften Vertretern 
jenes Realo-Flügels, mit denen er gemein-
sam sein „Gallisches Dorf“ im woken Im-
perium der Grünen betrieben hatte.

Natürlich ist Palmer nicht schuldlos 
an dem, was ihm da widerfahren ist. Das 
rebellische Temperament seines Vaters 
hat er anscheinend geerbt – und nicht zu 
zügeln gelernt. Seine Parteikarriere be-
gleitete denn auch eine Kette von Streitig-
keiten über Gesinnung, Ton und Stil. De-
ren Verlässlichkeit lud ein zum Stellen 
von Fallen. In eine ist Palmer nun getappt. 
Erst zur Verwendung des „N-Wortes“ 
provoziert, dann dessen Gebrauch vertei-
digend, dabei als Nazi beschimpft und 
zum „Holocaust-Verharmloser“ gestem-
pelt, hielt er dem Druck der „Anständigen 
im Land“ nicht mehr stand. 

Unklar ist, was er während seiner Aus-
zeit nun behandelt haben will. Das kann 
von der Versorgung seelischer Verletzun-
gen bis hin zur Verhaltenstherapie rei-
chen. Und weil in Deutschland – wie einst 
beim thüringischen Kurzzeit-Minister-
präsidenten Kemmerich – wohl wieder 
Sippenhaft angesagt ist, wird auch Pal-
mers Familie mancherlei Wunden davon-
getragen haben. Kein Wunder, dass man 
selbst als jener dickfellige Provokateur, 
als der sich Palmer gab, eine Auszeit un-
klarer Dauer mit anscheinend noch offe-
nem Ende braucht. Möge sie ihm guttun.

Die Spitze eines Eisbergs
Ginge es hier nur um einen Politiker, dem 
Übles widerfahren ist, könnte man die Sa-
che nun auf sich beruhen lassen. Doch 
sichtbar wird hier nur die Spitze eines Eis-

bergs. Denn weitgehend ist inzwischen 
politischer Streit zum Glaubenskampf, ist 
verwendete Sprache zum Feldzeichen ge-
worden, an dem man Freund und Feind 
unterscheidet. Falls eine grüne Spitzen-
kandidatin das „I-Wort“ verwendet, dann 
geht das gerade noch, falls prompt Reue-
tränen fließen. Beim „N-Wort“ aber gibt es 
kein Pardon mehr. Wie auch, wenn selbst 
eine „Mohrenapotheke“ heute einen ande-
ren Namen braucht, und wenn unter den 
„Heiligen drei Königen“ der Balthasar kein 
Schwarzer mehr sein darf – einesteils we-
gen Verdachts auf Diskriminierung und 
Rassismus, andernteils wegen des Verbots 
„kultureller Aneignung“. 

Gewiss gibt es gute Gründe dafür, 
nicht nur Kinder beim Gebrauch von 
„schlechten Worten“ zu tadeln oder gar 
strafen. Erst recht sollten sich Erwachse-
ne von solchen Wörtern fernhalten. Be-
lehrt idealerweise durch Einsicht, nöti-
genfalls auch durch leidvolle Erfahrungen 
oder abschreckende Beispiele, könnten 
die sich ja daran halten, dass N-, I- und 
Z-Wörter „nicht mehr gehen“. Doch sind 
wir sicher, dass es da nicht mancher mit 
seiner Erregung selbsterhöhend über-
treibt? Und dass nicht manche Kritik 
mehr politisch-zweckdienlich als persön-
lich-zurechtweisend veranlasst ist?

Ginge es nur um die Beleidigungskraft 
rassistisch aufgeladener Worte, könnte 
man die Sache auch noch auf sich beru-
hen lassen. Die dann fälligen sozialen 

Ausgrenzungs- und Erniedrigungserfah-
rungen wirken verlässlich korrigierend. 
Doch auch Sachbegriffe wie „Überfrem-
dung“ oder „Ausländerkriminalität“ gel-
ten – ganz anders als ihre Gegenstücke 
„Multikulturalität“ und „Inländerkrimi-
nalität“ – heute als abstoßend und erhei-
schen Bestrafung. Unter solchen Um-
ständen kann man es allerdings nieman-
dem verdenken, wenn er im Wissen dar-
um, kein sprachlicher Hochleistungs-
künstler zu sein, lieber die etablierten 
Formeln nachbetet als Dinge bei jenen 
Namen nennt, die er für richtig hält, und 
über deren Angemessenheit er unausge-
grenzt debattieren möchte. 

In der Arena der Gut- und 
Schlechtmenschen
Inzwischen nämlich streiten Gutmen-
schen lieber über anfechtbare Begriffe als 
über begrifflich vermittelte Sachen, und 
sie heimsen leichte Debattentriumphe da-
durch ein, dass sie problematischen Be-
griffsgebrauch gleichsetzen mit verdam-
menswerten Persönlichkeitszügen von 
Schlechtmenschen. Offenbar ist jener Un-
geist zurückgekommen, der das Grüßen 
von Gesslerhüten für ganz in Ordnung hält 
– ob das nun ein wirklicher Hut oder eine 
Fahne ist, oder ein umranktes Wort oder 
eine behauptete Gefühlsbefindlichkeit.

Derweil sitzt ein Großteil der Leute 
auf den Sitzreihen um jene Arena, in der 
politische Gladiatoren ringen, und zwar 

oft mehr um den Fortgang ihrer Karriere 
als um die zu regelnden Dinge. Man 
schaut interessiert zu, wer da gerade wie 
zum Opfer wird, und ist so froh, dass ei-
nem selbst das alles erspart bleibt, solan-
ge man nur beim Buhen oder Klatschen 
nicht unangenehm auffällt. 

Doch was soll denn zum redlichen 
Streit mit – typisch für eine freiheitliche 
Gesellschaft – auch angreifbaren Begrif-
fen motivieren, wenn sprachlicher Op-
portunismus und woke Phrasendresche-
rei das politische Überleben so sehr er-
leichtern können? Und müssen Journalis-
ten- und Politikerschaft das Volk wirklich 
erst einmal erziehen, auf dass man ihm 
stets mit politisch korrigierter und per-
fekt gegenderter Sprache kommen kann?

In Frage steht am Fall von Boris Pal-
mer jedenfalls auch die Art und Weise, in 
der wir innerparteiliche Demokratie 
durch Tun oder Lassen praktizieren wol-
len. In Frage steht auch, wie politische 
Parteien den „empirisch vorfindbaren 
Volkswillen“ widerspiegeln können, den 
zum „hypothetischen Gemeinwillen“ zu 
veredeln doch nur dann gelingen kann, 
wenn sich die Repräsentierten von ihren 
Repräsentanten nicht nur in deren Kunst-
sprache, sondern in der eigenen Alltags-
sprache angeredet empfinden. Und in 
Frage steht, ob wir jenes Ritual von Kritik 
und Selbstkritik wirklich wollen sollen, 
das so viele soeben am Beispiel Boris Pal-
mers erzwungen haben.
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VON WOLFGANG KAUFMANN

W asserstoff gilt schon des 
Längeren als Wunder-
waffe im Kampf um die 
„Klimaneutralität“. Der 

„flexible Energieträger ist unverzichtbar 
für die Energiewende“ und sei „das Erdöl 
von morgen“, heißt es etwa in den Mit-
teilungen rund um die im Juni 2020 be-
schlossene „Nationale Wasserstoffstrate-
gie“ der Bundesregierung. Deshalb plant 
man in Berlin nun auch, die Wasserstoff-
produktion in den nächsten sieben Jahren 
derart groß aufzuziehen, dass am Ende 
ein Energiebedarf in Höhe von zehn Giga-
watt gedeckt werden kann. Zum Ver-
gleich: Die Nennleistung der nunmehr 
abgeschalteten letzten drei Kernkraftwer-
ke lag 2022 zusammen bei 4,3 Gigawatt. 
Darüber hinaus soll der Wasserstoff auch 
in Brennstoffzellen-Autos sowie im Luft- 
und Schiffsverkehr zum Einsatz kommen. 

Dabei führt der ambitionierte Wunsch, 
„Deutschland zu einem globalen Vorrei-
ter bei Grünem Wasserstoff zu machen 
und langfristig die Marktführerschaft bei 
Wasserstofftechnologien zu erlangen und 
zu sichern“, allerdings zur Blindheit ge-
genüber der Tatsache, dass der vermeint-
liche Heilsbringer Wasserstoff nicht hal-
ten kann, was er zu versprechen scheint.

Irrtümer und verdrängte Gefahren
Zum Ersten wäre da das Sicherheitspro-
blem. Reiner Wasserstoff darf keinesfalls 
auf Sauerstoff treffen, weil dann eine 
Knallgasreaktion erfolgt, sobald es einen 
Zündfunken gibt. So geschehen unter an-
derem am 6. Mai 1937 beim Absturz des 
Luftschiffes LZ 129 „Hindenburg“, dessen 
Traggaszellen mit 17 Tonnen Wasserstoff 
gefüllt waren. Beim Anblick der Bilder 
von dieser Katastrophe lässt sich erah-
nen, was passieren würde, wenn einer der 
geplanten Wasserstofftanker für den 
Transport vom Hersteller zu den Ver-
brauchern mit 12.000 Tonnen Ladekapa-
zität explodiert: Die Wucht der Detona-
tion könnte eine ganze Hafenstadt in 
Schutt und Asche legen.

Darüber hinaus ist Wasserstoff auch 
kein Energieträger wie Öl, Uran, Erdgas 
oder Kohle, sondern lediglich ein Energie-
speicher. Das heißt, er muss zunächst erst 
aufwändig durch die Zerlegung von Was-
ser in Wasserstoff und Sauerstoff gewon-

nen werden, was die Zufuhr von erhebli-
chen Mengen Energie erfordert, bevor 
diese dann wieder abgegeben werden 
können. Das unterscheidet den Wasser-
stoff von sämtlichen fossilen Energieträ-
gern, aber auch von alternativen Energie-
quellen wie Wind- und Wasserkraft.

Zum Dritten sind die Methoden zur 
Herstellung von Wasserstoff in der Regel 
alles andere als umweltfreundlich, was 
insbesondere für die kostengünstigen 
Verfahren gilt. Beispielsweise liegt der 
Preis für die Synthese von einem Kilo 
Wasserstoff unter Verwendung von Stein- 
oder Braunkohle bei 1,20 Euro pro Kilo-
gramm, und wenn Methangas zum Ein-
satz kommt, bei 1,90 Euro. 

Das sorgt dann freilich für einen brei-
ten „CO₂-Fußabdruck“: Bei der Verbren-
nung von Kohle im Zuge der Wasserstoffge-
winnung entstehen zwischen 15 und 25 Kilo-
gramm Kohlendioxid pro Kilo Wasser-
stoff. Aber selbst wenn nur Strom, der zu 
einhundert Prozent aus Erneuerbaren 
Energien stammt, verwendet wird, fallen 

im Gesamtprozess der Produktion und 
des Transports des nunmehr angeblich 
„grünen“ Wasserstoffs immer noch Treib-
hausgase in der Größenordnung von vier 
Kilogramm an. Dafür liegen die finanziel-
len Aufwendungen aber bei bis zu 21 Euro.

Keine Steigerung der energie-
politischen Souveränität 
Hinzu kommt das Abhängigkeitsproblem. 
Die Bundesregierung geht selbst davon 
aus, dass Deutschland im Jahre 2050 mehr 
als 80 Prozent des dann wohl benötigten 
Wasserstoffs importieren muss, weil die 
Produktion im Ausland einfach billiger 
ist. Dabei handelt es sich bei den poten-
tiellen Lieferländern keineswegs nur um 
„lupenreine Demokratien“. Zu dieser Ka-
tegorie zählen zwar Norwegen, Frank-
reich, Kanada, Spanien, Portugal und Aus-
tralien. Zugleich wird jedoch auch auf 
Energiepartnerschaften mit dem Oman, 
Abu Dhabi, Katar, Marokko, Südafrika und 
Namibia gesetzt, wo manches im Argen 
liegt und die Regierungen irgendwann 

versucht sein könnten, die deutsche Ab-
hängigkeit vom Wasserstoff als Druckmit-
tel zu nutzen. Dann droht eine ähnliche 
Situation wie 2022, als die russischen Erd-
öl- und Erdgaslieferungen plötzlich zum 
Politikum ersten Ranges wurden.

Aus all diesen Gründen warnen Exper-
ten wie der prominente britische Investor 
und Energieanalyst Michael Liebreich vor 
zu viel Euphorie im Hinblick auf die Ver-
wendung von Wasserstoff zur Bekämp-
fung des Klimawandels: Der „dreckig“ 
hergestellte oder über große Entfernun-
gen herangeholte Wasserstoff sei eher ein 
zusätzliches Klima-Problem als dessen 
Lösung. Und den echten „grünen“ Was-
serstoff werde man auch in Zukunft durch 
billigere Alternativen ersetzen, wo immer 
die Möglichkeit dazu bestehe. 

Mit Blick hierauf meinte Liebreich im 
Oktober 2022 auf dem World Hydrogen 
Congress in Rotterdam, der ganze Trubel 
um das vermeintliche Wundermittel Was-
serstoff „fängt an, wie eine Spekulations-
blase auszusehen“. 
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Viel zu teuer und alles andere als „grün“ 
Warum der Wasserstoff auf absehbare Zeit keine Wunderwaffe zur Lösung unserer Energieprobleme ist

Hintergrund In den Plänen zur Energiewende kommt dem Wasserstoff eine herausragende Bedeutung zu.  
Doch wie realistisch sind die Erwartungen – und wie ökonomisch sinnvoll die bisherigen Verfahren?

Unbequeme Wahrheit: Der aufwendige Transport von in Australien durch Kohleverbrennung erzeugtem Wasserstoff nach Japan 
(siehe den Text unten) zeigt, dass Wasserstoff nicht nur aufwendig herzustellen, sondern auch ökologisch fragwürdig ist  Foto: pa

Der italienische Naturforscher Felice 
Gaspare Ferdinando Fontana leitete 1780 
erstmals Wasserdampf über glühende 
Kohlen und synthetisierte auf diese Weise 
Wassergas, also eine Mischung aus 50 Pro-
zent Kohlenmonoxid und 50 Prozent 
Wasserstoff. Später wurde der Prozess 
der Wasserstoffherstellung dann von an-
deren Chemikern perfektioniert, wobei 
die ursprüngliche, wenig umweltfreund-
liche Methode von Fontana aber nie in 
Vergessenheit geriet. 

Davon zeugt nicht zuletzt ein gemein-
sames Projekt japanischer und australi-
scher Ingenieure im Latrobe Valley im Os-
ten des australischen Bundesstaates Victo-
ria. Hier, etwa 140 Kilometer von Mel-

bourne entfernt, befinden sich riesige 
Braun- und Steinkohlegruben, deren Vor-
kommen schier unerschöpflich anmuten. 
Das brachte die Führung des japanischen 
Industriekonzerns Kawasaki Heavy Indus-
tries auf die Idee, im Latrobe Valley durch 
die Verbrennung von Kohle Wasserstoff 
herstellen zu lassen und diesen in verflüs-
sigter Form nach Japan zu verschiffen.

Klassisches „Greenwashing“
Zu diesem Zweck schloss sich Kawasaki 
zwischen 2016 und 2018 mit den Unter-
nehmen Iwatani Corporation, Shell Ja-
pan, Electric Power Development, Maru-
beni, ENEOS und K-Line zu dem Konsor-
tium HySTRA zusammen. Das schuf eine 

Lieferkette zwischen dem Latrobe Valley 
und dem japanischen Hafen Kobe, deren 
wichtigstes Glied der weltweit erste expe-
rimentelle Tanker für den Wasserstoff-
transport ist. Die „Suiso Frontier“ kann 
pro Fahrt 75 Tonnen auf minus 253 °C ge-
kühlten Flüssig-Wasserstoff (LH₂) mit-
führen. Allerdings wird ein Drittel der 
Energiemenge, welche in diesem LH₂ ent-
halten ist, für die Verflüssigung und Küh-
lung benötigt. Dazu kommt ein weiteres 
Zehntel für den Antrieb des Schiffes, des-
sen erster regulärer Einsatz im Januar 
2022 erfolgte. Insofern arbeitet die „Suiso 
Frontier“ also wenig effektiv, weswegen 
die HySTRA künftig größere Einheiten 
mit 12.000 Tonnen Kapazität bauen will.

Deren Nutzung würde jedoch nichts 
daran ändern, dass es sich bei dem japa-
nisch-australischen Gemeinschaftspro-
jekt um einen typischen Fall von „Green-
washing“ handelt. Mit diesem Begriff wird 
das Vorspiegeln von nachhaltigem, klima-
freundlichem Handeln bezeichnet, wäh-
rend in der Realität das genaue Gegenteil 
passiert. Denn ein angeblich „emissions-
freies“ Auto in Japan, das mit dem in Aus-
tralien auf überaus schmutzige Weise er-
zeugten Flüssig-Wasserstoff fährt, ist 
letztlich für die Freisetzung von 25 Kilo-
gramm CO₂ pro einhundert Kilometer 
verantwortlich. Zum Vergleich: Ein Die-
sel-Golf mit fünf Litern Verbrauch käme 
hier lediglich auf 15 Kilogramm.  W.K.

MOBILITÄTSWENDE

Ein Leuchtturmprojekt mit mehr als nur „Schönheitsfehlern“
Die Zusammenarbeit von Australien und Japan zeigt die Probleme in der Erzeugung und praktischen Anwendung von Wasserstoff 

Ein „emissionsfreies“ 
Auto in Japan, das 
mit in Australien 

erzeugtem Flüssig-
Wasserstoff fährt, 
ist letztlich für die 
Freisetzung von  

25 Kilogramm CO₂ 
pro 100 Kilometer 

verantwortlich

ENERGIEPARTNER

Ein Produzent 
mit vielen 

Fragezeichen
Nach Ansicht der Bundesregierung be-
nötigt Deutschland auf dem Weg zur 
erhofften „Klimaneutralität“ deutlich 
mehr von dem idealerweise vollkom-
men „grün“ erzeugten Wasserstoff, als 
hierzulande produziert werden kann. 
Deshalb setzt sie auf Energiepartner-
schaften, für deren Ausbau in der Na-
tionalen Wasserstoffstrategie zwei 
Milliarden Euro vorgesehen sind. 

Von diesem Geld soll auch Marok-
ko profitieren. Der nordafrikanische 
Staat gilt als großer Hoffnungsträger, 
weil er über viel Wind und Sonne ver-
fügt und zudem nicht allzu weit ent-
fernt liegt. Daher wurde im Juni 2020 
eine Allianz mit der Marokkanischen 
Agentur für Solarenergie (MASEN) 
geschmiedet und der Bau einer Pilot-
anlage zur Erzeugung von „grünem“ 
Wasserstoff im industriellen Maßstab 
unter reichlichem Einsatz deutscher 
Fördermittel vereinbart. 

Allerdings gibt es nun Zweifel dar-
an, ob Marokko wirklich der richtige 
Partner sei. Immerhin hält das islami-
sche Königreich große Teile der ehe-
maligen spanischen Kolonie Westsa-
hara besetzt und verweigert der dor-
tigen Bevölkerung schon seit Jahr-
zehnten jegliches Selbstbestim-
mungsrecht. Das wurde von Berlin 
bereits mehrmals angeprangert, was 
seit 2021 für eine anhaltende diploma-
tische Verstimmung sorgt.

Hinzu kommen Befürchtungen, 
dass Marokko seinen Wasserstoff kur-
zerhand behält, wenn es unter Ener-
giemangel leidet. Außerdem stieß der 
Wasserbedarf der geplanten Synthese-
Anlagen auf Kritik. Wasser ist knapp in 
dem Wüstenstaat, deshalb müssen 
Meerwasserentsalzungsanlagen ge-
baut werden, die aber ebenfalls viel 
Elektroenergie benötigen. Daraus re-
sultieren zwei weitere Umweltrisiken: 
So könnte Marokko versuchen, sein 
Stromproblem durch mehr klima-
schädliche Kohlekraftwerke zu lösen. 
Oder es baut Atommeiler. Bei Letzte-
rem würde dann wohl Russland hel-
fen, denn Moskau und Rabat einigten 
sich Ende 2022 auf ein Abkommen zur 
Kooperation bei der friedlichen Nut-
zung der Kernenergie.  W.K.
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VON KONRAD BADENHEUER

W er meinte, bei 
der Inflation sei 
das Schlimmste 
überstanden, be-
kam dieser Tage 
beim ersten Eis 

der Saison ein Aha-Erlebnis: Aufschläge von 
über 25 Prozent, beispielsweise von 1,50 auf 
1,90 Euro pro Kugel, sind bundesweit die Re-
gel. Dabei soll angeblich die Inflationsrate im 
April auf 7,2 Prozent zurückgegangen sein. 
Wie kommen also die jüngsten Preissteige-
rungen zustande, und wie geht es weiter mit 
der Inflation? 

Nun, die Sache mit dem Eis ist schnell er-
klärt: In der Herstellung steckt viel Energie 
und dazu Agrarprodukte, deren Preise massiv 
gestiegen sind. Außerdem bekommen viele 
Eisverkäufer den Mindestlohn, und der wur-
de zwischen Juni und Oktober 2022 um stol-
ze 22,2 Prozent angehoben. Das erklärt den 
Preissprung beim Eis, der keineswegs auf die 
Habgier der Eisdielenbetreiber zurückzufüh-
ren ist. Ihnen blieb keine andere Wahl, als ihre 
höheren Kosten weiterzugeben. Nun bleiben 
sie jedoch oft auf ihrer teuren Ware sitzen und 
bekommen zum Teil Existenzprobleme. 

Anstiege vor allem bei Energie  
und Lebensmitteln
Der Blick auf das große Ganze ist schon kom-
plizierter. Zwar haben etwas gesunkene 
Weltmarktpreise für Energie die Inflations-
raten in der Euro-Zone und in den USA zu-
letzt etwas zurückgehen lassen. Aber der 
genaue Blick auf die Daten ist wenig ermuti-
gend. Da die Preise für Energie und Lebens-
mittel generell schwanken, wird auch eine 
Inflationsrate ohne diese beiden Bestandtei-
le errechnet, die sogenannte Kerninflation. 
Diese Rate aber steigt und steigt, in der Euro-
Zone auf zuletzt 5,7 Prozent. Es ist gleichsam 
so, als würden sich die höheren Preise für 
Energie und Lebensmittel langsam durch 
den gesamten „Warenkorb“ durchfressen. In 
den USA ging das so weit, dass zuletzt die 
Kerninflation mit 5,6 Prozent sogar höher lag 
als die „normale“ Inflationsrate mit noch 
5,0 Prozent. Diese wurde allerdings mit poli-
tischen Maßnahmen ein bisschen gedrückt, 
ähnlich wie in Deutschland die Zuschüsse an 
die Verbraucher für hohe Strom- und Gas-
rechnungen statistisch als „sinkende Ener-
giepreise“ erfasst wurden. Unter Fachleuten 
war das umstritten, schon weil niemand 
weiß, wie lange solche einmaligen Zuschüsse 
das Preisniveau drücken können – dauerhaft 
vermutlich nicht.

In dieser Lage hatte Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner (FDP) völlig recht, als 
er die Inflation kürzlich ein „zähes Biest“ 
nannte. Dass Lindner weitere Anstrengun-
gen für die Geldwertstabilität forderte, 
macht ihm Ehre, denn zunächst profitiert 
niemand so sehr von Inflation wie ein Fi-
nanzminister: Die Staatsschuld wird real 
entwertet, gleichzeitig steigen die Steuerein-
nahmen, weil die Beschäftigten – selbst bei 
sinkenden Reallöhnen – infolge der Progres-
sion der Einkommensteuer immer schärfer 
besteuert werden. Insofern verdient es schon 
Respekt, dass in Deutschland der Finanzmi-
nister und nicht etwa der Wirtschaftsminis-
ter mehr Preisstabilität einfordert. 

Gefragt ist vor allem die Notenbank
Der eigentliche Adressat dieses Appells ist 
natürlich die Europäische Zentralbank 
(EZB). Letztlich kann nur die Notenbank In-
flation verursachen, und auch nur sie kann 
verlorene Preisstabilität durch eine geänder-
te Politik wieder zurückgewinnen. Vergleicht 
man die Erklärungen der EZB und ihrer Prä-
sidentin Christine Lagarde aus der letzten 
Zeit mit denen vor einem Jahr, dann fällt vor 
allem eine größere Nüchternheit auf. Wäh-

Das „zähe Biest“ Inflation
In den ersten Monaten des Jahres 2023 hat sich der Anstieg der Preise verstetigt. Dies bedeutet nicht nur, dass die Verbraucher 

den Gürtel enger schnallen müssen, sondern auch, dass Sparern eine teilweise Enteignung ihres Vermögens droht

rend die EZB noch Monate nach Beginn des 
Ukrainekrieges die rasch steigenden Preise 
auf Ursachen zurückführte, auf die sie keinen 
Einfluss hatte, dabei mit ihren Prognosen 
viel zu optimistisch war und zu alledem ele-
mentare Zusammenhänge der Geldpolitik 
mit hoch abstrakten Theorien vernebelte, so 
lesen sich die Erklärungen der letzten Zeit 
wohltuend klar und realistisch.

Genau wie die US-Notenbank FED nennt 
die EZB das Problem der anziehenden Kern-
inflation klar beim Namen. Anders als vor 
noch etwa einem Jahr wird auch nicht mehr 
behauptet, dass sinkende Weltmarktpreise 
für Energie und Lebensmittel, die keineswegs 
absehbar sind, das Inflationsproblem lösen 
könnten. Außerdem hat die EZB Mitte letzten 
Jahres ihr großes, rechtlich sehr umstrittenes 
Anleihen-Kaufprogramm endlich gestoppt 
und bald danach die Zeit der negativen Zin-
sen beendet. Nun gibt die Zentralbank sogar 
zu erkennen, dass zur wirksamen Bekämp-
fung der Inflation die Zinsen eigentlich wei-
ter steigen müssten und dass sie gern ihren 
riesigen Bestand an Staats- und Unterneh-
mensanleihen (etwa fünf Billionen Euro, da-
von gut 3,2 Billionen Staatspapiere) durch 
Verkäufe abbauen würde. 

Gerade Letzteres wäre ein hoch wirksa-
mes Mittel gegen die Inflation. Denn mit je-
der Anleihe, die die Notenbank verkauft, 
fließt Geld zu ihr zurück und die Geldmenge 
sinkt um eben diesen Betrag. Nur hat diese an 
sich sinnvolle Politik leider massive Risiken 
und Nebenwirkungen. Das Grundproblem 
ist, dass ein Verkauf von Anleihen in dieser 
Dimension deren Kurse unweigerlich auf Tal-
fahrt schicken würde, und das hätte massive 
Folgen für die Stabilität der Finanzmärkte 
insgesamt. Der erste Effekt ist der auf die Bi-
lanz der EZB. Sie hat diese Anleihen zu mini-

malen Zinsen, also nahe ihrer Höchstkurse 
gekauft. So stehen sie nun in der Bilanz der 
EZB, und schon der bisherige Kursrückgang 
der Anleihen seit Anfang 2022 hat deren 
Marktwert um etwa 700 Milliarden Euro ein-
brechen lassen. Das ist eine schlechte Nach-
richt für diejenigen, die im Euro-System auf 
der Gläubigerseite stehen, also insbesondere 
für die Deutschen. 

Die Folgen für die Geschäftsbanken
Dramatischer sind die absehbaren Folgen für 
die Banken. Auch sie halten große Anleihebe-
stände als Teil ihres Eigenkapitals. Die Beträ-
ge sind heute deutlich höher als vor einigen 
Jahren, der Gesetzgeber und die Bankenauf-
sicht wollten das so. Eine Lehre aus der Fi-
nanzkrise von 2008 war nämlich, dass die 
Banken einige potentiell riskante Geschäfte 
mit mehr Eigenkapital unterlegen mussten. 
Das war naheliegend, nur leider wurde dabei 
festgelegt, dass Staatsanleihen selbst als risi-
kolos gelten. Aber eine zehnjährige Anleihe 
mit einem Zins von null oder sogar minus  
0,5 Prozent rauscht nun mal in die Tiefe, 
wenn am Markt die Zinsen steigen. Solange 
Banken solche Anleihen bis zur Endfälligkeit 
halten können, ist das kein großes Problem. 
Aber wehe, es treten Probleme auf, und die 
Banken müssen früher verkaufen. Dann wird 
aus dem Buchverlust ein ganz realer, und das 
Institut kann zahlungsunfähig werden. Dabei 
reicht es schon, dass die Akteure an den Fi-
nanzmärkten derartige Probleme nur vermu-
ten oder befürchten. Sie werden dann der be-
troffenen Bank das Vertrauen, sprich die Ein-
lagen, entziehen und das befürchtete Problem 
wird einfach deswegen in kürzester Zeit real.

Genau das ist im März innerhalb weniger 
Tage mit je einer Bank in den USA und in der 
Schweiz geschehen. Diese Krise ist an sich 

ausgestanden, aber es lohnt sich dennoch, die 
Sache nochmals anzuschauen, weil damit 
deutlich wird, warum die Notenbanken bei 
der Inflationsbekämpfung heute in einer 
schier unglaublichen Zwickmühle stecken.  

Crash in den USA und in der Schweiz 
Am 11. März musste die Silicon Valley Bank 
(SVB) schließen, genauer gesagt, die US-Ein-
lagensicherungsbehörde übernahm die Kont-
rolle und schloss das Institut. Die mittelgro-
ße Bank hatte viel in langlaufende Staatsan-
leihen investiert, und deren Kurse sind mit 
den Zinserhöhungen der FED eingebrochen. 
Die Anleger witterten Gefahr, zogen massiv 
Gelder ab, und der Crash wurde unvermeid-
lich. Um Weiterungen wie anno 2008 zu ver-
meiden, hat die US-Notenbank bei der Schlie-
ßung der SVB eine Garantie aller Einlagen bei 
dieser Bank verkündet – immerhin 175 Milli-
arden Dollar. Dennoch herrschte danach wo-
chenlang Nervosität an den US-Finanzmärk-
ten. Die große Frage war, welche andere Bank 
ähnliche Probleme haben könnte, was sich 
sofort auf die Kreditpolitik der Banken aus-
gewirkt und viele Unternehmen unter Druck 
gesetzt hat. 

Um eine Krise zu vermeiden, bot die FED 
den Banken große Liquiditätshilfen an, die in 
sehr kurzer Zeit mit sage und schreibe 
323 Milliarden Dollar auch in Anspruch ge-
nommen wurden. Diese Zahl wurde von der 
breiten Öffentlichkeit kaum wahrgenommen, 
sie zeigt aber, wie groß die Probleme vieler 
US-Banken offenbar waren. Von der Größen-
ordnung handelt es sich um einen Betrag, wie 
er auch 2008 aufgewendet wurde, um einen 
Kollaps des Finanzsystems zu verhindern. 
Der FED blieb wohl keine andere Wahl. Und 
doch: Solange eine Notenbank den Banken 
solche Beträge einfach mal zur Verfügung 
stellt, kann von wirksamer Inflationsbekämp-
fung kaum die Rede sein.

Nur eine Woche später, am 19. März, 
musste in der Schweiz in einer dramatischen 
Aktion die traditionsreiche Großbank Credit 
Suisse mit einem staatlich orchestrierten 
Notverkauf vor dem Kollaps bewahrt werden. 
Die zugesagten Beträge von bis zu 200 Milli-
arden Schweizer Franken zur Absicherung 
der Übernahme durch die größte Bank der 
Schweiz, die UBS, zeigen, was auf dem Spiel 
gestanden haben muss. Auch der drastische 
Eingriff in die Eigentumsrechte einiger Gläu-
biger der Credit Suisse – und das in der 
grundsoliden Schweiz – lässt den Abgrund 
erahnen. Mit der Übernahme der Credit 
Suisse hat die UBS nun eine Bilanzsumme, 
die doppelt so groß ist wie die gesamte Wirt-
schaftsleistung der Schweiz. Allein das macht 
klar, warum die Stabilität der Banken und die 
finanzielle Stabilität ganzer Staaten und 
Währungen nicht mehr voneinander zu tren-
nen sind. Dabei zeichnet sich ab, dass die No-
tenbanken auch in Zukunft immer wieder vor 
der Wahl stehen werden, ob sie die Inflation 
bekämpfen oder die Stabilität des Finanzsys-
tems als Ganzes erhalten wollen. Es ist klar, 
wie sie sich entscheiden werden. 

Das Kind ist in den Brunnen gefallen
Das schlichte Fazit lautet: In dieser Lage kann 
niemand der EZB oder der FED zu einer rigi-
den Stabilisierungspolitik wie Anfang der 
1980er Jahre raten. Das Kind ist eben schon 
in den Jahren nach 2015 in den Brunnen ge-
fallen, als die EZB mit massiver Geldschöp-
fung ein Problem bekämpfte, das gar nicht 
existiert hat – die angeblich drohende Defla-
tion. Der damalige Jahrhundertfehler ist 
nicht mehr zu reparieren, vielmehr dürfte 
uns das „zähe Biest“ der Inflation noch jahre-
lang begleiten, bis sich das Preisniveau an die 
gewachsene Geldmenge angepasst haben 
wird. Die Sparer und alle, deren Gehälter 
oder Renten langsamer steigen als die Preise, 
haben das Nachsehen. Aber die Betreiber von 
Eisdielen können wirklich nichts dafür. 

Skepsis beim Einkauf: Der Anstieg der Verbraucherpreise dürfte sich auch in Zukunft fortsetzen Foto: imago/Martin Wagner
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Unvorstellbare Wassermassen trafen in 
der Nacht vom 14. auf den 15. Juli 2021 die 
Region Trier und das Ahrtal in Rheinland-
Pfalz. Die Folgen: Viele Tote und Verletzte 
und Schäden in Milliardenhöhe. Die juris-
tischen Folgen sind teilweise immer noch 
nicht abgearbeitet. Manche Betroffene 
warten bis heute auf die Zahlung von Ver-
sicherungsgeldern. 

Aus politischer Sicht dürfte das Kapitel 
dagegen beendet sein. Am vergangenen 
Donnerstag hat der Untersuchungsaus-
schuss im rheinland-pfälzischen Landtag 
seine Beweisaufnahme abgeschlossen. Der 
Ausschuss hat knapp eineinhalb Jahre lang 
mehr als 220 Zeugen der Flutnacht ver-
nommen. Mit Innenminister Roger Le-
wentz (SPD) und Umweltministerin Anne 
Spiegel (Grüne) waren zwei Minister nach 
Erkenntnissen aus dem Ausschuss von ih-
ren Ämtern zurückgetreten. Der AfD-Frak-

tionsvorsitzende und Ausschuss-Obmann 
Michael Frisch sagte, der Rücktritt von 
zwei Ministern im Zuge der Aufklärung ha-
be den Menschen im Ahrtal ein Stück weit 
Gerechtigkeit gegeben. Allein das stimme 
ihn zufrieden. 

Malu Dreyer bleibt im Amt
Das Ziel, Ministerpräsidentin Malu Drey-
er (SPD) zu stürzen, erreichten weder 
Frisch noch die anderen Oppositionspoli-
tiker. Als Zeugin geladen hatte Dreyer er-
klärt, dass sie in der Flutnacht auf den 
Katastrophenschutz vertraut habe. „Die 
größte Naturkatastrophe des Landes war 
aber stärker als die Strukturen des Katas-
trophenschutzes.  Das Ausmaß der Ahr-
Flut hat sich keiner ausmalen können.“ 
Sie wies zudem daraufhin, dass sie als Mi-
nisterpräsidentin nicht Teil der operati-
ven Krisenbewältigung gewesen sei. 

„Beschämend“, nannten CDU-Politi-
ker die Argumentation Dreyers. Sie habe 
den Präsidenten der Landeskatastrophen-
schutzbehörde ADD, Thomas Linnertz, 
vorgeschoben, der insgesamt viermal als 
Zeuge vernommen wurde. Dabei ging es 
vor allem um seine frühere Vizepräsiden-
tin Begona Hermann, die kurz nach der 
Katastrophe eine Reise in die USA angetre-
ten hatte und sich nun einem Disziplinar-
verfahren ausgesetzt sieht. 

Sie steht im Verdacht, für die Reise ei-
nen dienstlichen Anlass vorgetäuscht zu 
haben, um überhaupt in die USA zu gelan-
gen. Damals waren Reisen dorthin wegen 
Corona-Beschränkungen weitgehend un-
tersagt. Linnertz erklärte, es habe damals 
keinen Urlaubsstopp gegeben, Hermanns 
Aufgaben seien von anderen Mitarbeitern 
übernommen worden. Die Beamtin ist 
mittlerweile im Vorruhestand, die politi-

schen Konsequenzen dürften sich in Gren-
zen halten. Linnertz hatte zudem darauf 
verwiesen, dass er Dreyer in der Katastro-
phen-Nacht geschrieben habe, dass die La-
ge eskaliere und die Bundeswehr benötigt 
werde. Die Ministerpräsidentin habe nicht 
unmittelbar reagiert. Dreyer argumentier-
te, sie habe ihren Experten vertraut. 

Bis zum Sommer will der Ausschuss 
seinen Abschlussbericht vorlegen. Die gro-
ße Frage, die der Ausschuss wohl nicht klä-
ren kann, ist die, ob die Katastrophe hätte 
verhindert werden können. Dass gewaltige 
Regenmassen vorhergesagt waren, ist be-
legt, das Ausmaß der Wucht habe sich wohl 
keiner vorstellen können. Dass die Mobil-
funknetze zusammengebrochen seien, 
habe man nicht ahnen können, sagte Lin-
nertz. Für die 183 Todesopfer und ihre An-
gehörigen ist dies ein schwacher Trost. 

 Peter Entinger

AHRTAL-FLUT

Ein schwacher Trost für Opfer und Angehörige
 Betroffene warten noch auf Entschädigung – Untersuchungsausschuss liefert wenig Ergebnisse

b MELDUNGEN

Milliarden für 
Immigration
Berlin – Das Bundesfinanzministeri-
um geht davon aus, dass der Bund in 
diesem Jahr 26,7 Milliarden Euro für 
die Bekämpfung der Migrationskrise 
aufbringen muss. 9,5 Milliarden sind 
dabei für Transferleistungen an die 
„Schutzsuchenden“ vorgesehen, wel-
che bislang nichts in die deutschen 
Sozialsysteme eingezahlt haben. Dazu 
kommen 2,7 Milliarden für Integrati-
onsleistungen sowie eine Milliarde für 
die Aufnahme, Unterbringung und Re-
gistrierung der Neuankömmlinge. 
Weitere 10,7 Milliarden Euro werden 
in die Bekämpfung der Fluchtursa-
chen vor Ort fließen. Zusätzlich sollen 
noch 2,8 Milliarden für die Entlastung 
der Länder und Kommunen zur Ver-
fügung stehen. Die decken ein Fünftel 
von deren Ausgaben für die Immigran-
ten, die sich auf 14 Milliarden belau-
fen. Somit kostet die Migrationskrise 
den deutschen Steuerzahler 2023 ins-
gesamt 37,9 Milliarden Euro. W.K.

Problemfall 
alte Windräder
Dessau-Roßlau – Die Windräder, die 
angeblich zur Bekämpfung des Klima-
wandels beitragen sollen, dürften in 
Zukunft gewaltige Umweltprobleme 
verursachen. Momentan stehen hier-
zulande bereits 30.000 Windturbinen 
mit jeweils drei bis zu 60 Meter langen 
Rotorblättern im Einsatz. Und diese 
müssen nach spätestens 20 Jahren er-
setzt werden. Dabei ist aber weder ei-
ne Vernichtung noch ein Recycling der 
Blätter möglich, die aus glasfaserver-
stärktem Kunststoff samt Füllungen 
aus Plastikschaum und Balsaholz be-
stehen. Aufgrund des hohen Anteils an 
Harzen und ähnlichen Materialien 
sind sie nicht für die Deponierung ge-
eignet. Ebenso scheidet eine Verbren-
nung aus, weil dabei krebserregende 
Stoffe in die Umwelt gelangen und die 
Glasfaserreste die Filteranlagen ver-
stopfen. Auch sonst existieren keiner-
lei praxistaugliche Verfahren für die 
Entsorgung der Rotorblätter, wie das 
Umweltbundesamt Ende 2022 einge-
stand. W.K.

Zu wenig 
Nachwuchs
Berlin – Im sogenannten Klimahand-
werk der Bundesrepublik fehlen im-
mer mehr Fachkräfte. So werden für 
die Erreichung des Zieles der Regie-
rung, bis 2030 sechs Millionen Wär-
mepumpen zu installieren, 60.000 
zusätzliche Monteure benötigt. Aller-
dings ist völlig unklar, woher diese 
kommen sollen. Denn das Klimahand-
werk hat nicht nur ein aktuelles Perso-
nalproblem, sondern leidet auch an 
einem Mangel an Bewerbern für die 
Ausbildung zum Heizungsbauer, Käl-
teanlagentechniker, Dachdecker, Wär-
meisolierer oder Brunnenbauer sowie 
25 weiteren als „klimarelevant“ einge-
stuften Berufen. Statt wie erforderlich 
deutlich anzusteigen, sinkt die Zahl 
der Ausbildungsanfänger sogar – im 
Jahre 2022 um 1,1 Prozent. Dadurch 
sind nun schon 11.000 Lehrstellen un-
besetzt. Diesen Zustand erklären die 
Handwerkskammern mit dem demo-
graphischen Wandel sowie dem anhal-
tenden Trend, dass Schulabgänger 
lieber einen Akademiker- statt eines 
Handwerksberufs wählen. W.K.

VON BODO BOST

J ens Marco Scherf, einer von zwei 
grünen Landräten in Deutschland, 
fordert seit Monaten angesichts 
mangelnder Aufnahmekapazitäten 

eine Begrenzung der Zuwanderung. Von 
seinen eigenen grünen Parteifreunden 
wird er deshalb totgeschwiegen und aus-
gegrenzt.

Scherf ist seit dem 30. März 2014 
Landrat des Landkreises Miltenberg im 
bayerischen Odenwald. Der überzeugte 
Lehrer hatte seine politische Karriere bei 
der Jungen Union begonnen, bevor er zu 
den Grünen kam. Bei den Grünen schaff-
te er es über ein Ortsrats-, dann ein 
Kreisrats- bis zum Landratsamt des Krei-
ses Miltenberg in Bayern, eines Land-
kreises, der traditionell fest in CSU-
Hand war. 

Kaum jemand hätte den Namen bun-
desweit gekannt, wenn Scherf nicht einer 
der ersten Grünen gewesen wäre, der im 
Januar 2023 gegen die Flüchtlingspolitik 
der Bundesregierung und seiner eigenen 
Partei aufgetreten wäre. Scherf forderte 
rigorose Maßnahmen gegen Einwanderer. 
Es müsse möglich sein, die EU-Außen-
grenze zu schützen, wenn es helfe, auch 
mit einem Zaun. Solche Worte aus dem 
Munde eines Grünen, dessen Partei eine 
„einladende Asylpolitik“ in den Ampel-
Koalitionsvertrag festgeschrieben hat, 
hatte es bislang noch nicht gegeben.

Scherf ist derzeit wohl Deutschlands 
bekanntester Landrat. Er ist überzeugt: 
Wollen die Grünen einmal den Kanzler 
stellen, führt an mehr Realismus in der 
Asylfrage kein Weg vorbei. Er fordert ein 
Umdenken in Sachen Immigration. Schon 
Ende Januar schrieb der grüne Landrat 

seinen ersten Hilferuf an den deutschen 
Kanzler, aber auch an die eigene Partei. 
„Wir Kommunen schaffen das nicht 
mehr“, schrieb er Olaf Scholz (SPD)sinn-
gemäß in einem offenen Brief und meinte 
damit die Überforderung durch den histo-
rischen Höchststand an Asylsuchern und 
Kriegsflüchtlingen. 

Vor Flüchtlingsgipfel mit Scholz
Im März hatte Scherf dann gemeinsam 
mit dem Tübinger Oberbürgermeister Bo-
ris Palmer einen zweiten Brandbrief in 
Sachen Migration an Kanzler Scholz ge-
schrieben. Damit wollten beide den Druck 
auf den für diesen Monat geplanten 
Flüchtlings-Gipfel mit dem Kanzler erhö-
hen, damit er auch wirklich Ergebnisse 
liefert. Ein erster Gipfel mit Innenminis-
terin Nancy Faeser (SPD) war ergebnislos 
geblieben. Dabei überfordere die große 

Anzahl der Geflüchteten Deutschland, so 
Scherf. 

Deutschland brauche mehr Struktur 
und Steuerbarkeit in der Migrationspoli-
tik, fordert der Landrat. Er verlangt auch 
eine schärfere Trennung zwischen den 
Immigrantengruppen von Anfang an. Mi-
granten dürften erst in die Verantwortung 
der Kommunen übergeben werden, wenn 
klar sei, dass sie eine Bleibeperspektive 
haben. 

Antworten ohne Tabus gefordert
Auch das Thema Kriminalität und Zuwan-
derung ist für Scherf kein Tabu. Derzeit 
fände in Deutschland nur jemand Hilfe, 
der es schaffe, einen 4000 oder 5000 Kilo-
meter langen Fluchtweg, geprägt von Kri-
minalität oder kriminellen Schleusern, 
über das Mittelmeer zu  überstehen – alte, 
arme Menschen oder Frauen und Kinder 
seien kaum noch darunter, dabei seien das 
die vulnerabelsten Gruppen der Her-
kunftsgesellschaften. 

Er hätte auch noch sagen können, dass 
unter den in Deutschland ankommenden 
Asylsuchern kaum noch Christen sind, 
obwohl sie, von allen fachkundigen Insti-
tuten bescheinigt, die am meisten verfolg-
te Gruppe weltweit sind. Nur, wenn man 
Antworten ohne Scheuklappen oder Ta-
bus auf diese unbequemen und drängen-
den Fragen gebe und dann umsetze, kön-
ne Deutschland weiterhin seiner humani-
tären Verantwortung gerecht werden und 
auch die Arbeitsmigration ermöglichen, 
die es dringend brauche, sagte Scherf.

Die Grüne Jugend nennt die Forde-
rungen von Scherf „menschenverach-
tend“, er wurde als „Nazi“ beschimpft 
und zum Austritt aufgefordert. Vom ex-
trem linken Flügel kommen sehr negati-
ve Reaktionen. Seine grüne Fraktions-
chefin Katharina Schulze, sonst um kein 
Statement verlegen, verweigert im Mo-
ment jede Stellungnahme zu Scherfs 
Äußerungen. 

In Bayern ist bereits Wahlkampf, in 
Bundestags- oder Landtagswahlen wird 
nach Listen gewählt, da stehen Funda-
mentalisten (Fundis) zumeist auf den 
vorderen Plätzen, gewählt werden die 
Grünen jedoch wegen ihren Realos, wie 
Scherf oder (bis zu dessen Austritt) Pal-
mer, so ist die Arbeitsteilung. Als Wahl-
magneten werden unbequeme Realos wie 
Scherf, die Wahlkämpfe auch ohne oder 
sogar gegen ihre Partei gewinnen, auch 
nicht aus der Partei ausgeschlossen. 

Seit der Gründung der Grünen gibt es 
die Strömungen der Fundis und Realos, 
aber noch nie waren die realen Probleme 
in der Migrationsfrage so drängend wie 
jetzt, dass auch die grünen Realos den 
Fundis ideologische Scheuklappenpolitik 
vorgeworfen haben. 

IMMIGRATION

Ein Grüner warnt vor Asylflut
Brandbriefe an Scholz – Als Antwort kam harsche Kritik aus der eigenen Partei

Er blickt der Realität ins Auge: Als Landrat von Miltenberg weiß Jens Marco Scherf, wo die Probleme liegen Foto: pa
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VON HERMANN MÜLLER

B undesweit laufen derzeit mehr 
als 3000 Ermittlungsverfahren 
im Zusammenhang mit Aktio-
nen der „Letzten Generation“. 

Die Vorwürfe gegen die radikalen Aktivis-
ten lauten zumeist auf Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte, Nötigung von Ver-
kehrsteilnehmern oder Verstöße gegen 
das Versammlungsfreiheitsgesetz. Das 
Amtsgericht Berlin-Tiergarten hat Ende 
April eine Unterstützerin der „Letzten 
Generation“ zu einer viermonatigen Haft-
strafe ohne Bewährung verurteilt. 

Die 24-Jährige hatte sich zusammen 
mit einer weiteren Aktivistin am 25. Au-
gust 2022 in einer Gemäldegalerie am 
Holzrahmen eines Werks des Malers Lu-
cas Cranach festgeklebt. Das Gericht wer-
tete dies als gemeinschädliche Sachbe-
schädigung. Zudem war die junge Frau 
auch an einer Straßenblockade beteiligt 
gewesen. Aus Sicht des Gerichts war dies 
der Versuch einer Nötigung. Wie eine Ge-
richtssprecherin mitteilte, hatte die Frau 
auch angekündigt, mit den Aktionen wei-
termachen zu wollen.

Bislang sind Haftstrafen noch immer 
seltene Ausnahmen. Oftmals enden die 
Ermittlungsverfahren gegen die Straßen-
blockierer ohne eine Gerichtsverhand-
lung mit einem Strafbefehl. Dieser ist zu-
meist mit einer Geldstrafe verbunden. 
Lediglich wenn die Betroffenen Einspruch 
gegen den Strafbefehl einlegen, kommt es 
zu einer mündlichen Verhandlung.

DPolG-Vize: „Unverantwortlich“
Bei einer Anhörung des Rechtsausschus-
ses des Bundestages hatten sich im Januar 
geladene Experten mehrheitlich gegen 
schärfere Strafen für Klima-Extremisten 
wegen Straßenblockaden und der Beschä-
digungen von Kunstwerken ausgespro-
chen. Auch der Deutsche Anwaltverein 
und die Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
lehnten Strafrechtsverschärfungen ab. 
Die Unionsfraktion fordert, die Bürger 
„besser vor mutwilligen Blockaden öf-
fentlicher Straßen zu schützen“. Nach 
den Vorstellungen von CDU/CSU sollen 
bei Tatbeständen wie dem gefährlichen 
Eingriff in den Straßenverkehr oder der 
Behinderung von hilfeleistenden Perso-
nen die Strafen angehoben werden oder 
mit Mindeststrafen ergehen. Rückende-

ckung für eine Verschärfung gab es für die 
Unionsfraktion von Sachverständigen der 
Opfervereinigung „Weißer Ring“ und von 
der Deutschen Polizeigewerkschaft 
(DPolG). Deren Vizechef sagte, die hohe 
Inanspruchnahme der Polizei und ande-
rer Einsatzkräfte seien unverantwortlich 
und schadeten der inneren Sicherheit.

Tatsächlich sind allein bei der Berliner 
Polizei im vergangenen Jahr durch Aktio-
nen der „Letzten Generation“ 233.000 
Einsatzstunden zusammengekommen, so 
Innensenatorin Iris Spranger im Januar. 
Die SPD-Politikerin, mittlerweile auch im 
neuen Senat wieder für das Innenressort 
zuständig, wertete die Protestaktionen 
zwar als „politisch motivierte Straftaten“, 
die „Grenze zum Extremismus“ sah 
Spranger dennoch nicht überschritten.

Auch die derzeitige Einschätzung der 
„Letzte Generation“ durch die deutschen 
Verfassungsschutzbehörden ist bemer-
kenswert. Thomas Haldenwang, Präsi-
dent des Bundesamts für Verfassungs-
schutz, sagte im März, der Verfassungs-
schutz von Bund und Ländern sehe „keine 
hinreichenden Anhaltspunkte, um die 

Klimabewegung ,Letzte Generation‘ als 
extremistisch einzuschätzen“. Berlins In-
nenverwaltung hatte bereits im vergange-
nen Herbst erklärt, sie sehe in den Aktio-
nen kein verfassungswidriges Handeln. 

Vor Kurzem sagte auch Bayerns Ver-
fassungsschutz, er sehe die „Letzte Gene-
ration“ und auch die noch radikalere 
Gruppe „Extinction Rebellion“ nicht als 
Extremisten an. Laut dem bayerischen 
Verfassungsschutzpräsidenten Burkhard 
Körner begehen die Klimakleber zwar 
Straftaten, sie hätten aber nicht das Ziel, 
„sich gegen den Staat, die Demokratie 
oder die Würde des Menschen zu rich-
ten“. So seien die Aktivisten „nicht ge-
prägt oder gesteuert durch Linksextre-
misten, sondern immer noch im bürger-
lichen Potential verankert“. 

„Bürgerräte“ am Parlament vorbei
Im Kontrast zu dieser Verortung im Bür-
gertum steht eine Sprüh-Aktion der 
„Letzten Generation“ vom 22. April auf 
dem Berliner Kurfürstendamm. Dabei wa-
ren zehn Personen über Berlins Luxus-
Boulevard gezogen und hatten Schaufens-

ter und Eingänge von Geschäften mit 
leuchtender Farbe beschmiert. Begleitet 
war dies von Parolen wie: „Wir können 
uns die Reichen nicht mehr leisten.“

Erstaunlicherweise ignorieren die 
Verfassungsschützer bei ihrer Einschät-
zung bislang einen sehr wichtigen Aspekt: 
Die Straßenblockaden sind nämlich nicht 
nur ein Versuch, Autofahrern den Willen 
der „Klimaschützer“ aufzuzwingen. Er-
klärtes Ziel der „Letzten Generation“ ist 
es, die Gründung eines sogenannten „Ge-
sellschaftsrates für Klimapolitik“ zu er-
zwingen. Beenden will die Gruppe ihre 
Aktionen erst, wenn die Bundesregierung 
den Forderungen nachkommt. Dieses 
Vorgehen kann als Nötigungsversuch von 
Verfassungsorganen gewertet werden. 
Auch ein näherer Blick auf den „Gesell-
schaftsrat“ fördert Alarmierendes zu Ta-
ge. Bereits im Februar erklärte die Aktivis-
tin Aimée van Baalen in einer ARD-Talk-
show, die „Bürgerräte“ sollten Gesetze 
erarbeiten und auch beschließen können. 
Faktisch würde damit eine gesetzgebende 
Parallelinstanz zum demokratisch ge-
wählten Bundestag geschaffen.

„LETZTE GENERATION“

Kein Fall für den Verfassungsschutz?
Weder Strafverschärfungen noch die Beobachtung der Klima-Extremisten zeichnen sich ab

„Unverantwortlich“: Klima-Extremisten bei der Schändung eines Bildes von Claude Monet in Potsdam Foto: pa

b KOLUMNE

Brandenburgs Städte und Gemeinden 
werden dieses Jahr vermutlich abermals 
fast 26.000 Flüchtlinge und Asylbewerber 
unterbringen müssen. So hohe Immigra-
tionszahlen gab es zuletzt in den Jahren 
2015 und 2016. Immer energischer for-
dern die märkischen Kommunen nun 
vom Land und vom Bund mehr Hilfe ein.

Bürgermeister und Hauptverwaltungs-
beamte von zehn Städten und Gemeinden 
aus dem Landkreis Barnim haben im April 
einen Offenen Brief an Bundeskanzler 
Olaf Scholz und an Brandenburgs Minis-
terpräsidenten Dietmar Woidke (beide 
SPD) auf den Weg gebracht und auf die 
Situation in den Asylheimen aufmerksam 
gemacht. Auch die Vorsitzende der Ar-
beitsgemeinschaft der Bürgermeister der 
großen und mittleren Städte in Branden-
burg, Michaela Wiezorek, warnt vor einer 
Überforderung: „Es gibt Kommunen, da 

herrscht in der Flüchtlingsfrage Land un-
ter“, so die parteilose Bürgermeisterin 
von Königs Wusterhausen (Landkreis 
Dahme-Spreewald). 

Selbst Linkspartei-Politiker warnt
Als ein Beispiel für eine Kommune, die 
aus eigener Kraft die Belastungen nicht 
mehr stemmen kann, nannte Wiezorek 
die Gemeinde Mittenwalde. Die Stadt im 
Landkreis Dahme-Spreewald hat sich 
schon bisher bei der Hilfe für ukrainische 
Flüchtlinge sehr stark engagiert. Nun soll 
Mittenwalde aber auch noch zusätzlich 
400 Personen aufnehmen, die in einem 
Hotel untergebracht werden sollen. Die 
soziale Infrastruktur zur Unterbringung 
so vieler Menschen ist in der Stadt mit 
nur knapp 8700 Einwohnern aber nicht 
vorhanden. Wie andere Kommunalpoliti-
ker hat  mittlerweile auch die Bürgermeis-

terin der Stadt, Maja Buße (CDU), einen 
Brandbrief an Kanzler Scholz geschickt.

Nicht nur Brandenburgs Kommunen 
sehen sich angesichts des starken Zuzugs 
von ukrainischen Kriegsflüchtlingen und 
von Asylsuchern aus anderen Ländern 
vom Bund im Stich gelassen. Auf einer 
Konferenz des Deutschen Städtetages in 
Frankfurt (Oder) forderten Oberbürger-
meister aus allen östlichen Bundeslän-
dern mehr finanzielle Hilfe vom Bund 
und den Ländern ein. Der Bund hatte ver-
gangenes Jahr für die Ukraine-Flüchtlin-
ge 1,5 Milliarden Euro und eine flücht-
lingsbezogene Pauschale von 1,25 Milliar-
den Euro für dieses Jahr zugesagt. Aus 
Sicht der Oberbürgermeister, darunter 
die Stadtoberen aus Dresden, Magdeburg, 
Wismar und Cottbus, reicht das Geld 
nicht aus. Aus der Ukraine sind binnen 
eines Jahres mehr als eine Million Men-

schen nach Deutschland gekommen. 
Obendrein steigt die Zahl der Asylanträge. 
René Wilke (Linke), Oberbürgermeister 
von Frankfurt (Oder) warnt: „Da bewegt 
sich etwas auf uns zu, das viele in der Grö-
ßenordnung vielleicht noch gar nicht auf 
dem Schirm haben.“

Helmut Dedy, Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Städtetages, wies darauf 
hin, dass den Kommunen sogar Probleme 
bleiben würden, wenn der Bund mehr zur 
Verfügung stelle. Laut Dedy stehen vieler-
orts gar keine kommunalen Gebäude und 
Flächen mehr zur Verfügung, um Asylsu-
cher unterzubringen. Angesichts der Pro-
bleme fordert der Städtetag nun zentrale 
Lager, die vom Bund betrieben werden. 
Dedy erinnerte daran, dass es nach dem 
Zweiten Weltkrieg solche zentralen  Ein-
richtungen, etwa in Friedland, bereits ge-
geben habe.  H.M.

IMMIGRATION

„Da bewegt sich etwas auf uns zu“
Brandenburg: Städte und Gemeinden sehen sich am Ende ihrer Aufnahmefähigkeit für Asylsucher

Lahme Justiz
VON THEO MAASS

Berlin ist das El Dorado der Klima-Ex-
tremisten der „Letzten Generation“. 
Sie kleben sich auf der Straße fest, 
werden von der Polizei nachsichtig be-
handelt und weggetragen. Kurze Zeit 
danach schikanieren sie den Berufs-
verkehr erneut. Um das zu verhindern, 
gibt es das ASOG – das Berliner Poli-
zeigesetz. Danach können die Aktivis-
ten für 48 Stunden in Polizeigewahr-
sam genommen werden. Das ist nach 
dem Berliner Sicherheitsgesetz mög-
lich (Paragraph 30 und 31 ASOG). Al-
lerdings hat ein Richter darüber zu 
entscheiden, ob der Unterbindungs-
gewahrsam angeordnet wird. 

Allein am letzten Montag im April 
wurden 260 Strafermittlungsverfah-
ren, unter anderem wegen Nötigung 
im Straßenverkehr und Widerstand, 
sowie 151 Ordnungswidrigkeitenanzei-
gen wegen Verstößen gegen das Ver-
sammlungsfreiheitsgesetz eingeleitet. 
Mit dem Unterbindungsgewahrsam 
war es dann aber nichts. Die 71 in Ge-
wahrsam genommenen Täter waren 
bald alle wieder auf freiem Fuß. Das 
Amtsgericht Berlin-Tiergarten macht 
das möglich. 

In der Praxis lief das so ab: Die Poli-
zei führte dem Richter zwei besonders 
krasse Fälle vor. Der Richter lehnte 
hier die Anwendung des ASOG ab. Da-
rauf verzichtete die Polizei die Vorfüh-
rung der übrigen 69 wegen des Verzugs 
von „zeitlichen Vorgaben“. Kein Wun-
der, dass bei derartigen Richtern Berlin 
als bevorzugter „Tatort“ der Klima-Ex-
tremisten ausgewählt wird. Diese mö-
gen sich durch die Einschätzung des 
Präsidenten des Bundesamtes für Ver-
fassungsschutz, Thomas Haldenwang, 
bestätigt fühlen, dass ihre Aktivitäten 
nicht verfassungsfeindlich seien. Sogar 
politische Unterstützung kam von der 
früheren Verkehrssenatorin Bettina Ja-
rasch (Grüne): „Präventivhaft bedeu-
tet, Leute ins Gefängnis zu setzen für 
Taten, die sie noch nicht begangen ha-
ben. Das ist fragwürdig und das muss 
strikt begrenzt werden.“

b MELDUNG

Chebli fordert 
Rücktritt
Berlin – Die Berliner SPD-Politikerin 
Sawsan Chebli fordert, dass die beiden 
Landesparteivorsitzenden Franziska 
Giffey und Raed Saleh wegen der An-
bahnung einer Koalition mit der CDU 
abtreten. Giffey wies Cheblis Anliegen 
kühl zurück: „Parteiwahlen sind regu-
lär im nächsten Jahr. Jetzt steht diese 
Frage nicht an.“ Chebli behauptet, 
„viele Rückmeldungen“ von Parteimit-
gliedern zu erhalten, die zu den Grü-
nen übertreten wollten. Möglicherwei-
se hatte Chebli sich Hoffnungen auf 
einen Senatorenposten gemacht. Mit 
dem Wechsel des Regierenden Bürger-
meisters von Michael Müller zu Fran-
ziska Giffey 2021 verlor sie den Posten 
eines Staatssekretärs für „Bürgerliches 
Engagement und Internationales“ und 
ist seither ohne einen geldbringenden 
politischen Posten. Chebli war in ihrer 
Zeit als Staatssekretärin vornehmlich 
dadurch aufgefallen, dass sie zahlrei-
che Anzeigen stellte. Einer ihrer Kriti-
ker hatte sie als „Quotenmigrantin der 
SPD“ und „islamische Sprechpuppe“ 
bezeichnet. Versuche, den Kritiker 
deswegen strafrechtlich zu belangen, 
scheiterten.    F.B.
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GEHEIMDOKUMENTE

NATO-Präsenz in der Ukraine aufgedeckt
Whistleblower-Enthüllungen legen eine Parteinahme des westlichen Bündnisses im Ukrainekrieg nahe

Die Vereinigten Staaten von Amerika hat-
ten über Jahrzehnte eines der liberalsten 
Abtreibungsgesetze der Welt. Doch seit 
dem vergangenen Sommer ist alles an-
ders. Das oberste US-Gericht hatte im 
vergangenen Juni das seit fast 50 Jahren 
geltende Recht einer Frau aufgehoben, 
selbst entscheiden zu dürfen, ob sie eine 
Schwangerschaft fortsetzt oder nicht. Das 
Gericht machte damit den Weg für stren-
gere Abtreibungsgesetze frei – bis hin zu 
kompletten Verboten. In einigen Bundes-
staaten traten umgehend Verbotsgesetze 
in Kraft, teilweise waren es noch Bestim-
mungen aus dem 19. Jahrhundert. 

In der vergangenen Woche hat der 
Gouverneur von North Dakota ein Gesetz 
unterzeichnet, das fast alle Abtreibungen 
in dem US-Bundesstaat verbietet. Das 
neue Gesetz präzisiere und verfeinere das 
bestehende Recht und bekräftige den An-

spruch North Dakotas als „Pro-Life-
Staat“, sagte der republikanische Gouver-
neur Doug Burgum. 

Mitte April hatte bereits der einwohn-
starke Bundesstaat Florida ein Gesetz be-
schlossen, das Schwangerschaftsabbrü-
che nach der sechsten Woche verbietet. 
Das Weiße Haus verurteilte den Schritt 
als „extrem und gefährlich“. Der US-ame-
rikanische Präsident Joe Biden hat die 
neuen Gesetze scharf kritisiert. 

Seine Vizepräsidentin Kamala Harris 
trat kürzlich gar bei einer Demonstration 
von Abreibungsbefürwortern auf. „Kön-
nen wir wirklich frei sei, wenn Familien 
intime Entscheidungen über den Verlauf 
ihrer eigenen Leben nicht treffen kön-
nen. Und können wir wirklich frei sein, 
wenn sogenannte Anführer behaupten 
,Vorreiter der Freiheit‘ zu sein, während 
sie es wagen, die Rechte des amerikani-

schen Volkes einzuschränken und die 
Grundlagen der Freiheit anzugreifen?“, 
argumentierte sie. 

Keine Chance auf politische Lösung
Präsident Biden hatte schon während des 
Wahlkampfs angesichts des erwarteten 
Urteils angekündigt, das landesweite 
Recht auf Schwangerschaftsabbrüche per 
Gesetz wieder einzuführen. Der Kampf 
für das Recht auf Abtreibung sei nicht  
vorüber, schrieb er damals auf Twitter. 
Doch sein Einfluss ist mittlerweile be-
grenzt. Dadurch, dass die Republikaner 
über eine Mehrheit im Repräsentanten-
haus verfügen, besteht faktisch keine 
Chance auf eine politische Lösung. 

Die Stimmung in den Vereinigten 
Staaten heizt sich zunehmend auf. Einer-
seits kommt es immer wieder zu Übergrif-
fen auf Abreibungskliniken, andererseits 

gingen auch Kirchen in Flammen auf, in 
denen besonders konservative Priester 
gegen Schwangerschaftsabbrüche gepre-
digt haben. Kritiker des föderalen Fli-
ckenteppichs berichten von einem Abtrei-
bungstourismus. In rund der Hälfte herr-
schen neuerdings strikte Gesetze oder 
sind in Planung. Dagegen haben beispiels-
weise die von den Demokraten regierten 
US-Bundesstaaten Kalifornien, Oregon 
und Washington erklärt, das Recht auf Ab-
treibung hochhalten zu wollen.

Für zusätzliches Chaos sorgen ver-
schiedene Gerichtsurteile zu den soge-
nannten Abtreibungspillen. Mittlerweile 
ist die Situation entstanden, dass selbst in 
den „strengen“ Staaten, der Kauf der Me-
dikamente legal ist. Schwangerschaftsab-
brüche können demnach zu Hause durch-
geführt werden, allerdings ohne ärztliche 
Aufsicht. Peter Entinger

VEREINIGTE STAATEN

Kulturkampf um das ungeborene Leben
Nach Aufhebung eines seit 50 Jahren geltenden Rechts: North Dakota schränkt Abtreibungen massiv ein

b MELDUNGEN

VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie mutmaßlich von Jack Tei-
xeira, einem Angehörigen der 
Nationalgarde der Vereinigten 
Staaten, auf verschiedenen 

Internet-Plattformen offengelegten Ge-
heimdokumente der US-Streitkräfte und 
-Geheimdienste enthalten auch Informa-
tionen über Militärangehörige von NATO-
Staaten, welche in der Ukraine im Einsatz 
stehen sollen. Damit bestätigen sie frühe-
re Berichte der „New York Times“, der 
britischen „Times“ sowie der investigati-
ven US-amerikanischen Nachrichten-
portale „The Intercept“ und „The Grayzo-
ne“ aus dem Zeitraum vom Juni bis De-
zember 2022.

Denen zufolge hat US-Präsident Joe 
Biden schon gleich nach Kriegsbeginn 
Spezialeinheiten und Geheimdienstler in 
die Ukraine entsandt, um dort ein „um-
fangreiches Programm verdeckter Opera-
tionen“ durchzuführen. Darüber hinaus 
zitierte die „Times“ den ehemaligen 

Oberbefehlshaber der königlichen Marine 
Großbritanniens, Lieutenant General 
Robert Magowan, mit den Worten, briti-
sche Kommandotruppen hätten in der 
Ukraine „diskrete Operationen in einem 
äußerst sensiblen Umfeld und mit einem 
hohen politischen und militärischen Risi-
ko“ durchgeführt oder unterstützt. 

Für „bare Münze“ genommen
Laut den neuen Enthüllungen, als deren 
Urheber der den militärischen Dienstgrad 
eines Airman First Class tragende Infor-
mant Teixeira gilt, operierten im Zeit-
raum Februar/März 2023 fast 100 Angehö-
rige von Spezialeinheiten aus mindestens 
fünf NATO-Staaten auf ukrainischem Bo-
den. Im Einzelnen soll es sich dabei um  
50 Briten, 17 Letten, 15 Franzosen, 14 US-
Amerikaner und einen Niederländer ge-
handelt haben. Dazu kamen 29 Vertreter 
des Verteidigungsministeriums der Ver-
einigten Staaten. 

Nicht genannt wird hingegen die Zahl 
der Geheimdienstmitarbeiter, die angeb-

lich ebenfalls vor Ort waren. Ebenso feh-
len in den jetzt publik gewordenen Doku-
menten jegliche Informationen über die 
Einsatzorte und Aufgaben der NATO-
Kräfte in der Ukraine.

Einige höchst vage diesbezügliche 
Hinweise lieferten die offiziellen Reaktio-
nen der genannten NATO-Staaten. Wäh-
rend Frankreich die Entsendung von Sol-
daten rundheraus abstritt, bestätigten 
Lettland und die USA „eine geringfügige 
Militärpräsenz“. Diese sollte im Falle der 
Vereinigten Staaten, so der Sprecher des 
United States National Security Council 
John Kirby, aber lediglich der Unterstüt-
zung der US-Botschaft in Kiew „bei der 
Erfüllung der Rechenschaftspflicht für die 
Ausrüstung …, welche in die und aus der 
Ukraine kommt“, gedient haben. 

Und die britische Regierung wiederum 
gab auch kein reines Dementi ab, sondern 
äußerte, die Enthüllungen Teixeiras wie-
sen ein „schwerwiegendes Maß an Unge-
nauigkeit“ auf, weshalb man nicht alles 
„für bare Münze“ nehmen dürfe.

Deutlich klarer sind hingegen einige 
Wortmeldungen von Politikwissenschaft-
lern wie Stefan Meister von der Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik 
und Gerhard Mangott von der Universität 
Innsbruck sowie dem Militärhistoriker 
beim österreichischen Bundesheer, 
Oberst Markus Reisner. Diese drei Mili-
tärexperten gehen unisono davon aus, 
dass die NATO-Soldaten als Ausbilder für 
ukrainische Kämpfer fungierten. 

Außerdem hält Meister eine Mitwir-
kung bei der Klärung „taktischer Fragen 
rund um Angriffe und Spezialoperationen 
der ukrainischen Armee“ für wahrschein-
lich, während Reisner von einer mögli-
chen Kooperation zwischen dem briti-
schen Special Boat Service (SBS) und  
ukrainischen Elitekämpfern spricht. 

Wird NATO nun zur Kriegspartei?
Und tatsächlich hat das Internetportal 
„The Grayzone“ bereits am 10. Oktober 
2022 ein Dokument namens „Support for 
Ukraine Maritime Raiding Operations“ 
(Unterstützung für maritime Überfallak-
tionen der Ukraine) vorgelegt. Dieses war 
offensichtlich zur Information der Füh-
rung des britischen Auslandsgeheim-
dienstes MI6 gedacht und enthält zahlrei-
che Planskizzen für Aktionen gegen die 
Kriegsflotte und zivile Infrastrukturen 
Russlands wie die Krim-Brücke über die 
Kertsch-Straße, welche am 8. Oktober 
2022 Ziel eines schweren Bombenan-
schlages seitens des ukrainischen In-
landsgeheimdienstes Sluschba bespeky 
Ukrajiny (SBU) wurde.

Angesichts dessen stellt sich die Frage, 
ob die Vorbereitung derartiger Einsätze 
durch NATO-Spezialisten das nordatlan-
tische Bündnis zur Kriegspartei macht. 
Dies verneinen Mangott und Meister glei-
chermaßen: Dazu müssten die ausländi-
schen Kräfte ganz direkt in Kampfhand-
lungen eingreifen, wofür es momentan 
aber keine Hinweise gebe. 

Zu dem gleichen Urteil kam zuvor be-
reits auch der Wissenschaftliche Dienst 
des Deutschen Bundestages in seiner 
Stellungnahme „Rechtsfragen der militä-
rischen Unterstützung der Ukraine durch 
NATO-Staaten zwischen Neutralität und 
Konfliktteilnahme“ vom 16. März 2022: 
Kriegspartei werde man eindeutig nur 
durch die „unmittelbare Teilnahme an 
Feindseligkeiten“.Undichtes Gebäude: Aus dem US-Verteidigungsministerium Pentagon kamen die Geheimdokumente Foto: pa

Polen baut  
20 Mini-AKW
Warschau – Die Republik Polen will 
künftig 20 kleinere modulare Kern-
kraftwerke vom Typ BWRX-300 er-
richten. Damit revidiert das Land sei-
ne bisherige Absicht, sechs große 
Atomkraftwerke konventioneller Art 
zu bauen. Die BWRX-300 werden von 
einem Konsortium hergestellt, dem 
der US-Konzern General Electric und 
das japanische Unternehmen Hitachi 
angehören. Sie gelten als kostengüns-
tig und risikoarm, da weder eine ex-
terne Stromversorgung noch Hand-
lungen des Bedienpersonals erforder-
lich sind, um die Betriebssicherheit zu 
gewährleisten. Für die Planung und 
den Bau der Anlagen erhielt der polni-
sche Staat Kredite in Höhe von vier 
Milliarden US-Dollar. Diese kommen 
von zwei Finanzinstituten unter Kon-
trolle der Regierung in Washington. 
Der erste der 20 polnischen BWRX-
300-Reaktoren soll im Jahr 2029 ans 
Netz gehen. W.K.

Italiens Terror-
Generation
Rom – Fünf italienischen Klimaakti-
visten der Ultima Generazione (Letz-
ten Generation) aus Padua droht der 
Prozess wegen Bildung einer kriminel-
len Organisation. Dies teilte die Son-
dereinheit der italienischen Staatspo-
lizei DIGOS mit, welche auf die Be-
kämpfung von Terrorismus und Extre-
mismus spezialisiert ist. Nach Anga-
ben der DIGOS sei der Zweck der Ak-
tionen der Beschuldigten gewesen, die 
Bewegungsfreiheit von Bürgern einzu-
schränken, Kulturgüter zu beschädi-
gen, gewalttätige Zwischenfälle auf 
den Straßen zu provozieren und somit 
die öffentliche Sicherheit zu gefähr-
den. Die Zuordnung zum organisier-
ten Verbrechen begründen die Ermitt-
ler laut der Tageszeitung „La Repub-
blica“ damit, dass die Mitglieder der 
Ultima Generazione nicht aus sponta-
nem zivilem Ungehorsam heraus ge-
handelt hätten, sondern zielgerichtet, 
geplant und im Rahmen hierarchi-
scher Strukturen. W.K.

Mehr russische 
Milliardäre
Moskau – Trotz der Sanktionen des 
Westens, mit denen Russland die 
Mittel zur Kriegsfinanzierung entzo-
gen und die Wirtschaft insgesamt ge-
schwächt werden sollte, ist die Zahl 
der Milliardäre in Russland gestiegen. 
Das geht aus einer Statistik des US-
Magazins „Forbes“ für das Jahr 2023 
hervor. Weltweit ist demnach die 
Zahl der Milliardäre zum zweiten Mal 
in Folge gesunken. Insgesamt gibt es 
laut „Forbes“ mit 2640 Milliardären 
jetzt 28 weniger als im Vergleich zum 
Vorjahr. Ihr Gesamtvermögen beträgt 
derzeit 12,2 Trillionen US-Dollar,  
500 Milliarden sollen die Superrei-
chen während der Krise eingebüßt 
haben. Russland hat dagegen mit ins-
gesamt 110 Personen 22 Milliardäre 
mehr als 2022. Deren Gesamtvermö-
gen stieg von 353 Milliarden auf  
505 Milliarden Dollar. Fünf russische 
Finanzgrößen haben ihre Staatsbür-
gerschaft aufgegeben. Zu den Schwer-
reichen zählen einige Oligarchen aus 
Putins unmittelbarer Umgebung, die 
ebenfalls vom Westen mit Sanktio-
nen belegt wurden. MRK
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Aus nach mehr als 70 Jahren: Ein Münchener Traditionsunternehmen musste vor Kurzem für immer schließen 

VON HERMANN MÜLLER

W ährend der Jahre der 
Corona-Pandemie sind 
in Deutschland von 
2020 bis 2022 jedes Jahr 

etwa 11.000 Läden aus dem Geschäftsle-
ben verschwunden. Die Hoffnungen vie-
ler Ladenbetreiber auf einen Aufschwung 
in der Zeit nach dem Auslaufen der Pan-
demie-Maßnahmen scheint sich nun oft-
mals nicht zu erfüllen. 

Hohe Energiepreise und die Inflation 
haben dazu geführt, dass die Deutschen 
immer noch deutlich weniger konsumie-
ren als vor der Pandemie. Mit voller 
Wucht zu spüren bekommt dies der Ein-
zelhandel.  In den Vorkrisenjahren 2015 
bis 2019 lag die Zahl der Geschäftsaufga-
ben im Schnitt bei 5000 jährlich. Für die-
ses Jahr prognostiziert der Handelsver-
band Deutschland (HDE), dass 9000 Ge-
schäfte für immer schließen werden. 

Nach Angaben des Handelsverbands, 
sorgen bei den Unternehmen vor allem 
höhere Kosten für Druck auf Erlöse und 
Gewinne. „Zudem führt die hohe Inflati-
on zu Kaufkraftverlusten bei den Verbrau-
chern“, so der HDE. Nach Angaben von 
HDE-Präsident Alexander von Preen ist 
vor allem der kleinbetriebliche Fachhan-
del im Bereich Non-Food (Nicht-Lebens-
mittel) betroffen. 

Leergefegte Stadtzentren
Angesichts des Ladensterbens warnt der 
Verband vor den Folgen für die Innen-
städte: „Ohne erfolgreichen Einzelhandel 
haben die Stadtzentren kaum Zukunfts-
perspektiven“, so von Preen. Der HDE-
Präsident warnt: „Stirbt der Handel, stirbt 
die Stadt.“ Zum Gegensteuern schlägt der 
Handelsverband eine Gründungsoffensi-
ve vor: „Unbürokratische und schnelle 
Genehmigungsprozesse für Umbauten 
und Umwidmungen müssen ganz oben 
auf die Prioritätenliste“, so der Verbands-
chef. Der HDE wünscht sich zudem flä-
chendeckend Ansiedlungsmanager. Blei-
ben Gegenmaßnahmen aus, dann könnte 
es aus Sicht des Handelsverbandes zu ei-
ner Kettenreaktion kommen, die zu noch 
mehr Leerstand in den deutschen Innen-
städten führt. 

Es ist fraglich, ob die vorgeschlagenen 
Maßnahmen tatsächlich ein weiteres La-
densterben verhindern können. Funda-
mentale Daten sprechen dafür, dass die 
vom Handel schon seit der Corona-Pan-
demie erhoffte Kehrtwende ausbleibt und 
sich der Abwärtstrend zunächst weiter 
fortsetzt. 

Im März fiel der Umsatz im Einzel-
handel nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes um 1,3 Prozent geringer aus 
als im Vormonat. Inflationsbereinigt sank 
der Umsatz der Händler im Vergleich zum 
Februar sogar um 2,4 Prozent. Zieht man 
den März 2022 zum Vergleich heran, dann 

musste der Einzelhandel sogar ein reales 
Umsatzminus von 8,6 Prozent verkraften. 
Diese Zahlen spiegeln eine sinkende Kauf-
kraft der deutschen Verbraucher wieder. 

Umsatzverluste spiegeln 
Einkommensrückgänge
Für Sebastian Dullien vom Institut für 
Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) reflektiert der Rückgang 
der Einzelhandelsumsätze die fallende 
Kaufkraft der Privathaushalte durch 
Energiepreisschock und hohe Inflation. 
Dullien geht davon aus, dass das Kon-
sumniveau des Jahres 2019 frühestens 
2025 wieder erreicht wird. „Der Energie- 
und Nahrungsmittelpreisschock bedeu-
tet damit ein halbes verlorenes Jahrzehnt 
für die deutschen Konsumentinnen und 
Konsumenten“, so der Volkswirt gegen-
über der „FAZ“.

Tatsächlich mussten Deutschlands 
Arbeitnehmer 2022 bereits zum dritten 
Mal in Folge ein Sinken der Reallöhne 
verkraften. Nach Berechnungen des Sta-
tistischen Bundesamtes sind im vergan-
genen Jahr zwar die Nominallöhne um 
3,5 Prozent gestiegen, die Inflationsrate 
lag aber fast doppelt so hoch. Unter dem 
Strich bedeutete dies für die deutschen 
Arbeitnehmer ein Sinken des Reallohns 
um mehr als drei Prozent im Vergleich 
zum Jahr 2021. Der Wert bedeutet die 
stärkste Schrumpfung seit Beginn der 
Statistik im Jahr 2008. 

Nach Prognose von Ökonomen müs-
sen sich die Arbeitnehmer hierzulande 
mittlerweile sogar auf das vierte Jahr in 
Folge mit Reallohneinbußen gefasst ma-
chen. Auch die Bundesbank geht erst im 
kommenden Jahr wieder von steigenden 
Reallöhnen aus. Bei dieser Prognose ver-

weist die Bundesbank auf eine Entwick-
lung, die schon länger befürchtet worden 
war. Demnach kommt es inzwischen zu 
sogenannten Zweitrundeneffekten. 

Dabei heben Unternehmen ihre Preise 
noch weiter an, weil sie über hohe Tarif-
abschlüsse mehr Personalkosten tragen 
müssen. Im Vergleich der Kaufkraft in den 
drei deutschsprachigen Ländern ist die 
Bundesrepublik mittlerweile sogar hinter 
Österreich zurückgefallen. Laut einer Un-
tersuchung des Konsumforschungsunter-
nehmens GfK liegt die Schweiz mit einer 
jährlichen Pro-Kopf-Kaufkraft von 49.592 
Euro weiterhin unangefochten vorn. Die 
Menschen in Österreich kommen inzwi-
schen allerdings auch auf einen durch-
schnittlichen Jahreswert von 26.671 Euro 
und überholen damit die Bundesdeut-
schen mit einem Durchschnittswert von 
26.271 Euro. 

SINKENDE KAUFKRAFT

„Stirbt der Handel,  
stirbt die Stadt“

Handelsverbände und Konjunkturforscher schlagen wegen Geschäftsaufgaben 
Alarm – Unternehmen des „Non-Food“-Bereichs konnten sich nicht erholen

Der russische Präsident Wladimir Putin 
und der türkische Präsident Recep Tayyip 
Erdoğan haben nach Angaben ihrer Büros 
miteinander telefoniert, bevor die beiden 
Länder die Einweihung des ersten türki-
schen Atomreaktors feierten. Das Atom-
kraftwerk steht in der Stadt Akkuyu in der 
südtürkischen Provinz Mersin, nicht weit 
entfernt von dem Erdbebengebiet, in dem 
im Februar dieses Jahres 50.000 Men-
schen bei einem Beben ums Leben kamen. 
Allein deswegen war zur Einweihung kein 
großes Fest geplant. Das AKW wurde von 
der staatlichen russischen Atomenergie-
gesellschaft Ros-atom gebaut. 

Erdoğan dankte Putin für dessen Hilfe 
beim Bau des Kraftwerks. Beide Staats-
chefs sprachen auch über die Schwarz-
meer-Getreide-Initiative und die Situati-

on in der Ukraine. Putin sagte, sie seien 
übereingekommen, die Zusammenarbeit 
in den Bereichen Wirtschaft, Handel und 
Landwirtschaft zu vertiefen. Die beiden 
Länder arbeiteten an einer Initiative 
Erdoğans, aus russischem Getreide her-
gestelltes Mehl in Länder zu schicken, die 
es benötigten.

Beide Präsidenten nahmen virtuell an 
einer Zeremonie teil, bei der der Kern-
brennstoff in den ersten Kraftwerksblock 
in Akkuyu geladen wurde. Das 20-Milliar-
den-Dollar-Projekt zum Bau von vier Re-
aktoren mit einer Leistung von 4800 Me-
gawatt wird es der Türkei ermöglichen, 
dem Klub der wieder wachsenden Länder 
mit ziviler Kernenergie beizutreten, dem 
Deutschland, entgegen dem Trend seit ei-
nigen Wochen nicht mehr angehört. Im 

Jahr 2025 soll die Anlage physisch ans 
Netz gehen, um Strom zu produzieren, so 
Andrej Lichatschow, Leiter von Rosatom. 
Ankara hofft, dass die Anlage die Abhän-
gigkeit der Türkei von Energieimporten 
aus Kohlenwasserstoffen verringern wird.

Erdoğan möchte eigene Atombombe
Der Bau der Akkuyu-Anlage wurde durch 
die Sanktionen des Westens erschwert. 
„Ja, wir haben gewisse logistische Proble-
me“, sagte der Direktor des Werks Ak-
kuyu, Sergej Buzkich, am Vorabend des 
Starts gegenüber Reportern. 

Die Türkei ist der einzige NATO-Staat,  
der gute Beziehungen zum russischen 
Präsidenten pflegt. Sie weigert sich, die 
westlichen Sanktionen gegen Russland zu 
unterzeichnen und versucht, ein Ende des 

Krieges zu vermitteln. Allerdings ist die 
Türkei unter Erdoğan auch eine „Ein-
Mann“ Autokratie geworden und verfolgt 
mit dem Projekt der Wiederherstellung 
eines neo-osmanischen Reiches eine ähn-
liche Politik wie Putin, der ein neues im-
periales großrussisches Reich wiederher-
stellen möchte. Erdoğan hat wiederholt 
angedeutet, dass er beabsichtigt, eine ei-
gene türkische Atombombe zu bauen.  

Der türkische Präsident nahm per Vi-
deoschaltung an der Zeremonie teil, da er 
wegen eines Gesundheitsproblems Ver-
anstaltungen absagen musste. Am 14. Mai 
stehen in der Türkei Präsidentschafts- 
und Parlamentswahlen an, deren Ausgang 
auch über die zukünftige politische Aus-
richtung des Landes entscheiden wird.

 Bodo Bost

ATOMKRAFT

Die Türkei weiht ihren ersten Atomreaktor ein
Trotz Sanktionen war die russische Rosatom beim Bau beteiligt – Erdoğan und Putin sind sich einig
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China testet 
schnelle Bahn
Peking – China plant, das bereits exis-
tierende Netz von Hochgeschwindig-
keitsverbindungen durch Trassen für 
Magnetschwebebahnen (MAGLEV) 
zu ergänzen, die Geschwindigkeiten 
von bis zu 1000 Kilometern pro Stun-
de erlauben. Bislang bestand aber das 
Problem, dass der hierfür notwendige 
Einsatz von Elektromagneten im Sta-
tus der Supraleitung Umgebungstem-
peraturen nahe dem absoluten Null-
punkt erforderte, ansonsten wäre der 
Strombedarf ins Unermessliche ge-
stiegen. Jetzt ist den Ingenieuren der 
CRRC Changchun Railway Vehicles 
Co. der Durchbruch gelungen, um die 
MAGLEV-Technik voranzubringen: 
Sie entwickelten ein Material, welches 
Supraleitung auch bei wesentlich hö-
heren Temperaturen ermöglicht, und 
testeten ihre Erfindung erfolgreich auf 
den Versuchsstrecken der CRRC. Par-
allel hierzu arbeiten andere Forscher 
an Permanentmagneten für die MAG-
LEV, welche überhaupt keinen Strom 
verbrauchen. W.K.

Holzwirtschaft 
unter Druck 
Moskau – Die russische Holzindustrie 
steht unter Druck. Exportprobleme 
aufgrund des Sanktionspakets der EU 
haben zu einem Produktionsrückgang 
geführt. Laut dem russischen Statis-
tikamt Rosstat ging die Produktion 
von Schnittholz im Jahr 2022 um  
10,3 Prozent auf 29 Millionen Kubik-
meter zurück. Obwohl China russi-
sches Holz importiert, gibt es Schwie-
rigkeiten bei der Umstrukturierung 
der Logistik. Im Januar und Februar 
2023 beliefen sich die Exporte auf  
2,6 Millionen Kubikmeter, das sind 
23,5 Prozent weniger als im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. China ist der-
zeit mit einem Anteil von 63 Prozent 
der Hauptabsatzmarkt für russische 
Unternehmen. Anfang 2023 erhöhte 
Russland zwar die Schnittholzliefe-
rungen nach China um 7,2 Prozent auf 
1,6 Millionen Kubikmeter und an zwei-
ter Stelle steht Usbekistan, aber die 
Sägewerke waren nicht in der Lage, 
alle verlorenen europäischen Märkte 
durch andere Abnehmer zu ersetzen. 
Die Regierung erhält immer mehr Un-
terstützungsanfragen von Vertretern 
der Holzindustrie. MRK

Ukraine sucht 
Investoren
Kiew – Die in Schulden versinkende 
Ukraine versucht massiv, ausländische 
Investoren ins Land zu locken, wobei 
sie gezielt US-Branchenriesen wie  
BlackRock, Goldman Sachs und J.P. 
Morgan anspricht. Laut Advantage 
Ukraine, der Plattform der Investiti-
onsinitiative, können sich Interessen-
ten für 500 Projekte bewerben und 
insgesamt 400 Milliarden US-Dollar 
anlegen. Dabei geht es vor allem um 
den Kauf von Staatsbetrieben. Außer-
dem sollen riesige landwirtschaftliche 
Nutzflächen verpachtet werden. Wie 
der Leiter des Staatsvermögensfonds 
der Ukraine, Rustem Umerov, mitteil-
te, handelt es sich dabei um einen 
klassischen „Notmarkt“ für wagemu-
tige Investoren. Wegen des Krieges 
und des Widerstands gegen die Priva-
tisierungswelle hat bislang offenbar 
niemand das Werben erhört. W.K.



FLORIAN STUMFALL

W erbeagenturen, die be-
auftragt sind, für die Er-
neuerbaren Energien 
Stimmung zu machen, 

zeigen gerne friedliche Landschaften, in 
denen sich am Boden, wie einst sanftes 
Moos, die Sonnenkollektoren ausbreiten, 
unterbrochen nur von den Türmen der 
Windräder, die frohgemut ihre Arme in 
den unschuldig blauen Himmel recken. 

Angesichts solcher Bilder und im Be-
wusstsein, dass ihre Verursacher zu glau-
ben scheinen, damit könne man Sympa-
thie wecken, stellt sich die Frage, warum 
eines der zahlreichen gewichtigen Argu-
mente gegen dieses Treiben meist uner-
wähnt bleibt. Wieso, so will man wissen, 
geht es der grünen Bewegung in fast allen 
Parteien durch, rücksichtslos die Natur zu 
verunstalten und die Umwelt auf monst-
röse Weise zu verschandeln?

Beim Versuch, darauf eine Antwort zu 
finden, stellt sich schon an diesem Punkt 
heraus, dass hier eine fanatische, um-
stürzlerische Kraft wirksam ist. Zu deren 
Instrumentarium gehört es ganz wesent-
lich, Wertvorstellungen der Gesellschaft, 
die sie bekämpft, abzuschaffen, und die 
eigenen an diese Stelle zu setzen. So ist es 
eben auch nicht die Natur als Ausdruck 
einer harmonischen Schöpfung, um die es 
der grünen Bewegung geht, sondern die 
Verwirklichung der eigenen Ideologie. In 
dieser aber und in ihrem Gefüge gibt es 
für einen Begriff wie Schönheit oder Äs-
thetik keinen Platz – im Gegenteil: Man 
setzt dies mit dem hässlichen Wort vom 
„ästhetisieren“ bewusst herab und macht 
damit das Anliegen verächtlich.

Kampf gegen bürgerliche Relikte
Auch hier zeigen sich die Grünen in der 
revolutionären Gefolgschaft Lenins, wel-
cher den Kern seiner Partei von der stren-
gen Observanz der proletarischen Vor-
schriften ausgenommen hat. Wenn etwa 
die Außenministerin optisch renoviert 
und kalfatert werden muss, dann darf das 
dem Steuerzahler durchaus einen sechs-
stelligen Betrag pro Jahr wert sein. Doch 
im Allgemeinen gilt: Ästhetik ist ein 
schädliches Relikt der bürgerlichen Epo-
che, und jede Rücksicht darauf ist nicht 
nur überflüssig, sondern vielmehr schäd-
lich. Was im grünen System nicht grund-
gelegt ist, genießt keinen Bestandsschutz. 

Diese Einstellung zeigt sich durchge-
hend, nicht nur in der Sünde wider die 

Natur. Ihre ursprünglich herausfordernde 
Art und Weise, sich in ihrem Äußeren zu 
zeigen, hat im Laufe der Jahrzehnte aller-
dings an Strahlkraft verloren. Doch als die 
ersten Grünen die Parlamente eroberten, 
taten sie das teilweise in Kleidern, als kä-
men sie unter den Brücken hervor, und 
das zu einer Zeit, als sich sogar die Besu-
cher eines Hohen Hauses bemühten, kor-
rekt gekleidet aufzutreten. Doch an die-
sem Nebenschauplatz haben die Grünen 
ihre erste Wut eingebüßt, dies ist aber nur 
eine taktische Niederlage. Vielleicht zie-
hen sie keine Turnschuhe mehr an, aber in 
den Köpfen sind diese noch vorhanden.

Ein breites Feld, mit bürgerlichen Vor-
stellungen und Vorlieben aufzuräumen, 
ist das Bauwesen, nicht nur was die Er-
richtung von Windmühlen angeht. Kein 
Wunder: Das Bauen war zu allen Zeiten 
bewusster Ausdruck hoheitlichen An-
spruchs. Nachdem die kommunale Pla-
nungshoheit ihre Regelungskraft einge-
büßt hat, schützt niemand mehr vor ge-
wollten, herausfordernden und beleidi-
genden Bausünden. Da sind indes weniger 
die Gebäude und ihre Art gemeint, denn 
hierin soll Freizügigkeit herrschen, son-
dern die Frage, wo ein Glas-/Beton-/Alu-
minium-Monster hingestellt werden darf. 
Geschieht das in einem Neubaugebiet – 
warum nicht? Doch innerhalb eines histo-
rischen Ensembles ist derlei unerträglich 
und trägt einen Zug der Bösartigkeit. 

Der Kulturkampf gegen die bürgerliche 
Welt spielt sich auch im Krieg gegen ihre 
äußerliche Darstellung ab. Wenn es dem 
einen ein Gräuel ist, eine gotische Häuser-
reihe durch einen Glaspalast zu unterbre-
chen, ist es für den anderen Ausdruck ei-
nes – angeblich dringend erforderlichen – 
neuen Denkens und somit gut. Gut – das 
führt von der reinen, formalen Ästhetik 
weiter zu ihrer inhaltlichen Bedeutung 
und damit zum Wertebewusstsein.

Dieser Zusammenhang von Ästhetik 
und Wert ist in der Gegenwart so gut wie 
vergessen, doch für die Griechen der An-

tike war er unerlässlicher Bestandteil der 
Weltanschauung. Das ging so weit, dass 
die beiden Begriffe für „schön“ und „gut“ 
im ethischen Sinne zu einem verschmol-
zen wurden. Das brachte zum einen die 
Überzeugung zum Ausdruck, dass äußer-
liche Schönheit in der Kunst immer auch 
mit einem innerlichen Wert zusammen-
hängt, und zum anderen, dass dieses Ver-
hältnis eine Bestimmung des Menschen 
zum Ausdruck bringt. 

Nehmen wir den Umkehrschluss und 
wenden wir die vielen Hässlichkeiten, die 
uns bedrängen, an im Sinne einer Weg-
weisung für den Menschen, dann kann 
einem angst werden.

Angriff auf die Sprache
Der Kampf gegen die Schönheit ist nicht  
auch nur umrissen, ohne dass erwähnt 
würde, was unserer Sprache unter dem 
Ansturm plebejischer Wut zu leiden hat. 
Das unsägliche und mit einer unerhörten 
Penetranz vorgetragene Gendern steht 
dabei im Mittelpunkt dessen, was die 
grün-rote Linke an Angriffen auf die Spra-
che und damit die bürgerliche Welt in 
Stellung bringt. Doch zur selben Zeit und 
im Schatten dieses Ärgernisses findet 
zum zusätzlichen Schaden eine Entwick-
lung statt, die gekennzeichnet ist durch 
rapide sinkende Ansprüche an die Sprach-
ästhetik, wenn nicht gar durch den be-
wussten Willen, diese auszurotten.

Auch hier wird ein Motiv wirksam, das 
für revolutionäre Bewegungen unerläss-
lich ist: der Gleichheitswahn. Es dürfe  
keine Unterschiede mehr geben, so die 
Lehre. Danach herrsche erst Gerechtig-
keit, wenn alle auf dem Stand eines Halb-
debilen angekommen wären. Herausra-
gende Eigenschaften und Leistungen, wie 
sie notwendig sind, wenn in der Gesell-
schaft Schönheit und Harmonie Geltung 
haben sollen, werden verächtlich gemacht 
und verfemt. 

Das ist der Punkt, an welchem sich der 
Zusammenhang zwischen Ästhetik und 
Ethik wieder nebelverhangen erahnen 
lässt – weit entfernt von der grünen Welt 
und den Illusionen, auf denen sie errich-
tet werden soll; weit entfernt auch von 
aller Bösartigkeit, mit welcher jeder Kul-
turkampf einhergeht, welche die schönen 
Dinge trifft und den Menschen meint.

Inszenierung einer neuen Bürgerlichkeit, in der die Werte des alten Bürgertums abgeräumt werden: Die grünen Leitfiguren 
Annalena Baerbock und Robert Habeck  Foto: pa

Der Zusammenhang 
von Ästhetik und 
Wert ist heute so 
gut wie vergessen
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PETER ENTINGER

Es ist immer wieder das gleiche Spiel. 
Wie viel Geld braucht der öffentlich-
rechtliche Rundfunk in Deutschland? 
Seit Monaten bereiten die Sendeanstal-
ten ihre Forderungen gegenüber der 
Kommission zur Ermittlung des Finanz-
bedarfs (KEF) vor. Kürzlich wurden Plä-
ne bekannt, dass die ARD eine Erhöhung 
des Rundfunkbeitrags auf über 20 Euro 
für nötig hält. 

Zumindest bei der mitregierenden 
FDP dürften diese Forderungen auf rela-
tiv wenig Zustimmung stoßen. Haben 
doch die Liberalen auf ihrem kürzlich 
abgehaltenen Bundesparteitag ein Pa-
pier beschlossen, wonach die Öffentlich-
Rechtlichen stark verschlankt werden 
sollen. Der von den Delegierten in Berlin 
gefasste Beschluss sieht eine Fusion von 
Sendern, eine Reduzierung der Zahl der 
Programme und ein Einfrieren des 
Rundfunkbeitrags mit dem längerfristi-
gen Ziel einer Beitragssenkung vor. 

Mit diesem Vorstoß dürfte die FDP 
in der Bevölkerung viel Zustimmung er-
halten. Und das ganz ohne Risiko. Denn 
SPD und CDU haben in der Vergangen-
heit stets klar gemacht, dass mit ihnen 
am lukrativen ÖRR-Ast nicht zu sägen 
ist. So setzte sich NRW-Medienminister 
Nathanael Liminski (CDU) umgehend 
für einen stabil bleibenden Rundfunk-
beitrag ein. Warum auch nicht, bekom-
men doch die Spitzenpolitiker der etab-
lierten Parteien regelmäßig großzügige 
Sendezeiten in den Talk-Runden von 
ARD, ZDF, Phoenix & Co. – und somit 
beste Werbung auf Kosten der Beitrags-
zahler. 

Insofern mag der Vorstoß der FDP 
inhaltlich richtig sein, im Endeffekt ist es 
aber nur der durchschaubare Versuch, 
eine gewisse Stimmung innerhalb der 
Bevölkerung zu bedienen. Letztlich kön-
nen die Liberalen ganz ohne Risiko ihre 
Stimme erheben, denn die Chance auf 
eine Umsetzung ihres Vorschlags ist ver-
schwindend gering. 

RENÉ NEHRING

Der Entwurf für ein neues Selbstbestim-
mungsgesetz steht. Dies meldeten übe-
einstimmend die Deutsche Presseagen-
tur und mehrere Medien. Demnach soll in 
Deutschland künftig jede Person ihr Ge-
schlecht und ihren Vornamen selbst fest-
legen und in einem vereinfachten Verfah-
ren beim Standesamt ändern können. 

Damit will die Regierung das Leben 
von transsexuellen, intersexuellen und 
nichtbinären Personen erleichtern. Zur 
Erläuterung dieser vielen Bürgern nicht 
geläufigen Begriffe, erklärte „tagesschau.
de“, dass das Wort „trans“ jene Personen 
umfasse, die sich nicht mit dem Ge-
schlecht identifizieren, „das ihnen bei 
der Geburt zugewiesen wurde“. „Inter“ 
bedeute, „angeborene körperliche Merk-
male zu haben, die sich nach medizini-
schen Normen nicht eindeutig als (nur) 
männlich oder (nur) weiblich einordnen 
lassen“. Und unter „nicht-binär“ würden 
diejenigen verstanden, die sich weder als 
Mann noch als Frau identifizieren. 

Was in Menschen vorgeht, die sich 
nicht mit ihrem angeborenen Geschlecht 

identifizieren, vermögen sich Nichtbe-
troffene kaum vorzustellen. Weshalb 
Spott über sie auch unangebracht ist. 

Und doch lohnt es, sich das Gesetz 
genauer anzusehen. Dann fällt nämlich 
auf, dass der Entwurf interessante Aus-
nahmen enthält, bei denen das bei der 
Geburt zugewiesene Geschlecht auch 
künftig eine Rolle spielt. So sollen sich 
Männer im Verteidigungsfall nicht ein-
fach durch eine schnelle Änderung ihres 
Geschlechtseintrags einer möglichen 
Einberufung entziehen können. Außer-
dem sollen Personen, die zwar rechtlich, 
aber nicht biologisch weiblich sind, kei-
nen vereinfachten Zugang zu nach Ge-
schlecht getrennten Einrichtungen wie 
Frauensaunen, öffentlichen Toiletten 
oder Umkleidekabinen, aber auch Frau-
enhäusern oder Gefängnissen erhalten. 

Im Ernstfall ist dem Staat also nicht 
egal, wer als Frau und wer als Mann ge-
boren wurde. So zeigen diese Einschrän-
kungen, dass den Machern des Gesetzes 
durchaus bewusst ist, dass Menschen 
letztendlich nur ein Geschlecht haben 
– das biologische. Und dass alles andere 
lediglich ein soziales Konstrukt ist. 

KOMMENTARE

Durchschaubarer Vorstoß

Das wahre Geschlecht 
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Luftschlacht 
über Stralsund
Berlin – „UFO 1665. Die Luftschlacht 
von Stralsund“ heißt die vom 5. Mai 
bis 27. August laufende Ausstellung in 
der Kunstbibliothek am Berliner Kul-
turforum über eine historische UFO-
Sichtung im Jahr 1665. Die damals von 
Fischern angeblich beobachtete Luft-
schlacht über der Ostsee bei Stralsund 
wird mittels eines barocken Parallel-
universums sichtbar gemacht. tws

Grass-Preis  
für eine Russin
Lüneburg – Die 1943 in Moskau gebo-
rene Autorin Ljudmila Ulitzkaja erhält 
für ihr Lebenswerk am 16. Juni den 
zum zweiten Mal verliehenen und mit 
10.000 Euro dotierten Günter-Grass-
Preis. Die Preisverleihung des ersten 
Grass-Preises an Ulrike Edschmid im 
vergangenen Jahr erfolgte pandemie-
bedingt rückwirkend für 2021. Infos: 
www.grass-haus.de tws

Nach umfangreichen Restaurierungsar-
beiten erhalten Berlin und Potsdam zwei 
hochkarätige Kunstwerke zurück. In die 
Friedrichswerdersche Kirche ist Johann 
Gottfried Schadows Doppelstandbild der 
Prinzessinnen Luise und Friederike, die 
sogenannte Prinzessinnengruppe, einge-
zogen. Und nach 81 Jahren hängt in der 
Bildergalerie von Schloss Sanssouci das 
Gemälde „Venus im Pelz“, das dem Ru-
bens-Schüler Anthonis van Dyck zuge-
schrieben wird.

Schadows lebensgroße Prinzessinnen-
gruppe gilt neben seiner Quadriga auf 
dem Brandenburger Tor als eines der be-
deutendsten Werke des Frühklassizismus. 
Dabei gibt es zahlreiche Versionen aus 
verschiedenen Materialien. Ein Marmor-
standbild steht im Eingang der Alten Na-
tionalgalerie. Angefertigt wurde es vom 
Bildhauer Claude Goussaut, wobei Scha-
dow daran nur letzte Hand anlegte. Scha-
dows Original allerdings besteht aus Gips 
und verzückte die Besucher jahrelang in 
der von Karl Friedrich Schinkel erbauten 
Friedrichswerderschen Kirche, ehe diese 
zum Sanierungsfall wegen direkt benach-

barter Bauprojekte wurde. Nach Wieder-
eröffnung der Kirche im Jahr 2020 und 
umfangreicher Restaurierung zieht nun 
auch die Prinzessinnengruppe wieder ein. 

Als „himmlische Erscheinungen […], 
deren Eindruck auch mir niemals verlö-
schen wird“ pries Johann Wolfgang von 

Goethe einst die beiden Schwestern Luise 
und Friederike von Mecklenburg-Strelitz. 
Das Originalgipsmodell nimmt im Œuvre 
Schadows und für die Skulptur des  
19. Jahrhunderts einen besonderen Stel-
lenwert ein: Es lässt am unmittelbarsten 
die Handschrift des Künstlers, aber auch 

die spannende Werkgenese des Doppel-
standbilds nachvollziehen. Die wechsel-
volle Standortgeschichte des fragilen Gip-
ses hatte im Laufe der Jahrhunderte 
schwerwiegende Schäden hinterlassen, 
die nun behoben worden sind.

Weitaus länger musste man auf die 
Rückkehr des Gemäldes „Venus im Pelz“ 
nach Schloss Sanssouci warten, was aber 
weniger den notwendigen Restaurie-
rungsmaßnahmen geschuldet war. Vor 
rund 260 Jahren gehörte das Gemälde zur 
Erstausstattung der Galerie unter König 
Friedrich dem Großen. 1942 ausgelagert 
und nach 1945 verschollen, zählte es zu-
nächst zu den Kriegsverlusten. Tatsäch-
lich befand es sich nach 1945 im Besitz 
eines Berliner Malers und wurde aus des-
sen Nachlass in private Hand verkauft, be-
vor es im Mai 2016 aus freien Stücken der 
Stiftung Preußische Schlösser und Gärten 
Berlin-Brandenburg restituiert wurde. 

Nach 81 Jahren ist die „Venus im Pelz“ 
somit wieder an ihren angestammten 
Platz in der Bildergalerie zurückgekehrt 
und kann jetzt wieder von Besuchern be-
trachtet werden. H. Tews

KUNST

Die Prinzessinnen und eine Venus sind zurück
Nach Restaurierungsarbeiten wieder in der Friedrichswerderschen Kirche und im Schloss Sanssouci

Mittelpunkt der Friedrichswerderschen Kirche: Schadows Prinzessinnengruppe

VON VEIT-MARIO THIEDE

E ine der bedeutendsten religi-
onsgeschichtlichen Sammlun-
gen der Welt hütet das Diöze-
sanmuseum Freising. Wegen 

mangelhaften Brandschutzes war es seit 
2013 geschlossen. Die Sanierung des Hau-
ses finanzierte die Erzdiözese München-
Freising mit 73,8 Millionen Euro. Für die 
Modernisierung des spätklassizistischen 
Gebäudes sorgte das Architekturbüro 
Brückner & Brückner. Markante Neue-
rung sind die bis zum Fußboden herabge-
zogenen Rundbogenfenster, die wie ver-
glaste Arkaden aussehen. 

Das Arkadenmotiv setzt sich im Erd-
geschoss fort, das somit aus einer offenen 
Raumfolge besteht. Zentraler Veranstal-
tungsort ist der Innenhof. Dessen dunkle 
Holzdecke wurde beseitigt. Durch die 
neue Glasdecke fällt nun reichlich Licht 
von oben ins Haus.

Die Schausammlung ist im ersten 
Stock eingerichtet. Die Präsentation ver-
eint Werke des frühen Christentums bis 
hin zur Gegenwartskunst. Museumsdi-
rektor Christoph Kürzeder erläutert: „Wir 
stellen in unserer Schausammlung die 
Geschichte, das Leben und die Wirkung 
der beiden wichtigsten Figuren für das 
Christentum dar: Jesus und Maria. An ih-
nen zeigt sich ja, was Menschsein ist.“

Im ersten Saal steht das Wunder der 
Geburt im Mittelpunkt. Stolz präsentiert 
die Holzfigur der „Mondsichelmadonna“ 
(Ulm, um 1510) das auf ihrem rechten 
Unterarm sitzende Jesuskind. Beide bli-
cken nachdenklich – als sähen sie die Je-
sus bevorstehende Leidensgeschichte zur 
Erlösung der Menschheit voraus. An diese 
wird im nächsten Saal mit der lebensgro-
ßen Sitzfigur des arg geschundenen Chris-
tus erinnert. Unter den Arbeiten, die sich 
auf die Nachfolge Christi beziehen, fesselt 
ein Hauptwerk Jan Pollacks: „Sturz des 
Simon Magus“ (um 1490/95). Petrus kniet 
im Freien und blickt grimmig zum schwe-

benden Simon Magus auf. Petrus betet zu 
Gott, dass er den falschen Propheten zu 
Fall bringen möge. Kleine Dämonen ver-
suchen, Simon Magus festzuhalten, doch 
sein Absturz steht kurz bevor.

Der Rundgang endet mit den „letzten 
Dingen: Erlösung oder Verdammnis“. 
Blickfang ist die golden funkelnde „Ro-
senkranztafel“ (1536). Hans Ostendorfer 
malte sie für den bayerischen Herzog Wil-
helm IV., der am unteren Bildrand mit 
Frau und Kindern Maria mit ihrem toten 
Sohn im Schoß anbetet. Über ihnen er-
hebt sich ein riesiger Rosenkranz mit Dar-
stellungen der zehn Gebote. Mittelpunkt 
des vom Rosenkranz umschlossenen Bild-
feldes ist der gekreuzigte Jesus. Gottvater, 

die Taube des Heiligen Geistes und Maria 
mit dem Jesuskind sowie die Gemein-
schaft aller Heiligen treten hinzu. Das 
Prachtwerk ist einer der wichtigsten 
Kunstschätze des Diözesanmuseums. 

In der neuen Sonderausstellung des 
Museums geht es noch bis Ende des Mo-
nats um Sexualität und christliche Religi-
on im Spiegel der Kunst. Museumschef 
Kürzeder hat sich des Themas auf Vor-
schlag von Reinhard Kardinal Marx ange-
nommen. Der Erzbischof des Bistums 
München-Freising beurteilt die Thematik 
als „höchst aktuell und brisant, da die der-
zeitige Diskussion um den Umgang mit 
Fällen sexuellen Missbrauchs in der ka-
tholischen Kirche nicht nur systemimma-

nente Probleme, wie Klerikalismus und 
Machtmissbrauch, offenlegt, sondern vor 
allem auch eine entscheidende Grund-
problematik, nämlich die oft sehr belaste-
te Beziehung vieler Menschen in unserer 
Kirche zu Körperlichkeit und Sexualität“.

Die Schau bietet über 150 Werke aus 
den letzten 2000 Jahren auf. Skulpturen 
des lüsternen Pan sowie mit erotischen 
Szenen dekorierte Öllampen aus der rö-
mischen Antike schwelgen in unbe-
schwerter Sinnenfreude. Die Mehrheit 
der Exponate aber ist christlichen The-
men gewidmet. Sie stammen aus dem 
späten Mittelalter bis hin zum frühen  
19. Jahrhundert, denn „die im Bild geführ-
ten Körperdiskurse sind in diesem Zeit-

raum klar von religiösen Ideen domi-
niert“, so Kürzeder. Die damalige christ-
liche Sexuallehre gilt in der katholischen 
Kirche noch heute: Geschlechtsverkehr 
ist nur zwischen Ehepartnern erlaubt und 
hat das Ziel, Nachwuchs zu zeugen. Kardi-
nal Marx hält das für von der Lebensreali-
tät längst überholt und daher einen Dis-
kurs über die katholische Sexuallehre für 
dringend geboten.

Die mit Lucas Cranachs Gemälde 
„Adam und Eva“ (nach 1537) beginnende 
Schau stellt den Menschen als sexuelles 
Wesen einem theologischen Ideal gegen-
über: die unreine fleischliche Begierde der 
reinen Hingabe an Gott. Als Vorbilder der 
Keuschheit treten die heilige Jungfrau 
Maria und ihr Sohn Jesus Christus auf.

Nach „Versuchungen“ fahndenden Be-
suchern seien die Gemälde der Heiligen 
Sebastian und Maria Magdalena empfoh-
len. Die auch bei vielen anderen Expona-
ten zu bemerkende Mehrdeutigkeit ist bei 
ihnen besonders offensichtlich. Die kör-
perliche Schönheit als Ausweis des Glau-
benshelden bekommt in Luca di Paolos 
Gemälde „Der heilige Sebastian mit An-
gehörigen einer Laienbruderschaft“ 
(1470–1475) eine frivole Note. Denn der 
von Pfeilen durchbohrte athletische Mär-
tyrer ist bis auf seine roten Stiefel und 
sein zur Transparenz neigendes Lenden-
tuch nackt. Die von Guido Cagnacci ge-
malte „Büßende Maria Magdalena“ 
(1626/27) hält eine Geißel und einen To-
tenschädel in den Händen. Blickfang aber 
ist ihr entblößter Oberkörper. Ihr Mund 
steht offen, ihre Augen sind geschlossen. 
Sie scheint außer sich. Ihre Buße wird 
zum lustvollen Akt.

b Bis 29. Mai im Diözesanmuseum Frei-
sing, Domberg 21, geöffnet täglich außer 
montags von 10 bis 18 Uhr, Eintritt:  
8 Euro. Der im Hirmer Verlag erschienene 
Katalog kostet 49,90 Euro, der Essayband 
39,90 Euro, beide zusammen 80 Euro. 
www.dimu-freising.de
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Biblisches Zeugnis von sexuellem Missbrauch durch lüsterne alte Männer: Veronese, „Susanna und die Ältesten“, 1580–1585

Und führe uns staunend in Versuchung
Liebe und Glaube – Das Diözesanmuseum Freising ist nach neun Jahren wieder eröffnet und widmet sich der „Verdammten Lust“



GESCHICHTE & PREUSSEN

WERNER ROLFINCK

Chemie und 
Botanik für die 

Medizin
Der Apfel fällt nicht weit vom Stamm. 
Der Vater des am 15. November 1599 in 
Hamburg geborenen Arztes, Anato-
men, Naturforschers und Botanikers 
Werner Rolfinck war Gymnasialpro-
fessor am Johanneum der Hansestadt, 
der Großvater väterlicherseits gar des-
sen Rektor gewesen. Der Großvater 
väterlicherseits war Ratsherr in Buxte-
hude. Entsprechend gut war Rolfincks 
Ausbildung. 

Seine Studien begann der Nord-
deutsche 1615 an der Universität Ros-
tock mit der Philosophie, die damals 
als Generalwissenschaft galt. 1618 ge-
wann ihn der Mediziner Daniel Sen-
nert an der Universität Wittenberg für 
seine Wissenschaft. Nach Studien ab 
1618 in Leiden, Oxford und Paris sowie 
ab 1622 in Padua promovierte er dort 
zum Doktor der Medizin. 

Rolfinck blieb zunächst bei seinem 
dortigen akademischen Lehrer, dem 
Professor der Anatomie und Chirurgie 
Adriaan van de Spiegel, lehnte jedoch 
1628 das Angebot, selbst eine Profes-
sur an der Alma Mater zu überneh-
men, ab. Lieber ging er nach Deutsch-
land zurück, wo er erst 1628 in Witten-
berg und dann 1629 in Jena Professor 
für Anatomie wurde.

Noch im Jahre 1629 errichtete Rol-
finck in Jena ein sogenanntes theatrum 
anatomicum, in dem er öffentliche Lei-
chensektionen durchführte, mit denen 
er erhebliches Aufsehen erregte. Bei 
den Toten handelte es sich vor allem 
um hingerichtete Verbrecher. Gerecht-
fertigt wurden die medizinisch er-
kenntnisreichen Sektionen mit der 
unterstellten abschreckenden Wirkung 
auf potentielle Kapitalverbrecher. 

Ab 1631 lehrte Rolfinck auch Chir-
urgie und Botanik. Um diese Zeit grün-
dete er den Botanischen Garten bezie-
hungsweise erneuerte und erweiterte 
ihn um einen hortus medicus. Dahin-
ter stand das Bestreben, seine Medi-
zinstudenten mit der heilenden Wir-
kung von Pflanzen vertraut zu machen.

Außer der Botanik war Rolfinck 
auch die Chemie eine wertvolle Hilfs-
wissenschaft der Medizin. Wie sein 
Lehrer Sennert war auch er ein Vertre-
ter der Chemiatrie, die bestrebt ist, 

Lebensprozesse wie Krankheiten auf 
chemische Vorgänge zurückzuführen. 
1638 richtete er ein chemisches Labo-
ratorium ein und begann Chemie zu 
lehren. 1639 wurde er „director exerci-
tii chymia“, zwei Jahre später Deutsch-
lands erster Chemieprofessor. In sei-
nem 1661 erstmals in Jena erschiene-
nen und danach mehrmals neu aufge-
legten Werk „Chymia in artis formam 
redacta et 6 libris comprehensa“ stellte 
er die Chemie in den Dienst der Medi-
zin. Am 6. Mai 1673 starb Werner Rol-
finck in seiner Wahlheimat und Haupt-
wirkungsstätte Jena. Manuel Ruoff
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Vor 350 Jahren gestorben: Rolfinck

VON MARTIN STOLZENAU

F ranz Gerhard Wegeler stammte 
aus Bonn, machte als Mediziner 
Karriere und wirkte zeitweilig 
als Rektor der Bonner Universi-

tät. Er bekam in Koblenz durch den Kaiser 
der Franzosen Napoleon  I. und dann 
durch Preußen wegen seiner Verdienste 
um das Gesundheitswesen im Rheinland 
verschiedene Auszeichnungen. Doch eine 
größere Bekanntheit und Nachwirkung 
über seinen Tod vor 275 Jahren hinaus bis 
in die Gegenwart erreichte er allein da-
durch, dass er als Jugendfreund und Bio-
graph Ludwig van Beethovens in die Ge-
schichte einging. Deshalb wurden in Wien 
die Wegelergasse und in Bonn-Poppels-
dorf die Wegelerstraße, die heute Sitz 
zahlreicher Universitätsinstitute ist, nach 
ihm benannt.

Franz Gerhard Wegeler wurde am 
2. August 1765 in Bonn geboren. Damit war 
er fünf Jahre älter als Ludwig van Beetho-
ven, der 1770 im Rückgebäude des Hauses 
Bonngasse 515 als Enkel des gleichnami-
gen Hofkapellmeisters und als Sohn des 
Hoftenoristen Johann van Beethoven zur 
Welt kam. Während Wegeler unter der 
Aufsicht seiner betuchten Eltern eine um-
fassende Schulbildung erlangte und bes-
tens auf eine akademische Laufbahn vor-

bereitet wurde, beschränkte sich die Un-
terrichtung Beethovens weitgehend auf 
die Musik. Sein Vater und dessen Kollegen 
vermittelten dem begabten Jungen früh 
umfangreiche Kenntnisse im Klavier- und 
Orgelspiel, im Generalbassspiel sowie in 
der Komposition. Darin übertraf er die 
Jungen und Mädchen der Bonner Mittel-

schicht um Längen. Doch hinsichtlich der 
Allgemeinbildung und gesellschaftlicher 
Umgangsformen hinkte Beethoven hin-
terher. Trotzdem wurden der vielseitig 
vorgebildete und selbstsichere Wegeler 
und der jüngere Musikersohn Freunde. 
Wegeler bewunderte dessen künstleri-
sche Begabung und versuchte früh mit 
seinen Mitteln, die sonstigen Lücken 
beim Freund zu schließen bis dahin, dass 
er den ungelenken musikalischen Hoff-
nungsträger in andere Bürger- und Adels-
familien einführte und sogar dessen An-
stellung als Musiklehrer initiierte.

Einführung in die Gesellschaft
Eine wichtige Rolle übernahm in diesem 
Zusammenhang neben dem Grafen Ferdi-
nand von Waldstein vor allem Helene von 
Breuning, die Witwe des kurfürstlichen 
Hofrates Emanuel Joseph von Breuning. 
Sie fand nach Einführung durch Wegeler 
Gefallen an Beethoven, der in der Bonner 
Gesellschaft nach ersten Konzerten als 
„Wunderkind“ bezeichnet wurde, enga-
gierte den Jüngling als Klavierlehrer ihrer 
Kinder und bemutterte ihn in gewissem 
Sinne. Zeitgenossen bezeichneten deshalb 
Helene von Breuning als „zweite Mutter“ 
des Komponisten. Wegeler war meistens 
dabei. Interessant ist zudem, dass sich 
Wegeler und Beethoven schon früh paral-

lel um Eleonore von Breuning bemühten, 
einer Tochter der verwitweten Gönnerin, 
die der Musikus am Klavier unterrichtete. 
Während Beethoven ab 1784 als Gehilfe 
von Christian Gottlob Neefe fungierte, der 
als Hoforganist und Musikdirektor am 
kurfürstlichen Hof für neue Impulse sorg-
te, studierte Wegeler an der Kurkölnischen 
Universität in Bonn Medizin. Dann gingen 
beide Freunde mit einem Stipendium des 
Kurfürsten Maximilian Franz zur Vervoll-
kommnung ihrer Studien nach Wien. We-
geler erschloss sich die führenden Wiener 
Mediziner, wurde nach seiner Rückkehr 
nach Bonn 1789 promoviert und anschlie-
ßend zum Professor erhoben. Beethoven 
dagegen blieb in Wien und sorgte für 
wachsendes musikalisches Aufsehen. 

Wegeler lehrte erfolgreich in Bonn, 
trat mit überaus modernen Erkenntnis-
sen hervor und wurde schon 1793 zum 
Rektor der Bonner Universität gewählt. 
Doch die Invasion französischer Truppen 
unterbrach seinen Aufstieg. Wegeler floh 
1794 nach Wien, wo Jugendfreund Beet-
hoven inzwischen Erfolge feierte. Er ver-
fasste in Wien medizinische Fachschrif-
ten und unterhielt bis 1796 regelmäßigen 
persönlichen Kontakt zu seinem Jugend-
freund. Dann kehrte der Medizinprofes-
sor nach Bonn zurück. Die beiden Freun-
de sollten sich niemals wiedersehen, 
pflegten aber bis zu Beethovens Tod 1827 
einen regen Briefwechsel.

Verliebt in dieselbe Frau
Wegeler lehrte zunächst wieder an der 
Bonner Universität, arbeitete nach deren 
Schließung als praktischer Arzt und wirkte 
ab 1798 als Lehrer an der Neuen Zentral-
schule. 1802 heiratete der Mediziner Eleo-
nore von Breuning, seine Jugendliebe, die 
auch von Beethoven verehrt wurde. 1804 
wurde Wegeler dann Chef der neuen Heb-
ammenschule in Bonn. Er engagierte sich 
in einigen regionalen Medizin-Kommissi-
onen für die Gesundheitsvorsorge und 
den Impfschutz, erregte damit das Inter-
esse der Franzosen und wurde 1807 nach 
Koblenz berufen, wo er die Leitung der 
Medizinalpolizei im Rhein-Mosel-Dépar-
tement übertragen bekam. Wegeler er-
warb in der Gesundheitsvorsorge und Me-
dizinkontrolle offenbar große Verdienste 
und wurde dafür vom Franzosenkaiser 
zweimal ausgezeichnet. 

Nach dessen Niederlage und dem 
Wechsel des Rheinlands vom französi-
schen Kaiserreich zum preußischen Kö-
nigreich war Wegelerer mit seiner medizi-
nischen Sachkenntnis auch für Preußen 
unverzichtbar. Auch hier gab es Ehrungen 
für ihn. Das reichte vom Eisernen Kreuz 
zweiter Klasse am weißen Bande 1817 über 
die große Große Goldmedaille 1818 bis 
zum Roten Adlerorden dritter Klasse 1831.

Im Alter beschäftigte sich der Medizi-
ner zusammen mit dem ebenfalls in Bonn 
geborenen und mit Beethoven befreunde-
ten deutschen Komponisten, Pianisten 
und Orchesterleiter Ferdinand Ries mit 
der Biographie des 1827 verstorbenen Mu-
sikgenies. Dabei entstand das gemeinsame 
Standardwerk „Biographische Notizen 
über Ludwig van Beethoven“, das 1838 im 
Koblenzer Verlag von Karl Baedeker er-
schien. Es gilt bis heute für die Beethoven- 
Forschung als unverzichtbare Quelle. Da-
mit fand der Mediziner Wegeler Eingang 
in die Musikgeschichte. Er starb am 7. Mai 
1848 im Gefolge einer Infektion in Kob-
lenz. Seine letzte Ruhestätte fand der Ju-
gendfreund und Biograph Beethovens auf 
dem Koblenzer Hauptfriedhof.

Franz Gerhard Wegeler mit dem Eisernen Kreuz und dem Roten Adlerorden: Wilhelm I.: Gemälde von Johann Heinrich Richter aus 
dem Jahre 1833 Foto: imago/Heritage Images 

FRANZ GERHARD WEGELER

Als Biograf und Unterstützer Beethovens 
schrieb der Mediziner Musikgeschichte

Sowohl die Franzosen als auch die Preußen wussten die medizinischen Leistungen des gebürtigen Bonners 
zu würdigen. Vor 175 Jahren starb der Rheinländer im preußischen Koblenz
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Mit den 
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Ferdinand Ries eine 
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GESCHICHTE & PREUSSEN

LEX BARKER

„Deutscher als alle Deutschen“
Vor 50 Jahren vertarb der US-Amerikaner, der in Deutschland als Old Shatterhand berühmt wurde

„Deutscher als alle Deutschen“ sah Lex 
Barker einem Bonmot zufolge aus und 
darüber hinaus extrem athletisch. Inso-
fern war er die ideale Verkörperung von 
Old Shatterhand, jener deutschen Karl-
May-Figur, die vielen Deutschen zumin-
dest in ihrer Kindheit ein Idol und Vor-
bild war.

Dabei war Barker nicht nur kein 
Deutscher, sondern auch kaum der deut-
schen Sprache mächtig. Er verstand sie, 
aber sprach sie nur selten. In den be-
rühmten Karl-May-Filmen mussten sei-
ne Passagen von Horst Niendorf syn-
chronisiert werden. 

Wenn Barker auch kein Landsmann 
des deutschen Landvermessers im Wil-
den Westen war, so doch fast ein Kollege. 
Denn Alexander Crichlow Barker, wie 
der am 8. Mai 1919 in Rye im Bundesstaat 
New York geborene Sohn eines wohlha-
benden Bauunternehmers eigentlich 
hieß, studierte Bauingenieurwesen, um 
den Familienbetrieb zu übernehmen. Ihn 
zog es indes zur Schauspielerei. 

1942 meldete er sich als Kriegsfreiwil-
liger. Hier besteht eine interessante Par-

allele zum französischen Winnetou-Dar-
steller Pierre Brice, der ebenfalls Kriegs-
freiwilliger war und als eher national-
konservativ beschrieben wird. 

Nach dem Krieg erhielt Barker seinen 
ersten Filmvertrag. Bereits in der Schul-
zeit war der 1,93 Meter lange Hüne in 
Leichtathletik und Football durch seine 
Sportlichkeit aufgefallen. Insofern war er 
prädestiniert, halbnackt Tarzan zu spie-
len, nachdem der eine halbe Generation 
ältere Schwimmer, Wasserballspieler und 
fünffache Olympiasieger Johnny Weiss-
müller in die Jahre gekommen war. 1949 
hatte Barker seine erste große Hauptrolle 
als Tarzan. Bis 1953 folgten vier weitere 
Tarzan-Auftritte. Zu Barkers Leidwesen 
war er damit auf den tatkräftigen Helden 
von Abenteuerfilmen festgelegt. So spiel-
te er 1957 beispielsweise die Titelrolle in 
„Lederstrumpf: Der Wildtöter“. 

Unzufrieden mit den Rollenangebo-
ten in seiner Heimat zog Barker 1957 als 
einer der ersten US-Schauspieler nach 
Italien. Allerdings bekam er auch dort 
Hauptrollen primär in Abenteuerfilmen, 
während er sich im Klassiker „La Dolce 

Vita“ mit einer Nebenrolle begnügen 
musste.

Der deutsche Filmproduzent Artur 
Brauner lernte 1960 Barker auf einer Feier 

kennen und holte ihn nach Deutschland. 
Brauners Kollege und vormaliger Mitar-
beiter Horst Wendlandt gewann Barker 
für seine 1962 beginnenden Karl-May-

Verfilmungen. Wendlandt hatte Barker 
als Titelfigur in dem US-Spielfilm „Leder-
strumpf: Der Wildtöter“ gesehen und 
hielt ihn auch für Old Shatterhand geeig-
net. In der Tat gibt es Ähnlichkeiten zwi-
schen den Figuren, und so wurden bei der 
Kostümierung Anleihen bei dem Film von 
1957 genommen. Bis zu „Winnetou und 
Shatterhand im Tal der Toten“ folgten 
sechs Jahre voller Karl-May-Verfilmun-
gen mit dem Erfolgsduo Barker-Brice, das 
auch privat harmonierte. Ausdruck des 
Erfolgs war der Bambi, den Barker 1967 
als bester ausländischer Schauspieler für 
das Jahr 1966 erhielt.

Nach der Karl-May-Serie hatte Barker 
wieder das Problem, das er bereits nach 
der Tarzan-Serie gehabt hatte. Festgelegt 
auf einen Heldentypus bekam er nicht die 
Rollen angeboten, die er wollte. Der Hel-
dendarsteller wurde zur tragischen Figur. 
Die Rede war von gesundheitlichen und 
finanziellen, von Ehe- und Alkoholprob-
lemen. Am 11. Mai 1973 erlag Lex Barker 
an einer Kreuzung in Manhattan wie wei-
land sein Vater einem Herzinfarkt.  
 Manuel Ruoff

„MACHT RAUM GEWALT“

Die NS-Spielart monumentalen Planen und Bauens
Ausstellung über nationalsozialistische Architektur und Architekten in der Berliner Akademie der Künste

VON DIRK KLOSE

M it monumentalen Bauten 
wollte der Nationalsozia-
lismus die großen Städte in 
Deutschland verändern. 

Zahlreiche Vorhaben waren in der Pla-
nung bereits weit gediehen, etwa die als 
größter Kuppelbau der Welt von Albert 
Speer geplante „Große Halle“ in Berlin, 
die Ost-West-Achse in München, ein 
250 Meter hohes „Gauhochhaus“ in Ham-
burg oder Adolf Hitlers pompöser Alters-
sitz am Donauufer in Linz. 

Über Planen und Bauen im National-
sozialismus informiert derzeit eine Aus-
stellung in der Berliner Akademie der 
Künste. Unter dem Titel „Macht Raum Ge-
walt. Planen und Bauen im Nationalsozia-
lismus“ werden NS-Institutionen im Bau- 
und Planungsbereich thematisiert sowie in 
Bildern, Filmen und Zeitdokumenten viele 
ausgeführte oder geplante Bauten gezeigt. 

Die Ausstellung ist das Ergebnis eines 
vor sechs Jahren vom Bundesbauministe-
rium in Auftrag gegebenen Forschungs-
projektes, an dem mehrere Disziplinen 
wie Architektur, Geschichtswissenschaft 
und Kunstgeschichte mit 15 Projekten be-
teiligt waren. Deren Arbeitsergebnisse 
wurden in einer vierbändigen Dokumen-
tation zusammengefasst, die jetzt im Hir-
mer Verlag vorliegt.

Nicht nur Bauwerke
Bewusst hat man keine reine Bilderschau 
nationalsozialistischer Architektur vorge-
nommen. Vielmehr sollte die Struktur der 
NS-Baupolitik in all ihren Auswirkungen 
gezeigt werden, also neben Bauwerken 
die Verantwortlichen in der Fülle der für 
das Regime typischen zersplitterten Zu-
ständigkeiten. Auch sollte nach dem Wil-
len der Aussteller deutlich werden, wie 
sich der verbrecherische Charakter des 
Regimes auch in der Architektur nieder-
schlug, etwa indem für viele Bauvorhaben 
bis 1939 Häftlinge aus Konzentrationsla-
gern, ab Kriegsbeginn mehr und mehr 
Kriegsgefangene und Zwangsarbeiter ein-
gesetzt wurden.

Zahlreiche Bilder zeugen von der Gi-
gantomanie damaligen Bauens. Grundla-
ge war ein „Gesetz über die Neugestal-
tung deutscher Städte“ vom Juni 1937. 
Vielerorts sieht man sie bis heute: etwa in 
Berlin das Olympiastadion, der Flughafen 
Tempelhof, das heutige Bundesfinanzmi-
nisterium in der Wilhelmstraße, die italie-
nische Botschaft im Tiergarten, aber auch 
neue Wohnblöcke mit „Volkswohnungen“ 
etwa am Grazer Damm; in München Bau-
ten am Königsplatz; in Nürnberg das 
Reichsparteitagsgelände mit Kongress-
halle und Resten des Zeppelinfeldes; in 
Hamburg die Bebauung des Elbufers, aber 
auch ganz neue Städte wie das heutige 
Salzgitter. Die Münchner Ost-West-Achse 
wird, ein besonderes Unikat in der Aus-
stellung, in einem erhalten gebliebenen 

Holzmodell gezeigt. Die ersten Planungen 
für die ab 1933 forcierten Reichsautobah-
nen, die in Fotografien und Reklametafeln 
zu sehen sind, gehen freilich schon auf die 
Weimarer Republik zurück.

Zahlreiche Abbildungen und Entwürfe 
illustrieren das wohl ambitionierteste 
Vorhaben des Regimes, die Nord-Süd-
Achse mitten durch Berlin mit ihrem 
sechs Kilometer langen Teilstück einer 
Prachtstraße. An deren Enden sollte im 
Süden ein Triumphbogen stehen, im Nor-
den die vielzitierte „Große Halle“, die 
320 Meter hoch sein und im Grundriss je-
weils mehr als 300 Meter im Quadrat um-
fassen sollte. Bis zu 180.000  Menschen 
hätten darin Platz finden können. Um zu 
ergründen, ob der sandige Untergrund 
solche Massen überhaupt trägt, wurde ein 

Rotunden-förmiger „Schwerbelastungs-
körper“ entwickelt, der übrigens noch 
heute im Bezirk Tempelhof zu sehen ist. 
Eine Auswertung der Berechnungen und 
Proben ergab, dass der Bau ohne eine Bo-
denverfestigung mehr als zehn Zentime-
ter pro Jahr eingesunken wäre. 

Der Betrachter sieht auch, wie unter-
schiedlich beim Bauen gewichtet wurde. 
Bauten für Partei und Staat waren in klas-
sizistischem Stil gehalten. Bei Siedlungen 
und Ordensburgen galt ein volkstümli-
cher Heimatgedanke. Für Wohnungen 
und reine Verwaltungsgebäude galt eine 
moderate Moderne. Viel Pathos strahlten 
Kasernen und Sportstätten aus. 

Baumaterial war häufig der harte Gra-
nitstein. Die Ausstellung dokumentiert 
dessen Abbau am Beispiel des KZ Flossen-

bürg, wo Inhaftierte zu schwerster Arbeit 
in Steinbrüchen herangezogen wurden, 
wie große Fotobilder an den Wänden zei-
gen. Überhaupt wurden seit Kriegsbeginn 
Häftlinge und Kriegsgefangene zu härtes-
ter Arbeit eingesetzt, wovon Aufnahmen 
von unterirdischen Stollen für neue 
„Wunderwaffen“ zeugen. Viele Häftlinge 
haben diese Strapazen nicht überlebt. 

Suche nach Kontinuitäten
Nachdem Hitler 1940 in Paris eine Parade 
der siegreichen Wehrmacht abgenommen 
hatte, schrieb er beeindruckt von der 
Stadt an Speer: „Paris ist schön, aber Ber-
lin muss schöner werden.“ Die Ausstel-
lung zeigt einen persönlich gezeichneten 
Befehl vom 25. Juni 1940, Berlin als „Welt-
hauptstadt“ auszubauen. „Ich erwarte die 
Vollendung bis zum Jahr 1950.“ 

Am Ende stehen „Kontinuitäten in 
Architektur und Städtebau in Ost und 
West“. Unter dem Druck des Wiederauf-
baus der kriegszerstörten Städte entstan-
den erstmals in Deutschland regelrechte 
Bauministerien. Gezeigt werden die ver-
antwortlichen Akteure hüben und drü-
ben, nicht selten, wie man es auch aus 
anderen Ministerien kennt, vormalige 
NSDAP- und SS-Angehörige. Auf einer 
Fotowand sieht man 150 Architekten und 
Ingenieure, die fast alle im NS-System 
Karriere gemacht hatten und diese nach 
1945 fast bruchlos fortsetzten. Viele von 
ihnen wie etwa Hannovers Stadtplaner 
Rudolf Hillebrecht erlangten internatio-
nales Renommee. 

Der Besucher kann sich am Ende dem 
Resümee der Veranstalter nicht verschlie-
ßen, dass das NS-Bauen ein ins Maßlose 
gesteigerter Monumentalismus war, der 
die vorhandene Dimension der Städte be-
wusst ignorierte und diese nur als Kulis-
sen zur eigenen Machtinszenierung be-
nutzte.

Mit einem Größenvergleich veranschaulichen die Ausstellungsmacher die Gigantomanie der NS-Architektur: Modelle des Branden-
burger Tors und der „Großen Halle“ Foto: pa

In seiner Paraderolle als Old Shatterhand: Lex Barker Foto: imago/United Archives

b Bis zum 16. Juli ist die Ausstellung 
„Macht Raum Gewalt. Planen und Bauen 
im Nationalsozialismus“ in der Akademie 
der Künste, Pariser Platz 4, 10117 Berlin, 
Telefon (030) 20057-1000, zu sehen.
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VON ROBERT MÜHLBAUER

Werbung ist immer auch 
ein Spiegel gesellschaft-
licher Werte – oder war 
es zumindest früher ein-

mal. Jeder weiß, wie sich das (Haus-)Frau-
enbild seit den 1950ern gewandelt hat. In 
jüngerer Zeit sind aber irritierende Trends 
zu Transgender-Modells in der Werbung 
zu erkennen, die auf eine völlige Verdre-
hung der Geschlechterordnung abzielen. 
Beispielsweise präsentierte der Unterwä-
schehersteller Calvin Klein vergangenes 
Jahr ausgerechnet zum Muttertag eine An-
zeige mit einem schwangeren „Trans-
mann“ (also eine biologische Frau mit 
amputierten Brüsten, Babybäuchlein und 
Bart) als Unterhosenmodell. Herrenmaga-
zine wie „GQ“ haben halbnackte „Trans-
frauen“ auf dem Titel gedruckt.

Konservative Kritiker vermuten, dass 
hinter dem Trend zu irritierender Gender- 
und Transgender-Werbung mehr steht. 
Die Obsession eines Teils des „progressi-
ven“ Lagers mit LGBT-Themen hat inzwi-
schen einen schrillen Kulturkampf ange-
heizt, bei dem auch Konzerne mitmischen. 
Vermeintlich fortschrittliche PR-Abteilun-
gen glauben, mit provozierenden Werbe-
kampagnen viel Aufmerksamkeit zu erre-
gen, welche die Marken ins öffentliche 
Gespräch bringt und letztlich zu mehr 
Umsatz und Gewinn führt.

Dieses Kalkül kann aber auch desast-
rös scheitern. Das hat jüngst in den USA 
die Budweiser-Brauerei erlebt. Ihre ver-
meintlich progressive Werbung mit einem 
Transgender-Influencer ging gewaltig 
nach hinten los. Nach wütenden Protesten 
und einem sinkenden Aktienkurs des Mut-
terkonzerns, des globale Brauriesen An-
heuser Busch InBev, sah sich das Unter-
nehmen zu einer Kehrtwende gezwungen.

PR-Gag wurde zum „Car Crash“
Was war geschehen? Eine neue Marke-
tingchefin hielt es für eine gute Idee, das 
Image der alkoholfreien Biermarke Bud 
Light mit einem „Transgender“-Werbe-
film aufzupolieren. Dazu engagierte sie 
Dylan Mulvaney, einen schwulen 26-jähri-
gen Schauspieler, der sich als „Girl“ insze-
niert, der auf der Videoplattform TikTok 
mehr als zehn Millionen Follower hat und 
dem sogar schon die US-Vizepräsidentin 
zum „Girl“-Werden gratuliert hat (siehe 
Artikel unten). In dem minutenlangen Vi-
deo für Budweiser räkelt sich Mulvaney 
affektiert kichernd in einer Badewanne 
voll Schaum und nippt an einer blauen 
Bud-Light-Dose mit ihrem Konterfei.

Die traditionellen Budweiser-Trinker 
sahen da rot. In sozialen Medien schworen 
Hunderte Nutzer, nie wieder die „Tran-
sen-Flüssigkeit“ (Tranny Fluid) anzufas-
sen. Der raubeinige Sänger Kid Rock feu-
erte sogar mit seinem vollautomatischen 
Gewehr eine Salve auf Budweiser-Dosen 
und donnerte dazu „Fuck Bud Light, fuck 
Anheuser Busch“. Getränkehändler und 

Bars berichteten, dass der Absatz des einst 
bei Sportlern beliebten Bud Light einge-
brochen sei. Die Trans-Werbung wurde 
damit für das Unternehmen zum „Car 
Crash“, wie Amerikaner sagen. In den Ta-
gen nach Beginn der Boykott-Welle sank 
der Aktienkurs des belgischen Mutterkon-
zerns AB InBev um mehrere Dollar. Der 
Börsenwert eines der weltgrößten Brau-
konzerne schrumpfte damit um Milliar-
den. „Bud Lights Mutterkonzern hat mehr 
als sechs Milliarden Dollar Marktkapitali-
sierung verloren, seit die Partnerschaft 
mit Mulvaney eine Gegenreaktion ausge-
löst hat“, titelte die auch in den USA viel-
gelesene Onlineseite der „Daily Mail“. 

Offenbar wurde der Braukonzern von 
dem Gegenwind kalt erwischt. Nur weni-
ge Tage später machte Budweiser eine 
Kehrtwende und bedauerte, dass er eine 
Diskussion ausgelöst habe, die die Gesell-
schaft „gespalten habe“. Man wolle doch 
lieber alle „bei einem Bier vereinen“. 
Flugs wurde wieder eine „patriotische“ 
TV-Kampagne nachgeschoben, für die 
Budweiser früher bekannt war – mit den 
traditionellen Clydesdales-Pferden und 
dem Hissen der amerikanischen Flagge. 
Zwei Manager von Bud Light, unter ande-

rem die Marketingchefin, wurden inzwi-
schen von der Arbeit freigestellt, sind also 
effektiv gefeuert.

Budweiser ist nicht der erste Konzern, 
der mit provozierender, vermeintlich pro-
gressiver Werbung Schiffbruch erleidet. 
Schon frühere Werbungen des „Transgen-
der-Girl“ Mulvaney hatten höchst gespal-
tene Reaktionen ausgelöst, etwa als er 
Tampons von Tampax anpries. Tausende 
Frauen protestierten dagegen, dass nun 
ein schwuler biologischer Mann für Mens-
truationsprodukte werben sollte. Tampax 
distanzierte sich eiligst.

„Transfrau“ verdrängt Frauen
Auch dass der Sportartikelkonzern Nike 
den Trans-Influencer als bezahlten Mar-
kenbotschafter für Sport-BH und Damen-
Leggins engagierte (im Schritt war eine 
Penis-Beule zu erkennen), stieß vielen 
sauer auf. Sogar die alternde „Transfrau“ 
Caitlyn Jenner, früherer Olympiasieger 
und Patriarch des Kardashian-Clans, fand 
es „eine Schande, dass ein legendäres ame-
rikanisches Unternehmen zu woke wird“.

Als „woke“ (erweckt, aufgeweckt) be-
zeichneten sich Linke und Anhänger der 
LGBT- und „Black Lives Matter“-Bewe-

gung, die damit ihr waches Auge für sozia-
le Ungleichheit und Diskriminierung her-
vorheben wollen. Inzwischen hat die poli-
tische Rechte den Begriff „woke“ erfolg-
reich negativ konnotiert: Er steht nun für 
einen obsessiven, irritierenden Kult um 
Minderheiten, für LGBT-Indoktrinierung 
und Unterdrückung der freien Rede durch 
Antidiskriminierungseiferer.

Der Kulturkampf um die Wokeness be-
wegt auch die Politik zunehmend. Floridas 
Gouverneur Ron DeSantis, der als stärks-
ter möglicher Herausforderer für Donald 
Trump um die republikanische Präsident-
schaftskandidatur 2024 gilt, schaltete sich 
in den Budweiser-Streit ein und kritisierte 
die Brauerei für ihren „lächerlichen“ Ver-
such, Transgenderismus zu befördern. 
„Die Wirtschaft soll sich auf ihre Kernmis-
sion besinnen, gute Dienstleistungen und 
Produkte herzustellen, und nicht in woken 
Aktivismus verfallen“, mahnte DeSantis.

Die Transgender-Debatte hat indes 
viele Facetten. Eine davon ist der Kampf 
um den Frauensport. Vergangenes Jahr er-
regte der Fall des biologischen Mannes Lia 
Thomas als Transgender-Schwimmerin 
bei einer Hochschulmeisterschaft Aufse-
hen. Kritiker monieren, dass die biolo-

gisch männliche „Transfrau“ einen unfai-
ren Vorteil gegenüber weiblichen Sport-
lern besitze. Die Republikaner im Abge-
ordnetenhaus haben vergangene Woche 
für ein Gesetz gestimmt, das Transgender 
aus dem Mädchen- und Frauensport an 
Schulen und Hochschulen verbannen soll. 
Der republikanische Abgeordnete Greg 
Steube sagte dazu, die Menschheit habe 
„über tausende Jahre“ anerkannt, dass 
Frauen und Männer „biologisch verschie-
den“ seien. „In den vergangenen Jahren 
hat es eine Perversion unserer Kultur 
durch den Feind gegeben. Die Linke hat 
komplett die Lüge übernommen, um die 
Geschlechterlinien auszuradieren.“ Die 
Demokraten haben aber schon angekün-
digt, das Gesetz im Senat zu blockieren. Als 
letzte Maßnahme, um das Gesetz zu stop-
pen, will Präsident Biden ein Veto einlegen.

All dies sind Zeichen eines fundamen-
talen Kulturkampfs um die Geschlechter-
ordnung, der nach den Universitäten und 
der Politik auch die Wirtschaft und die 
ganze Gesellschaft erfasst hat. Immerhin 
sind die konservativen Verteidiger einer 
traditionellen Geschlechterordnung auf-
gewacht und bieten den „woken“ Aktivis-
ten neuer Transgender-Normen die Stirn.
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GESCHLECHTER-POLITIK I

Zum „1. Geburtstag“ in seinem neuen Le-
ben als „Girl“ hat Amerikas bekanntester 
Transgender-Aktivist Dylan Mulvaney so-
gar einen Glückwunsch aus dem Weißen 
Haus erhalten. Vizepräsidentin Kamala 
Harris schrieb an den 26-Jährigen, der seit 
einem Jahr als „Mädchen“ auftritt: „Lieber 
Dylan, ich schicke Dir die wärmsten Grü-
ße zur Feier des 365. Tages, an dem Du 
authentisch lebst.“ 

Authentisch leben heißt im Falle Mul-
vaney, dass er als „Trans-Girl“ in TikTok-
Filmchen in Leggins herumhüpft oder auf 
seinem Bett krümmt und stöhnt, weil er 
angeblich Menstruationsschmerzen erlei-
det. Mehr als zehn Millionen TikTok-Nut-

zer verfolgen Mulvaneys „Girl“-Filmchen. 
Durch seine Fürsprache für die LGBTQ+-
Community habe der Transgender-Akti-
vist „junge Leute in der ganzen Nation 
und rund um die Welt inspiriert“, meinte 
Joe Bidens Stellvertreterin Mitte März auf 
ihrem offiziellen Briefpapier mit goldenen 
Adlerwappen im Kopf.

Für Mulvaney war damit wohl der Hö-
hepunkt der öffentlichen Anerkennung 
erreicht. Bis vor einem Jahr war er ein mä-
ßig erfolgreicher Schauspieler, der in un-
bedeutenden Filmen Kleinrollen über-
nahm. Dann verfiel er auf die Idee, ein 
„Mädchen“ zu werden, und seine Karriere 
startete raketenhaft zu höchstem Ruhm. 

Inzwischen hat Mulvaney mit Werbe-
verträgen für Budweiser, Nike und andere 
Unternehmen (siehe oben) wohl schon 
mehr als eine Million Dollar eingenom-
men. Rich Lowry, Chefredakteur der kon-
servativen „National Review“, hat präzise 
analysiert, „wie ein schillernder schwuler 
Mann das Amerika der Konzerne erobert 
hat“. Mulvaney ist clever darin, eine kli-
scheehafte Rolle des affektierten Trans-
Mädchens zu spielen. Viele geben sich 
hingerissen von der vermeintlichen pro-
gressiven Gender-Ikone. Andere sind aber 
verärgert. Nicht wenige Frauen fühlten 
sich verspottet durch die gespielten 
Menstruationsschmerzen des Schwulen.

Die Biden-Regierung ist stolz darauf, 
erstmals Transgender-Personen in höchs-
te Ämter befördert zu haben. Die promi-
nenteste „Transfrau“ in der Regierung ist 
Rachel Levine, ein Mediziner, der/die als 
Staatssekretär im Gesundheitsministeri-
um arbeitet und dort auch eifrig die Wer-
betrommel für Transgender-Behandlun-
gen von Kindern und Jugendlichen rührt. 

Die Zeitung „USA Today“ erklärte Le-
vine zur „Woman of the Year“ 2022. Le-
vine bekam gleich auch noch den Titel 
und die Uniform eines Admirals der 
Kriegsmarine dazu verliehen. In dieser 
Uniform traf Levine dann bei einem Emp-
fang der französischen Botschaft auf Sam 

Brinton im Kleid – das bizarre Foto wurde 
tausendfach geteilt.

Die Biden-Regierung hatte Brinton, ei-
nen „gender-fluiden“ Glatzkopf, der gerne 
viel roten Lippenstift trägt, zum Unter-
staatssekretär im Energieministerium, zu-
ständig für Nuklearmüll-Lager, befördert. 
In seiner Freizeit tritt er als LGBT-Aktivist 
auf und pries Kurse für Fessel-Sex an. Seine 
politische Karriere nahm Ende 2022 aber 
ein abruptes Ende, nachdem er mehrfach 
in Flughäfen beim Diebstahl fremder Kof-
fer voller Frauenwäsche erwischt wurde. 
Im April wurde Brinton gerichtlich zu ei-
nem halben Jahr Bewährungsstrafe und 
einer Geldstrafe verurteilt.  R.M.

GESCHLECHTER-POLITIK II

Die Liebe des Weißen Hauses zu Transpersonen
Ein Schwuler wird als „Girl“ gefeuert, eine Transfrau Admiral und ein Staatssekretär beim Wäsche-Klauen erwischt

Steile Karriere: Dylan Mulvaney bei einer Musical-Premiere vergangenen März am New Yorker Broadway Foto: ddp images

Transgender-Aktivismus  
schmeckt nicht vielen

Provozierende Werbung kann nach hinten losgehen. Das hat der Budweiser-Braukonzern erlebt,  
der ein umstrittenes Transgender-Modell für sich engagierte



VON DAWID KAZANSKI

I n den vergangenen Jahren hat der 
Umweltgedanke in vielen Lebens-
bereichen mit Nachdruck Einzug 
gehalten. Gesunde Ernährung 

schien die Gewöhnung an Fast Food, ver-
arbeitete Lebensmittel und schnelles, un-
gesundes Essen zu verdrängen. Vor allem  
die Menschen in den Großstädten setzten 
auf eine gesunde Ernährung und trafen 
beim täglichen Lebensmitteleinkauf eine 
bewusstere Wahl. Dieser Trend wurde 
auch von den Medien aus Gründen des 
Umweltschutzes unterstützt. 

Im südlichen Ostpreußen schossen 
Naturkost-, Kräuter- und Bioläden wie 
Pilze aus dem Boden. Sie boten unter an-
derem Fleisch aus biologischer Aufzucht, 
frisches, regional zertifiziertes Obst und 
Gemüse, Produkte aus biologischem An-
bau, verschiedene Naturkosmetika und 
Nahrungsergänzungsmittel sowie Arz-
neimittel auf Basis natürlicher Inhalts-
stoffe an. Allein in Allenstein entstanden 
etwa zehn solcher Läden in verschiede-
nen Stadtteilen. 

Aufgrund der Wirtschaftskrise, der 
steigenden Inflation und der schrump-
fenden Geldbörsen der Stadtbewohner 
achten die Menschen heute jedoch viel 
mehr auf niedrige Preise als auf die Quali-
tät der Produkte. Sowohl Naturkostläden 
als auch renommierte Restaurants sind 
von der Pleite bedroht. Zahlreiche Gast-
ronomiebetriebe mussten bereits schlie-
ßen. Besonder die Lokale in der Altstadt, 
darunter auch Kneipen, kommen kaum 
noch über die Runden oder haben ihr Ge-
schäft bereits aufgegeben. In immer mehr 
leeren Schaufenstern hängen Schilder 
mit der Aufschrift „zu vermieten“. 

Kunden müssen rechnen
Die Kunden müssen rechnen. Die Krise 
bekommt inzwischen jeder zu spüren. 
Kredite müssen bezahlt, Lebensmittel 
gekauft und das Auto betankt werden. Be-
suche in der Altstadt, um mit der Familie 
Essen  zu gehen, werden immer seltener, 
da zu kostspielig. Viele ziehen es daher 

vor, sich mit Freunden zu Hause zu tref-
fen, als mit ihnen auf ein Bier in die Knei-
pe zu gehen. 

Eine interessante Alternative für die 
geplünderten Geldbörsen der Stadtbe-
wohner ist die im März eröffnete „Milch-
bar Olsztyniak“. Das Lokal wurde in der 
Zeppelinstraße gegenüber dem Rathaus 
an der Stelle der ehemaligen Cocktailbar 
eröffnet, die sich dort seit 1967 befand. 
Bei der Milchbar handelt es sich um ein 
ganztägig geöffnetes Lokal mit traditio-
neller Küche. 

Milchbars waren in der Nachkriegszeit 
in Polen weit verbreitet, wobei zunächst 
Milchgerichte vorherrschten. Heute erin-
nert die Einrichtung an die kommunisti-
sche Ära. Die Grundidee besteht darin, 
traditionelle, schmackhafte Gerichte zu 
einem erschwinglichen Preis zu servieren. 
Das ist auch in der „Milchbar Olsztyniak“ 

der Fall. Dort wird eine Vielzahl von Ge-
richten zubereitet, nicht nur Milch-, son-
dern auch Mehl- und Fleischgerichte, die 
sich auf die traditionelle polnische Küche 
beziehen. Die Olsztyniak-Bar wird nicht 
aus dem Staatshaushalt subventioniert, 
wie es landesweit bei einigen anderen 
Milchbars der Fall ist. Daher sind die Prei-
se zwar erschwinglich, aber man kann sie 
nicht als niedrig bezeichnen. 

Die Fast-Food-Ketten boomen hin-
gegen erneut. Die Allensteiner Stadt-
landschaft wird von einem Unterneh-
mensriesen in diesem Sektor beherrscht 
– McDonald’s, der vor Kurzem sein fünf-
tes Restaurant in der Stadt eröffnet hat 
und ein sechstes bereits baut. Zu einer 
interessanten Situation kam es in der Si-
korskiego-Straße. Nur etwa 500 Meter 
von der McDonald’s-Filiale entfernt er-
folgte die Eröffnung eines weiteren auf 

Hamburger spezialisierten Restaurants 
des schwedischen Unternehmens MAX 
Premium Burger. 

Laut einer landesweiten Studie, die 
auf der Beobachtung von fast drei Millio-
nen Besuchen von Polen in Fast-Food-
Restaurants beruht, ist fast die Hälfte der 
Kunden solcher Lokale zwischen 25 und 
34 Jahre alt. Eine weitere aktive Gruppe 
ist zwischen 35 und 44 Jahre alt – mehr 
als 20 Prozent. Es handelt sich also um 
junge, berufstätige Menschen, für die ei-
ne schnelle Mahlzeit für wenig Geld Pri-
orität hat und die keine Zeit für die Su-
che nach ausgewogenen Gerichten auf-
bringen. In Allenstein ist die Situation 
ähnlich, und solange die allgegenwärti-
gen überhöhten Preise die Budgets der 
Einwohner auffressen, ist zu erwarten, 
dass die Fast-Food-Ketten triumphieren 
werden.
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Im März 2003 wurde das Königsberger 
Bernsteinmuseum zu einer unabhängigen 
Kultureinrichtung. In diesem Jahr jährte sich 
dieses Ereignis zum 20. Mal. Bis 2003 war 
das Museum eine Filiale des Gebietsmuse-
ums für Geschichte und Kunst.

Die Entscheidung, das Bernsteinmu-
seum zu gründen, fiel bereits 1969. Da-
mals wurde ihm das Gebäude des Dohna-
turms zur Verfügung gestellt. Der Grund 
für die Einrichtung des Museums war das 
Vorhandensein der Bernsteinfabrik im 
Samland sowie der größten bekannten 
Bernsteinvorkommen der Welt – etwa  
90 Prozent der weltweiten Reserven des 
Sonnensteins befinden sich im nördli-
chen Ostpreußen.

Seit 1969 wird an der Restaurierung 
des historischen Komplexes des Dohna-
turms gearbeitet. In den 1980er Jahren 
war das Museum zu einem der meistbe-
suchten Orte in der Region geworden. Die 

Zahl der Besucher erreichte 400.000 pro 
Jahr. Wie viele andere kulturelle Einrich-

tungen hatte auch das Bernsteinmuseum 
in den 1990er Jahren mit finanziellen und 

materiellen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Außerdem wurde seine Entwicklung 
durch die fehlende rechtliche und organi-
satorische Selbstständigkeit behindert. 
Zumal das Bernsteinmuseum von Touris-
ten viel stärker besucht wurde als seine 
Mutterorganisation, das Gebietsmuseum 
für Geschichte und Kunst.

In den 1990er Jahren stand das Bern-
steinmuseum stets auf dem Reiseplan von 
Touristen aus aller Welt. Vor allem aber 
kamen Touristen aus der Bundesrepublik 
Deutschland. An manchen Tagen fuhren 
bis zu einem Dutzend Reisebusse dorthin, 
und die deutschen Touristen kauften 
massenhaft Bernsteinsouvenirs.

Im Frühjahr 2003 beschloss die regio-
nale Kulturabteilung, das Museum recht-
lich neu zu bewerten und es vom König-
berger Gebietsmuseum für Geschichte 
und Kunst abzutrennen. Das Museum 
hat jetzt etwa 1000 Quadratmeter Aus-

tellungsfläche. Heute ist seine Sammlung 
die wichtigste Sammlung von Bernstein-
intarsien in der Russischen Föderation. 
Der größte Sonnenstein mit einem Ge-
wicht von 4280 Gramm befindet sich hier.

Im vergangenen Jahr besuchten 
230.000 Menschen das Museum, dessen 
Sammlung derzeit aus etwa 16.000 Ob-
jekten besteht. Die Pläne der Kulturein-
richtung sehen eine Weiterentwicklung 
vor, einschließlich der Erweiterung der 
Ausstellungsfläche um weitere Räum-
lichkeiten im Wrangelturm sowie im Ge-
bäude der Königsberger Bernsteinmanu-
faktur, das zuvor an das Museum über-
tragen worden war. Außerdem ist ge-
plant, vor dem Museumseingang einen 
Parkplatz für Touristenbusse einzurich-
ten und auf dem Museumsturm eine in-
teraktive Leinwand aufzustellen, um ein 
Freiluftkino einzurichten. 

 Jurij Tschernyschew

KÖNIGSBERG

Bernsteinmuseum feiert 20 Jahre Selbstständigkeit
Als Filiale des Gebietsmuseums für Geschichte und Kunst eröffnet, wurde das Museum 2003 eigenständig

ALLENSTEIN

Der Fast-Food-Boom kehrt zurück
McDonald’s & Co. expandieren – „Milchbar Olsztyniak“ nach kommunistischem Vorbild als Alternative

b MELDUNGEN

Dachstuhl 
ausgebrannt
Lyck – Am 11. April um 22.14 Uhr wurde 
bei der Feuerwehr in Lyck ein Brand ge-
meldet. Ein Dach mit einer Fläche von 
75 mal 15 Metern brannte trotz des 
schnellen Eingreifens der Feuerwehr 
innerhalb einer knappen halben Stunde 
vollständig aus, eine Beton-Zwischen-
decke verhinderte aber sowohl das 
Übergreifen des Brandes auf die weite-
ren Stockwerke als auch Wasserschä-
den durch das Löschwasser. Personen 
kamen nicht zu Schaden. Es handelt 
sich dabei um den Bau des früheren 
Krankenhauses von Lyck, das nach sei-
ner Wiederbelebung als Einkaufszen-
trum genutzt wird. Die ersten Schät-
zungen beziffern den Schaden auf um-
gerechnet etwa 540.000 Euro bei einem 
siebenfach höheren Gesamtwert des 
Gebäudes. Die Eigentümer unterneh-
men jegliche Anstrengungen, dass die 
Geschäfte so schnell wie möglich wie-
der öffnen können. U.H.

Radweg auf 
Bahntrasse
Treuburg – In Treuburg entsteht ein 
interessantes Projekt: ein attraktiver 
Fuß- und Radweg entlang einer nicht 
mehr benutzten Eisenbahnlinie. Die 
gesamte Strecke wird etwa sieben Kilo-
meter lang sein und nach Klein Gorde-
yken führen. Der Bahnhof dieses Ortes 
liegt nordwestlich der Stadt Treuburg 
an der früheren Bahnstrecke zwischen 
Kruglanken und Treuburg, auf der seit 
1945 keine Züge mehr verkehren. „Der 
Weg ist aber nicht nur eine Touristen-
attraktion, sondern auch ein Lehrpfad 
mit Informationstafeln zur Umwelt, 
mit Automaten für Entenfutter oder 
Insektenhotels. Entlang der Strecke 
sollen vier Rastplätze für Radfahrer mit 
sanitären Anlagen entstehen“, erklärte 
Treuburgs Bürgermeister Karol Sob-
czak gegenüber Radio Allenstein. Der 
Fuß- und Radweg soll zur Hauptsaison 
im Juli fertiggestellt und zur Nutzung 
bereit sein. U.H.

Neu eröffnet: Die „Milchbar Olsztyniak“ bietet gesunde Gerichte zu moderaten Preisen Foto: D.K.

Beliebter Anziehungspunkt: Besucher des Bernsteinmuseums Foto: J.T.
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ZUM 100. GEBURTSTAG
Deimann, Hanna, geb. Wiede, aus 
Paterswalde, Kreis Wehlau, am 
10. Mai
Gehre, Meta, geb. Lankau, aus 
Hagenau, Kreis Mohrungen, am 
11. Mai
Quassowsky, Ilse, geb. Conrad, 
aus Kischken, Kreis Ebenrode, am 
7. Mai

ZUM 99. GEBURTSTAG
D’Erceville, Irmgard, geb. Wie-
chert, aus Neukirch, Kreis Elch-
niederung, am 5. Mai
Kerbst, Heinz, aus Dannenberg, 
Kreis Elchniederung, am 5. Mai

ZUM 98. GEBURTSTAG
Müller, Elfriede, geb. Born, aus 
Prostken, Kreis Lyck, am 6. Mai
Orlowski, Kurt-Friedrich, aus 
Langsee, Kreis Lyck, am 5. Mai
Parsczenski, Johanna, geb. Ki-
jewski, aus Groß Schöndamerau, 
Kreis Ortelsburg, am 10. Mai
Poerschke, Johannes, aus Willen-
heim, Kreis Lyck, am 9. Mai
Ruttens, Ilse, geb. Winkler, aus 
Rosenheide, Kreis Lyck, am 6. Mai
Staklies, Waltraut, geb. Neu-
mann, aus Sorgenau, Kreis Fisch-
hausen, am 9. Mai

ZUM 97. GEBURTSTAG
Burdina, Grete, geb. Grzanna, 
aus Ittau, Kreis Neidenburg, am 
10. Mai
Christner, Edith, geb. Knoch, aus 
Borschimmen, Kreis Lyck, am 
11. Mai
Grallert, Hildegard, aus Wald-
werder, Kreis Lyck, am 9. Mai
Jösten, Brigitte, aus Prostken, 
Kreis Lyck, am 11. Mai

ZUM 96. GEBURTSTAG
Bierfreund, Heinz, aus Sanditten, 
Kreis Wehlau, am 5. Mai
Blumenscheit, Hans, aus Groß 
Friedrichsdorf, Kreis Elchniede-
rung, am 7. Mai

Schmitz, Erna, geb. Duchnitzki, 
aus Weidenkreuz, Kreis Ebenrode, 
am 7. Mai

ZUM 95. GEBURTSTAG
Kock, Gerda, geb. Weber, aus 
Dürrfelde, Kreis Ebenrode, am 
6. Mai
Lachmann, Helga, geb. Torner, 
aus Mohrungen, am 7. Mai
Lau, Waltraut, geb. Pilchowski, 
aus Lyck, Bismarckstraße 65, am 
7. Mai
Pasternak, Erika, geb. Weisflog, 
aus Wehlau, am 10. Mai
Pettenpaul, Karl-Heinz, aus Par-
nehnen, Kreis Wehlau, am 11. Mai
Sopha, Charlotte, geb. Berg, aus 
Norgau, Kreis Fischhausen, am 
9. Mai
Soppa, Werner, aus Steinkendorf, 
Kreis Lyck, am 8. Mai
Stern, Margarete, geb. Palloks, 
aus Jägerhöh, Kreis Elchniede-
rung, am 5. Mai
Waschulewski, Friedrich, aus Ul-
richsee, Kreis Ortelsburg, am 
5. Mai
Wojke, Elisabeth, geb. Warniak, 
aus Sarken, Kreis Lyck, am 7. Mai

ZUM 94. GEBURTSTAG
Ahrens, Gertrud, geb. Kolletzki, 
aus Pertelnicken, Kreis Fischhau-
sen, am 11. Mai
Blessing, Helga, geb. Kendziorra, 
aus Peyse, Kreis Fischhausen, am 
7. Mai
Fankhauser, Hildegard, geb. Sa-
lewski, aus Neidenburg, am 8.Mai
Förster, Erika, geb. Aschmonat, 
aus Rogonnen, Kreis Treuburg, am 
5. Mai
Gustafson, Edith, geb. Besmehn, 
aus Tawe, Kreis Elchniederung, am 
5. Mai
Ingmann, Lisbeth, geb. Grigo, 
aus Krassau, Kreis Lyck, am 10. Mai
Kempka, Gerda, geb. Nernheim, 
aus Wehlau, am 7. Mai
Kinzel, Gerda, geb. Noetzel, aus 
Sköpen, Kreis Elchniederung, am 
5. Mai
Leonhardt, Herta, geb. Wenz, aus 
Burgkampen, Kreis Ebenrode, am 
8. Mai
Rabe, Gerda, geb. Riedel, aus 
Liebstadt, Kreis Mohrungen, am 
5. Mai

Schmidt, Margarete, geb. Mex, 
aus Treuburg, am 7. Mai
Ziener, Dr. Gerhard, aus Moterau, 
Kreis Wehlau, am 5. Mai

ZUM 93. GEBURTSTAG
Chmielewski, Willi, aus Warchal-
len, Kreis Neidenburg, am 8. Mai
Herrmann, Siegfried, aus Reuß, 
Kreis Treuburg, am 11. Mai
Kwiatkowski, Margot, geb. Gel-
haar, aus Bolzhagen, Kreis Elch-
niederung, am 5. Mai
Meinecke, Irma, geb. Dickmann, 
aus Grünlinde, Kreis Wehlau, am 
10. Mai
Mischke, Inge, geb. Grzeski, aus 
Allenstein, am 11. Mai
Rattay, Heinz, aus Moneten, Kreis 
Treuburg, am 6. Mai
Scharna, Monika, geb. Preuss, 
aus Muschaken, Kreis Neidenburg, 
am 9. Mai
Schrenke, Eva, geb. Gelhaar, aus 
Tapiau, Kreis Wehlau, am 9. Mai
Vogt, Lena, geb. Jotzo, aus Mar-
tinshöhe, Kreis Lyck, am 8. Mai

ZUM 92. GEBURTSTAG
Albrecht, Willi, aus Reichertswal-
de, Kreis Mohrungen, am 9. Mai
Balz, Lieselotte, geb. Kolossa, aus 
Gorlau, Kreis Lyck, am 8. Mai
Block, Traute, geb. Usko, aus  
Kölmersdorf, Kreis Lyck, am  
8. Mai
Gronau, Joachim, aus Rauschen, 
Kreis Fischhausen, am 6. Mai
Milewski, Heinz, aus Halldorf, 
Kreis Treuburg, am 10. Mai
Saschek, Ruth, geb. Lenz, aus 
Eichhorn, Kreis Treuburg, am 
6. Mai
Tarrach, Kurt, aus Siemienau, 
Kreis Neidenburg, am 11. Mai
Wassenberg, Helga, geb. Zeier, 
aus Bürgersdorf, Kreis Wehlau, am 
9. Mai

ZUM 91. GEBURTSTAG
Bienk, Bruno, aus Ortelsburg, am 
9. Mai
Eisenblätter, Dieter, aus Grenz-
berg, Kreis Elchniederung, am 
6. Mai
Lakatosh, Christel, geb. Weit-
schies, aus Seckenburg, Kreis 
Elchniederung, am 8. Mai

Lange, Herta, geb. Appel, aus 
Groß Hanswalde, Kreis Mohrun-
gen, am 6. Mai
Radzuweit, Günther, aus Föhren-
horst, Kreis Ebenrode, am 10. Mai
Sczech, Inge, geb. Vockel, aus 
Stettenbach, Kreis Lyck, am 
10. Mai
Stelling, Rainer, aus Sanditten, 
Kreis Wehlau, am 6. Mai
Stubbig, Herta, geb. Mikat, aus 
Kuckerneese, Kreis Elchniede-
rung, am 6. Mai

ZUM 90. GEBURTSTAG
Fork, Eva, geb. Kröhnert, aus Lin-
dendorf, Kreis Elchniederung, am 
10. Mai
Frank, Gisela, geb. Killeit, aus 
Weidlacken, Kreis Wehlau, am 
7. Mai
Halser, Ursula, geb. Neumann, 
aus Allenburg, Kreis Wehlau, am 
11. Mai
Jelinski, Werner, aus Kleschen, 
Kreis Treuburg, am 8. Mai
Jungkeit, Helga, geb. Geffers, aus 
Wehlau, am 11. Mai
Lankau, Georg, aus Wiese, Kreis 
Mohrungen, am 5. Mai
Lellek, Irmgard, geb. Neumann, 
aus Fronicken, Kreis Treuburg, am 
6. Mai
Liebergesell, Manfred, aus Sof-
fen, Kreis Lyck, am 8. Mai
Moser, Hildegard, geb. Schwer-
mer, aus Grünlinde, Kreis Wehlau, 
am 5. Mai
Nebel, Margott, geb. Rohr/Zig-
gert, aus Pojerstieten, Kreis Fisch-
hausen, am 10. Mai
Podbielski, Reinhold, aus Wald-
werder, Kreis Lyck, am 7. Mai
Puttnins, Gertrud, geb. Wasch-
newski, aus Illowo, Kreis Neiden-
burg, am 7. Mai
Quast, Martha, geb. Sokolowski, 
aus Sarken, Kreis Lyck, am 9. Mai
Rosteius, Ursel, geb. Wiersbitz-
ki, aus Borschimmen, Kreis Lyck, 
am 7. Mai
Schindowski, Helmut, aus Pol-
kehnen, Kreis Mohrungen, am 
6. Mai
Schollbach, Gerhard, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 7. Mai
Werschy, Reinhard, aus Aßla-
cken, Kreis Wehlau, am 6. Mai

ZUM 85. GEBURTSTAG
Amonat, Werner, aus Schwentai-
nen, Kreis Treuburg, am 11. Mai
Awißus, Gerd, aus Kuckerneese, 
Kreis Elchniederung, am 7. Mai
Buerck, Brigitte van, geb. Hensel, 
aus Lyck, am 6. Mai
Efing, Edeltraut, geb. Chmielew-
ski, aus Stosnau, Kreis Treuburg, 
am 7. Mai
Gunia, Elsbeth, geb. Kossak, aus 
Sargensee, Kreis Treuburg, am 
9. Mai

Hassenpflug-Reimer, Inge, geb. 
Reimer, aus Ortelsburg, am  
9. Mai
Hildebrandt, Hartmut, aus Gold-
bach, Kreis Wehlau, am 7. Mai
Kersten, Sieghard, aus Waldwer-
der, Kreis Lyck, am 9. Mai
Krause, Ulrich, aus Kölmersdorf, 
Kreis Lyck, am 8. Mai
Kulschewski, Waltraut, geb. Ro-
galla, aus Klein-Seedorf, Kreis Nei-
denburg, am 9. Mai
Leidert, Erich, aus Groß Allen-
dorf, Kreis Wehlau, am 6. Mai
Marwitz, Gerhard, geb. Mlinar-
towitz, aus Willkassen, Kreis 
Treuburg, am 6. Mai
Milewski, Irmgard, geb. Glanert, 
aus Rogonnen, Kreis Treuburg, am 
6. Mai
Morgenroth, Dietrich, aus Wil-
kendorf, Kreis Wehlau, am 5. Mai
Nuding, Helga, geb. Alexander, 
aus Schnippen, Kreis Lyck, am 
10. Mai
Olschewski, Hanni, aus Groß 
Trauersee, Kreis Neidenburg, am 
6. Mai
Philipp, Hildegard, geb. Krause, 
aus Sielacken, Kreis Wehlau, am 
10. Mai
Schönke, Ulrich, aus Poppendorf, 
Kreis Wehlau, am 7. Mai
Sradnick, Rosemarie, geb. Gru-
ber, aus Grieben, Kreis Ebenrode, 
am 6. Mai
Unger, Joachim, aus Cranz, Kreis 
Fischhausen, am 11. Mai

Waschko, Horst, aus Bergenau, 
Kreis Treuburg, am 10. Mai
Wielk, Rainer, aus Mensguth, 
Kreis Ortelsburg, am 8. Mai
Zachau, Horst, aus Herzogswalde, 
Kreis Mohrungen, am 11. Mai

ZUM 80. GEBURTSTAG
Bohne, Edith, geb. Gralla, aus 
Friedrichshagen, Kreis Ortelsburg, 
am 7. Mai
Gerken, Jutta, geb. Marzein, aus 
Goldbach, Kreis Wehlau, am 9. Mai
Hesse, Edelgard, geb. Bendig, aus 
Groß Trauersee, Kreis Neidenburg, 
am 11. Mai
Hochleitner, Gerd, aus Kattenau, 
Kreis Ebenrode, am 10. Mai
Ritzmann, Erika, geb. Stenzeleit, 
aus Berkeln, Kreis Elchniederung, 
am 8. Mai
Schmischke, Gerlinde, geb. Ster-
kau, aus Ebenrode, am 6. Mai
Steffen, Ingrid, geb. Zavadski, aus 
Gilgetal, Kreis Elchniederung, am 
7. Mai
Tkacz, Ingrid, geb. Schindowski, 
aus Güldenboden, Kreis Mohrun-
gen, am 5. Mai

ZUM 75. GEBURTSTAG
Lottermoser, Werner, aus Föh-
renhorst, Kreis Ebenrode, am 
8. Mai
Schwarz, Eckhart, aus Ostrau, 
Kreis Fischhausen, am 5. Mai

Werden Sie persönliches Mitglied der Landsmannschaft Ostpreußen

Ostpreußen benötigt eine star-
ke Gemeinschaft, jetzt und 
auch in Zukunft. 

Die persönlichen Mitglieder 
kommen wenigstens alle drei 
Jahre zur Wahl eines Dele-
gierten zur Ostpreußischen 
Landesvertretung (OLV), der 
Mitgliederversammlung der 
Landsmannschaft Ostpreußen, 
zusammen. Jedes Mitglied hat 
das Recht, die Einrichtungen 
der Landsmannschaft und ihre 

Unterstützung in Anspruch zu 
nehmen.  
Sie werden regelmäßig über die 
Aktivitäten der Landsmann-
schaft Ostpreußen e.V. infor-
miert und erhalten Einladun-
gen zu Veranstaltungen und Se-
minaren der LO. Ihre Betreuung 
erfolgt direkt durch die Bundes-
geschäftsstelle in Hamburg. 

Der Jahresbeitrag beträgt zur-
zeit 60,- Euro. Den Aufnahme-
antrag können Sie bequem auf 

der Internetseite der Lands-
mannschaft – www.ostpreus-
sen.de – herunterladen. Bitte 
schicken Sie diesen per Post an: 

Landsmannschaft Ostpreußen  
Herrn Bundesgeschäftsführer 
Dr. Sebastian Husen  
Buchtstraße 4  
22087 Hamburg

Auskünfte erhalten Sie unter 
Telefon (040) 41400826,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

Glückwünsche an: 

Angela Selke  
Telefon (040) 4140080 
E-Mail: selke@paz.de 

Wir gratulieren …

Zusendungen für die Ausgabe 20/2023

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimat-Seiten der 
Ausgabe 20/2023 (Erstverkaufstag 19. Mai) bis spätestens 
Dienstag, den 9. Mai, an die Redaktion der PAZ: 
E-Mail: rinser@paz.de, Fax: (040) 41400850 oder postalisch: 
Preußische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg 

Hinweis

Alle auf den Seiten 
„Glückwünsche“ und 
„Heimat“ abgedruckten 
Glückwünsche, Berichte 
und Ankündigungen werden 
auch ins Internet gestellt. 
Der Veröffentlichung kön-
nen Sie jederzeit widerspre-
chen. 
Landsmannschaft Ostpreu-
ßen e.V., Buchtstraße 4, 
22087 Hamburg,  
E-Mail: info@ostpreussen.de

LO-Termine 2023

26. bis 28. Mai: 9. Sommer-
olympiade in Sensburg 
24. Juni: Ostpreußisches 
Sommerfest in Wuttrienen 
15. bis 17. September: Ge-
schichtsseminar in Helm- 
stedt 
7. Oktober: 26. Landestreffen 
Mecklenburg-Vorpommern 
in Neubrandenburg 
9. bis 15. Oktober: Werkwo-
che in Helmstedt 
7. und 8. Oktober: 14. 
Deutsch-Polnischer Kom-

munalpolitischer Kongress 
(geschlossener Teilnehmer-
kreis) in Allenstein 
10. November: Arbeitstagung 
der Landesgruppenvorsit-
zenden (geschlossener Teil-
nehmerkreis) in Wuppertal 
11. und 12. November: Ost-
preußische Landesvertre-
tung (geschlossener Teilneh-
merkreis) in Wuppertal 
Infos unter Telefon (040) 
41400826, Internet: www.ost-
preussen.de/lo/seminare.html

Vom Auftrag, ein Museum zu konzipieren. Die Jüdische Geschich-
te Königsbergs in Kaliningrad, Vortrag von Ruth und Michael Leisero-
witz, Moderation: Prof. Dr. Joachim Tauber, Mittwoch, 10. Mai, 18.30 Uhr, 
Ostpreußisches Landesmuseum mit Deutschbaltischer Abteilung, Heili-
gengeiststraße 38, 21335 Lüneburg, Eintritt: 4,– Euro, Anmeldung erfor-
derlich unter Telefon (04131) 759950 oder per E-Mail: info@ol-lg.de. 
Zur 80. Wiederkehr der Pogromnacht wurde die 1938 zerstörte und nun 
wiederaufgebaute Synagoge eingeweiht. Seit September 2022 erzählt 
eine in diesem Gebäude eingerichtete Dauerausstellung die Geschichte 
der Juden im damaligen Königsberg. Ruth und Michael Leiserowitz vom 
Verein „Juden in Ostpreußen“ haben dieses Vorhaben auf den Weg ge-
bracht. Sie stellen das Projekt mit vielen Bildern vor. 
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Vorsitzender: Christoph Stabe,  
Ringstraße 51a, App. 315, 85540 
Haar, Tel.: (089)23147021 stabe@
low-bayern.de, www.low-bayern.de

Bayern

 
 
Preussen-Kurier
Augsburg – Die Landsmannschaft 
der Ost- und Westpreußen, Lan-
desgruppe Bayern e. V., hat den 
neuesten „Preussen-Kurier“ her-
ausgegeben. Der Hauptartikel geht 
bestimmten Deckeln auf die Spur, 
anhand von Kanal, Hydranten oder 
Steindeckeln entdeckt Jörn Pekrul 
ostdeutsche Geschichte auf eine 
ganz eigene Weise. 

Die Ausgabe 1/2023 kann unter 
https://www.low-bayern.de/word-
press1/wp-content/up-
loads/2023/04/PK_1_23.pdf als 
PDF-Datei heruntergeladen wer-
den.

Muttertag
Hof – Sonnabend, 13. Mai, 15 Uhr, 
Jahnheim: Monatsversammlung 
zum Thema Muttertag.

Vorsitzender: Heinrich Lohmann, 
Geschäftsstelle: Parkstraße 4, 
28209 Bremen, E-Mail:  
heinrichlohmann@gmx.de,  
Telefon (0421) 3469718

Bremen

Buchvorstellung
Bremen – Mittwoch, 10. Mai, ab 
18 Uhr, WeserArt Kunstgalerie im 
Weserpark: Monika Hürlimann 
stellt ihr Buch „Mutters Lüge“ vor: 
Der Bund der Vertriebenen (BdV) 
weist auf die Buchvorstellung 
empfehlend hin.

Hürlimann: „Ich bin deutsche 
Spätaussiedlerin aus Breslau, Jahr-
gang 1969, mütterlicherseits stam-
men wir aus Danzig. 1984 emigrier-

te ich illegal aus dem kommunisti-
schen Polen nach Deutschland. 
Nach meinem Medizinstudium in 
Berlin ... bin ich in die Schweiz aus-
gewandert.

In meinem autobiografischen 
Roman ,Mutters Lüge‘ schildere 
ich diese Lebensreise/zwei Emig-
rationen/gelungene Anpassung 
und so weiter und explizit auch die 
deutsch-polnische Geschichte, 
europaweite Zwangsumsiedlungen 
vom Osten nach Westen. Der Ro-
man ,Mutters Lüge‘ stößt auf ein 
beachtliches Echo und ist bereits 
vier Mal auf der Schweizer Bestsel-
lerliste gelandet.“
 Heinrich Lohmann, Vorsitzender

Hamburg

Erster Vorsitzender: Hartmut 
Klingbeutel, Geschäftsstelle: 
Haus der Heimat, Teilfeld 8, 20459 
Hamburg, Mobiltelefon (0178) 
3272152

Elchniederung
Hamburg – Donnerstag, 11. Mai, 
14  Uhr, Berenberg-Gossler-Haus, 
Niendorfer Kirchweg 17, Heimat-
nachmittag der HKG Elchniede-
rung. Gäste sind herzlich willkom-
men. Anmeldung bei Hartmut 
Klingbeutel unter Telefon (040) 
444993 oder (0178) 3272152.

Vorsitzender: Ulrich Bonk 
Stellv. Vorsitzender: Gerd-Hel-
mut Schäfer, Rosenweg 28,  
61381 Friedrichsdorf, Telefon 
(0170) 3086700

Hessen

Samland-Vortrag
Wetzlar – Dienstag, 16. Mai, 11 Uhr, 
Gaststätte Matchball beim Tennis-
platz, Bodenfeld, 35576 Wetzlar, 
Telefon (06441) 45439: „Samland 

– eine Region in Ostpreußen“, Vor-
trag von Gerd-Helmut Schäfer, 
Friedrichsdorf. Weitere Informa-
tionen bei Kuno Kutz, Heinze-
wies 6, 35625 Hüttenberg, Telefon 
(06441) 770559, E-Mail: kuno.
kutz@t-online.de, Fax (06441) 
770558.

Monatstreffen
Wiesbaden – Sonnabend, 13. Mai, 
15 Uhr, Haus der Heimat, Wappen-
Saal, Friedrichstraße 35: Nun will 
der Lenz uns grüßen. Ein Nachmit-
tag mit Gedichten, Geschichten 
und Gesang zur Maienzeit. Musi-
kalische Begleitung: Mathias Bu-
dau, Gitarre. Zuvor erfreuen wir 
Sie mit Kaffee und Kuchen.

Gemeinsames Mittagessen
Wiesbaden – Donnerstag, 25. Mai, 
12 Uhr, Gaststätte „Haus Wald-
lust“, Wiesbaden-Rambach, Ost-
preußenstraße 46, zu erreichen mit 
der ESWE-Busverbindung: Linie 
16, Haltestelle Ostpreußenstraße: 
Wir essen à la carte. Wegen der 
Platzdisposition bitte anmelden 
bis spätestens 19. Mai bei Helga 
Kukwa, Telefon (0611) 373521, oder 
Ilse Klausen, Telefon 06122-14808

Vorsitzender: Manfred F. Schukat, 
Hirtenstraße 7 a, 17389 Anklam, 
Tel.: (03971) 245688

Mecklenburg-
Vorpommern

Großes Frühlingstreffen
Anklam – Sonnabend, 13. Mai, 
10  bis 17 Uhr, Mehrzweckhalle 
Volkshaus: großes Frühlingstreffen 
der Ostpreußen. Dazu sind alle 
Landsleute von nah und fern mit 
Angehörigen und Interessenten 
sehr herzlich eingeladen. Feierlich 
umrahmt wird das Wiedersehen 
vom Landespolizeiorchester 
Mecklenburg-Vorpommern mit ei-
nem ausgewählten Festkonzert. 
Ehrengast ist der Schuster Wil-

helm Voigt aus Tilsit, bekannt als 
“Hauptmann von Köpenick”, der 
im Jahre 1906 ganz Deutschland 
und selbst den Kaiser in Erstaunen 
versetzte. 

Am Nachmittag lädt der Poli-
zeichor der Hansestadt Anklam zu 
einem gemeinsamen Singen von 
Volks- und Frühlingsliedern ein. 
Und aus Ribnitz-Damgarten kom-
men 40 junge Leute vom Mecklen-
burg-Pommeraner Folkore-En-
semble mit einem schönen Früh-
lingsprogramm. 

Wie immer ist für Mittagessen, 
Kaffee und Kuchen, Bärenfang, 
Heimatbücher und genügend kos-
tenlose Parkplätze gesorgt. Erwar-
tet werden 500 Besucher.
  Manfred Schukat

Vorsitzende: Dr. Barbara Loeffke, 
Alter Hessenweg 13, 21335 Lüne-
burg, Tel.: (04131)42684, Schrift-
führer und Schatzmeister: Hilde 
Pottschien, Volgerstraße 38, 21335 
Lüneburg, Tel.: (04131)7684391. 
Bezirksgruppe Lüneburg: Heinz 
Kutzinski, Im Wiesengrund 15, 
29574 Ebsdorf, Tel.: (05822)5465. 
Bezirksgruppe Braunschweig: 
Fritz Folger, Sommerlust 26, 38118 
Braunschweig, Tel.: (0531) 
2509377. Bezirksgruppe Weser-
Ems: Otto v. Below, Neuen Kamp 
22, 49584 Fürstenau, Tel.: (05901) 
2968

Niedersachsen

Termine
Oldenburg – Mittwoch, 10. Mai, 15 
Uhr, Hotel Wöbcken, Hundsmüh-
len: Kaffeetrinken. Das Hotel kann 
auch mit dem öffentlichen Bus er-
reicht werden. 

Monatstreffen
Rinteln – Donnerstag, 11. Mai, 
15  Uhr, Stadtmission Rinteln, 
Waldkaterallee 1a, nahe Bahnhof: 
Monatstreffen der Landsmann-
schaft der Ostpreußen, Westpreu-

ßen und Danziger, Ortsgruppe Rin-
teln. 

Wegen der zu treffenden Vor-
bereitungen wird um zeitige An-
meldung unter Telefon (05751) 
5386 oder per E-Mail: rebuschat@
web.de gebeten. Gäste sind uns 
stets willkommen. 
  Joachim Rebuschat

Vorsitzender: Alexander Schulz, 
Willy-Reinl-Straße 2, 09116  
Chemnitz, E-Mail: alexander.schulz-
agentur@gmx.de, Telefon (0371) 
301616

Sachsen

Kirchentag
Chemnitz – Sonntag, 18. Juni, 
9.30 Uhr, St. Matthäus Kirche, Zin-
sendorfstraße 14, 09116 Chemnitz: 
Kirchentag der evangelischen Ost-
preußen und Spätaussiedler. Der 
Kirchentag, zu dem die Lands-
mannschaft Ost- und Westpreu-
ßen der Landesgruppe Freistaat 
Sachsen e.V. einlädt, wird sich mit 
dem Thema: „Das Wirken der Hu-
genotten in Ostpreußen“ beschäf-
tigen. Dr. Andreas Flick, Präsident 
der Hugenotten Gesellschaft, wird 
an diesem Tag die Predigt halten 
und am Vormittag zu diesem The-
ma referieren.

Von 1530 bis 1730 verließen et-
wa 200.000 von insgesamt 
730.000 Hugenotten Frankreich. 
In dieser Zeit siedelten sich einige 
der Hugenotten in Ostpreußen an 
und brachten sich mit ihrer Arbeit 
in Ostpreußen ein.

Nach dem Gottesdienst wer-
den wir uns vor dem Gedenkstein 
Flucht, Vertreibung, Deportation 
versammeln und mit dem Bläser-
chor der Gemeinde der Toten des 
Zweiten Weltkrieges gedenken.

Es gibt zur Mittagspause einen 
kleinen Imbiss. Bitte anmelden. Es 
werden uns die „Kirchenmäuse“ 
der St. Matthäus Kirche mit Tanz 
und Gesang erfreuen. Sie sind 
herzlich eingeladen, und wir wür-

den uns freuen, Sie begrüßen zu 
dürfen. Bitte melden Sie sich bei 
Alexander Schulz unter Telefon 
(0371) 301616. Alexander Schulz

Muttertag
Dresden – Mittwoch, 17. Mai, 
14 bis 17 Uhr, Großenhainer Straße 
96, 01127 Dresden (neues Büro): 
Die Ost- und Westpreußen-Grup-
pe begeht den Muttertag mit Es-
sen, Singen und Posaunen.

Vorsitzender: Edmund Ferner,  
Julius-Wichmann-Weg 19, 23769 
Burg auf Fehmarn, Tel.: (04371) 
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

Schleswig-Holstein

Spargelessen
Bad Schwartau – Dienstag, 9. Mai, 
10 Uhr, ZOB Bad Schwartau: Ab-
fahrt zum Spargelessen am Nord-
Ostsee-Kanal und Ausflug zu einer 
Straußenfarm. Busfahrt zusam-
men mit „Reisefreunde Bad 
Schwartau“, die Fahrtkosten pro 
Person von 79 Euro bitte an Claus 
Seifert zahlen.

Schicksal eines Ostpreußen
Burg auf Fehmarn – Dienstag, 
9. Mai, 15 Uhr, Haus im Stadtpark: 
Vortrag bei der Landsmannschaft 
Ost-, Westpreußen und Danzig 
von Ekkehardt Schmidt aus 
Eckernförde über den ostpreußi-
schen Maler Ernst Ebel (1913-
2001) und über Cadinen. Gäste 
sind herzlich willkommen. 
  Brigitte Christensen

Fluchterlebnis
Kiel – „Kinder der Flucht“, unter 
diesem Titel wird die ergreifende 
Fluchtgeschichte von Brigitte Kie-
selbach von der Ortsgruppe Pinne-
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berg und unseres Vorsitzenden der 
Ortsgruppe Nortorf, Dietrich 
Weichler, am Montag, 8. Mai im 
ARD–TV um 22.50 bis 0.20 Uhr 
(11/2 Stunden), gesendet werden. 
In der Mediathek wird der Film in 
vier Teilen gesendet, und zwar: 
Folge 1 bis 4 bereits am 3. Mai.
  Hans-Albert Ecklof

Kreisvertreter: Edeltraut Mai, 
Weißdornweg 8, 22926 Ahrens-
burg, Tel. (04102) 823300,  
Fax (04102) 4739608, Handy: 
(0151) 1846100, E-Mai@gmx.net 

Angerapp

Hauptkreistreffen
Lüneburg – Sonnabend, 3. Juni, 
10 Uhr, Krone Bier- & Eventhaus, 
Heiligengeiststraße 39-41, 21335 
Lüneburg, Telefon (04131) 
2445050: Hauptkreistreffen. Hier-
zu laden wir ganz herzlich ein.

Turnusgemäß muss eine Neu-
wahl des Kreistages unserer Kreis-
gemeinschaft erfolgen. Laut unse-
rer Wahlordnung sind alle Mitglie-
der der Kreisgemeinschaft wähl-
bar. Das Vorschlagsrecht haben die 
Mitglieder der Kreisgemeinschaft, 
der Kreistag und der Kreisaus-
schuss. Vorschläge müssen bis 
zum 25. Mai 2023 schriftlich bei 
der Kreisvertreterin, Edeltraut 
Mai, Weißdornweg 8, 22926 Ah-
rensburg, eingereicht werden. Der 
Wahlvorschlag muss den Familien-
namen (gegebenenfalls abwei-

chenden Geburtsnamen), Vorna-
men, Heimatort und Geburtsda-
tum und jetzige Anschrift des vor-
schlagenden Wahlberechtigten 
und den vorgeschlagenen Wahl-
kandidaten enthalten.

Vorläufiges Programm: 10 Uhr: 
Beginn der Versammlung, 
11.30 Uhr: Vortrag, 12.30: Mittages-
sen, 14 Uhr: Besichtigung des Ost-
preußischen Landesmuseums ein-
schließlich Führung, danach ge-
mütliches Kaffeetrinken und pla-
chandern im Bernsteinkaffee.

Wir würden uns sehr freuen, 
möglichst viele Landsleute aus 
dem Kreis Angerapp sowie alle, die 
sich unserem Heimatkreis verbun-
den fühlen, begrüßen zu können.

Kreisvertreter: Manfred Romeike, 
Anselm-Feuerbachstraße 6, 52146 
Würselen, Telefon (02405)73810,  
GF: Barbara Dawideit, Am Ring 9, 
04442 Zwenkau, Telefon/Fax 
(034203) 33567

Elchniederung

Nachbarschaftstreffen
Lüneburg – Sonnabend, 20. Mai, 
9.30 Uhr, Krone Bier- und Event-
haus, Heiligengeiststraße 39-41, 
21335 Lüneburg, direkt neben dem 
Landesmuseum: Treffen der Me-
melstromer, Elchniederunger, Til-
sit-Ragniter und der Tilsiter zu ei-
ner gemeinsamen Veranstaltung. 

Das Programm beginnt um 
10 Uhr mit einem Gesangsvortrag, 
es folgen das Geistliche Wort und 
die Totenehrung, die Begrüßung 
durch die Kreis- und Stadtvertre-

ter, die Festrede hält Hubertus Hil-
gendorff, Kreisvertreter von Ras-
tenburg. Nach einer musikalischen 
Einlage ist Zeit zur Besichtigung 
des Ostpreußen Landesmuseums 
und zum Plachandern.

Die Veranstaltung schließt mit 
Gesang und dem gemeinsamen 
Singen des Ostpreußen-Liedes so-
wie mit dem Schlusswort des 
Kreisvertreters der Elchniederung.

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 
898313. Stellv. Kreisvertreter: 
Dieter Czudnochowski, Lärchen-
weg 23, 37079 Göttingen, Telefon 
(0551) 61665

Lyck

12. Lycker Treffen
Bremen – Donnerstag, 16. Novem-
ber, 13 Uhr, Beginn um 14 Uhr, Best 
Western Hotel zur Post: Lycker 
Treffen in Bremen unter neuer Lei-
tung. Wilhelm Norra hat die Orga-
nisation an Heidi Mader abgege-
ben. Nähere Auskünfte bei Heidi 
Mader: E-Mail: heidi-mader@gmx.
de oder unter Telefon (0421) 
67329026. Eine verbindliche An-
meldung ist erforderlich.

Kreisvertreter: Ingrid Tkacz, 
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch, Te-
lefon/Fax (04122) 55079.  
Stellv. Kreisvertreterin: Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12, 
38820 Halberstadt, Telefon 
(03941) 623305. Schatzmeister: 
Frank Panke, Eschenweg 2, 92334 
Berching, Telefon (08462) 2452. 
Geschäftsstelle: Horst Sommer-
feld, Lübecker Straße 4, 50858 
Köln, Telefon (02234) 498365

Mohrungen

Zum 80. für Ingrid Tkacz
Tornesch – Gratulation an unsere 
Kreisvertreterin Ingrid Tkacz, geb. 

Schindowski. Geboren am 5. Mai 
1943 in Mohrungen, aufgewachsen 
bis 1957 im beschaulichen Ort Gül-
denboden, nahe dem Nariensee, 
den Elisabeth Krahn in ihrem Ge-
dicht „Heimkehr“ mit den Worten 
„Der Himmel küsst den Nariensee
Die Wogen von Wäldern um-
säumt“ beschreibt. Seit vielen Jah-
ren ist die Jubilarin aktives Mit-
glied im Mohrunger Heimatverein 
und übernahm 2003 bis 2009 die 
Geschäftsführung, dann für sechs 
Jahre die Funktion der stellvertre-
tenden Kreissprecherin. 

Ihre Verbundenheit und Liebe 
zur Heimat spürt man in der Pflege 
von Kontakten zu den deutsch-
stämmigen Landsleuten. Mit Ge-
schick und Gewissenhaftigkeit 
führt sie seit 2015 das Amt der 

Kreisvertreterin aus. Dafür sind 
wir ihr unendlich dankbar. Wir 
wünschen unserer Geburtstagsju-
bilarin einen frohen Ehrentag mit 
ihrer Familie, die beste Gesundheit 
und Freude im privaten Lebensbe-
reich. 

Liebe Ingrid Tkacz, die Kreis-
gemeinschaft gratuliert von gan-
zen Herzen. Bleiben Sie uns noch 
lange mit ihrer freundlichen Art 
und Engagement erhalten.
 Im Namen des Kreistages 
 Marlene Wölk, stellvertretende 
 Kreisvertreterin

Kreisvertreter: Dieter Neukamm, 
Am Rosenbaum 48, 51570 Wind-
eck, Telefon (02243) 2999, E-Mail: 
neukamm-herchen@t-online.de 
Geschäftsstelle: Hans-Joachim 
Scheer, Wrister Str.1, 24576 Wed-
delbrook, Telefon (04192)4374,  
E-Mail: hans-joachim.scheer@t- 
online.de

Tilsit-Ragnit

Mitgliederversammlung
Lüneburg – Freitag, 19. Mai, 
14  Uhr, Hotel Bergström, Bei der 
Mühle, 21335 Lüneburg: Mitglie-
derversammlung mit Wahlen der 
Mitglieder des neuen Kreistags. 
Folgende drei Satzungsänderun-
gen werden zur Abstimmung ge-
stellt: 1. Paragraph 9,9 (alt) „Der 
Kreistag ist beschlussfähig, wenn 
mindesten 13 Mitglieder anwesend 
sind.“ (neu) „Der Kreistag be-
schließt mit der Mehrheit der an-
wesenden Mitglieder. Bei Stim-
mengleichheit ist der Antrag abge-
lehnt.“
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persönl.
Fürwort
(zweite
Person)

Name
zweier
Rhein-
zuflüsse

Staat in
Mittel-
amerika

veraltet:
Enzym

Mittel-
meer-
küsten-
gebiet

Ver-
ordnung,
Erlass

leiden-
schaft-
lich
streben

Raub-
fisch

Quer-
stange
am
Mast

Gestell
z. Trans-
portieren
v. Lasten

Kfz-Z.
Land-
kreis
Rostock

Leicht-
athlet

Schilf,
Röhricht

Auto-
rennen,
-stern-
fahrt

taumeln
schott.
Stam-
mes-
verband

in der
Nähe
von

in der
gleichen
Weise

Elek-
tronik-
messe
in Berlin

Strudel-
wirkung

Un-
beweg-
lichkeit

Begriff
beim
Karten-
spiel

Zimmer
Küchen-
gerät,
Raspel

Bohle,
Planke

ganz,
voll-
ständig

Adels-
titel
(Freiherr)

russ.
Wäh-
rungs-
einheit

bemüht,
eifrig

redlich;
ange-
sehen

große
Tür,
Einfahrt

ölhaltige
Nutz-
pflanze

mit Pad-
deln ge-
fahrenes
Sportboot

Figur
aus der
„Sesam-
straße“

jedoch,
hingegen

chemi-
sches
Zeichen
für Selen

Schiff-
fahrts-
kundiger

Renn-
schlitten

Straßen-
bahn
(süddt.)

locker,
wacklig

heiteres
musikal.
Bühnen-
werk

unter-
irdischer
Weg  A  A     O  S  V   B    A  E

  B O R S T E  Z E C H E R  R U E H R I G
 W I E G E  I C E  H  N A G E L N  N  G
   D  S M S  A B A K U S  M A T R O S E
  J E N A  B A N A L  S T R E N G E  A 
  A   M A L   L E O  E  R  E X A K T
  C O C O  U R A L  S I N A I  H  F E H
 O H M  E M M A  O U T   U N K E  F  A
  T I L L  E T O N  A H L E  I N Z E L L
        G  B I S  U R N E  I  A I
       K E R L  I H R   P A N A M A
        B  U  E  E I F E R N  P 
       F E R M E N T  L   G E H E R
        R I E D  R A L L Y E  A  A
         V  I F A   R  S T I C H
       B E I  K  G  S O G  O  L 
        B E S T R E B T  E H R B A R
       B E R T  E  R A P S  K A N U
        N A U T I K E R  A B E R  B
        S  B O B  T R A M  L O S E
        O P E R E T T E  T U N N E L

Kreiskette

Diagonalrätsel

So ist’s  
richtig:

Sudoku
Lösen Sie das japanische 
Zahlenrätsel: Füllen Sie 
die Felder so aus, dass  
jede waagerechte Zeile, 
jede senk rechte Spalte 
und jedes Quadrat aus 
3 mal 3 Kästchen die 
Zahlen 1 bis 9 nur je ein-
mal enthält. Es gibt nur 
eine richtige Lösung!

 8   2 9   4 
 2    3  1  
 6  9   1 3  7
    4     
 3  6    5  4
      2   
 9  2 5   7  3
   1  2    8
  4   7 3   2

 8   2 9   4 
 2    3  1  
 6  9   1 3  7
    4     
 3  6    5  4
      2   
 9  2 5   7  3
   1  2    8
  4   7 3   2

 8 1 3 2 9 7 6 4 5
 2 7 4 6 3 5 1 8 9
 6 5 9 8 4 1 3 2 7
 1 8 7 4 5 9 2 3 6
 3 2 6 7 1 8 5 9 4
 4 9 5 3 6 2 8 7 1
 9 6 2 5 8 4 7 1 3
 7 3 1 9 2 6 4 5 8
 5 4 8 1 7 3 9 6 2

Diagonalrätsel: 1. Kaktus, 2. Reggae,  
3. Harlem, 4. Gibbon, 5. Deckel,  
6. ideell – Kerbel, Salbei

Kreiskette: 1. Stimme, 2. Steige, 
3. tranig, 4. Brando, 5. lodern –  
miteinander

Sudoku:

PAZ23_18

Die Wörter beginnen im Pfeilfeld und laufen in Pfeilrichtung um das Zahlen-
feld herum. Wenn Sie alles richtig gemacht haben, nennen die elf Felder in der
oberen Figurenhälfte ein anderes Wort für gemeinsam, zusammen.

1 im Kehlkopf erzeugter Klang, 2 kleine Treppe; flache Lattenkiste, 3 lang-
weilig; langsam (ugs.), 4 US-Filmstar (Marlon), 5 mit großer Flamme brennen

Wenn Sie die Wörter nachstehender
Bedeutungen waagerecht in das Dia-
gramm eingetragen haben, ergeben die 
beiden Diagonalen zwei Arznei- und 
Gewürzpflanzen.

1 dornige Wüsten-, Steppenpflanze
2 Popmusikstil Jamaikas
3 Stadtteil von New York
4 Langarmaffe
5 Topfverschluss
6 nur geistig vorhanden

Aus den Landesgruppen und Heimatkreisgemeinschaften

Fortsetzung von Seite 15
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Jubilarin: Die Mohrungerin Ingrid Tkacz wird am 5. Mai 80 Jahre alt 
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2. Paragraph 9,13 Spiegelstrich 
(alt): „Der Kreistag beschließt über 
alle Angelegenheiten des Vereins, 
insbesondere über die Entlastung 
des Kreisausschusses.“ (neu): „Der 
Kreistag beschließt über alle Ange-
legenheiten des Vereins, insbeson-
dere über die Entlastung des Vor-
stands.“

3. Paragraph 10,8 (alt) „Der 
Kreisausschuss ist berechtigt, bei 
Bedarf Kirchspielvertreter kom-
missarisch einzusetzen.“ (neu): 
„Der Kreisausschuss ist berechtigt, 
bei Bedarf Vereinsmitglieder kom-
missarisch mit Ämtern im Kreistag 
zu betrauen.“

Es empfiehlt sich sehr, die fol-
gende Nacht in Lüneburg zu ver-
bringen, um am Nachbarschafts-
treffen teilnehmen zu können, das 
am 20. Mai stattfindet.
 Dieter Neukamm, Kreisvertreter

Nachbarschaftstreffen
Lüneburg – Sonnabend, 20. Mai, 9 
Uhr Einlass, 10 Uhr Beginn, Krone 
Bier- und Event-Haus, Heiligen-
geiststraße 39-41, 21335 Lüneburg: 
Nachbarschaftstreffen. Das letzte 
Nachbarschaftstreffen der Kreis-
gemeinschaften Tilsit-Ragnit und 
Elchniederung sowie der Stadtge-

meinschaft Tilsit fand 2018 in Ei-
torf statt. Corona verhinderte die 
Durchführung zwei Jahre später. 
Die Elchniederung als Organisato-
rin verspricht für die Veranstal-
tung im Mai ein interessantes Pro-
gramm, wie den Besuch des neu-
gestalteten Ostpreußischen Lan-
desmuseums oder alternativ eine 
Brauereiführung. 

Falls Sie sich nicht mehr zu-
trauen, eine Reise nach Lüneburg 
selbst durchzuführen, bitten Sie 
doch Ihre Kinder oder Enkel, Sie 
zu fahren – die Veranstaltung wird 
gewiss auch ihnen gefallen. 
 Dieter Neukamm, Kreisvertreter

Heimatkreisgemeinschaften

ANZEIGE

Das Weltcup-Finale in 
Omaha, Nebraska in 
den Vereinigten Staaten 
von Amerika war das 

erste ganz große internationale 
Dressurevent des Jahres. Als Titel-
verteidigerin und Favoritin ging 
Jessica von Bredow-Werndl mit 
ihrer Trakehner Stute TSF Dalera 
BB an den Start. Das Paar hielt dem 
Erwartungsdruck stand: Mit 
90,482 Prozent und mehr als drei 
Punkten Vorsprung tanzten sie in 
der Kür abermals an die Spitze der 
Dressur-Weltelite. 

Ein Gänsehaut-Comeback
Vor ziemlich genau einem Jahr hat-
te die Reiterin sich mit dem Welt-
cup-Finalsieg in Leipzig in die Ba-
bypause verabschiedet. Im August 
kam Töchterchen Ella Marie zur 
Welt und noch vor Jahresende 
konnte Jessica ihre Trakehner Stu-
te Dalera erneut zum Tanz auf gro-
ßem Parkett bitten. Beide knüpf-
ten über Winter mit einem halben 
Dutzend internationaler Siege 
nahtlos an die Erfolge der Vorjahre 
an.

Emotional wird die feinfühlige 
Reiterin, die gemeinsam mit ihrem 
Bruder Benjamin Werndl im baye-
rischen Aubenhausen einen Aus-
bildungsstall für Spitzendressur-
pferde betreibt, wenn es um die 
Trakehner Stute TSF Dalera BB 
geht: „Ich bin so unglaublich dank-
bar, dass ich diese spezielle Verbin-
dung zu diesem Pferd erleben und 
mit ihr tanzen darf. Dalera ist wun-
dervoll“, ließ sie im Interview di-

rekt nach ihrem Siegesritt in Oma-
ha verlauten. „Diese Stute will im-
mer 200 Prozent geben“.

Die Wurzeln des Erfolgs
Der Erfolg eines Pferdes wie Dale-
ra hat zahlreiche Mütter und Väter. 
Ganz oben steht vielleicht die au-
ßergewöhnlich enge Beziehung der 
16-jährigen Stute zu ihrer 37-jähri-
gen Reiterin und auch zu ihrer 
Pflegerin Anna Liebing. Diese 

Menschenbezogenheit wird den 
Trakehner Pferden, Vertretern der 
wohl weltweit ältesten und edels-
ten Reitpferderasse, seit jeher 
nachgesagt, ebenso ihre Intelli-
genz und die Eigenschaft, für „ih-
ren Menschen“ über sich hinaus-
zuwachsen. 

Dalera wäre ohne Jessica heute 
vielleicht nicht das beste Dressur-
pferd der Welt und Jessica von 
Bredow-Werndl vielleicht nicht die 

vielfache Goldmedaillistin, die sie 
mit Dalera geworden ist. 

Die Stickerei „Queen Dalera“ 
ziert das Stallhalfter der Stute und 
ist Programm für ihr Management 
von Fütterung, Weidegang und 
Training bis hin zu den Auftritten 
im Rampenlicht. Die „Queen“ 
zeigt sich zu Hause als geradezu 
süchtig nach Streicheleinheiten 
und Aufmerksamkeit und mutiert 
im Wettkampf zum Rockstar. Ein 

Star, dem man Musikalität zu-
schreiben möchte, denn das Paar 
scheint in der Kür zu den Klängen 
der Chansons von Edit Piaf und 
Cole Porter zu tanzen. 

Zwei Kürzel rahmen den Na-
men der „Queen“ ein: „TSF“ steht 
für Trakehner Sportpferde Förde-
rung und ist ein im Pferdesport 
renommiertes Prefix, dass der Tra-
kehner Förderverein an besonde-
res erfolgreiche Pferde verleiht. 
Das Suffix „BB“ steht für Daleras 
langjährige Besitzerin, die Schwei-
zerin Beatrice Büchler-Keller. Sie 
hat die Stute als unscheinbares 
junges Pferd entdeckt und direkt 
von der Züchterin erworben, sie 
hat dem Riesentalent – Dalera hat 
ein Stockmaß von über 180 Zenti-
metern – Zeit zum Reifen gegeben, 
und sie hat den Weg für das Dream-
team „Jessi und Dalera“ geebnet. 
Denn auch Jessicas erstes interna-
tionales Erfolgspferd, der Rapp-
hengst Uneé BB, steht in ihrem Be-
sitz. Als Sohn des berühmten Tra-
kehner Hengstes Gribaldi ist auch 
er ein halber Trakehner und ge-
nießt mittlerweile seinen umsorg-
ten Ruhestand in Aubenhausen. 

Trakehner Familienbande
Jedes Weltpferd hat auch eine Kin-
derstube und im Falle von Dalera 
liegt diese in Rheinland-Pfalz bei 
Privatzüchterin Silke Druckenmül-
ler. Sie hatte Daleras Mutter na-
mens Dark Magic zunächst als 
Reitpferd erworben. Der Vater von 
Dalera, der Hengst Easy Game, wie 
Uneé BB ein Sohn des Gribaldi und 

wie Vater und Halbbruder sieg-
reich in schweren Dressurkonkur-
renzen, animierte sie jedoch bald 
zu einem Fohlen. Unnötig zu er-
wähnen, dass Dalera kein „Einzel-
kind“ blieb ... zukunftsweisend die 
Tatsache, dass mit Dallenio ein 
Dreiviertelbruder zu Dalera zu den 
Nachwuchshoffnungen von Benja-
min Werndl zählt. 

Weitere Querverbindungen aus 
der Trakehner Familie gefällig? Da-
leras Mutter ist eine Enkelin des 
Trakehner Halbbluthengstes Van 
Deyk, der im Stall von Hans-Eber-
hard Schneider zur Welt kam und 
das erste Grand Prix Pferd seiner 
Tochter Dorothee wurde, die heute 
regelmäßig Teamkollegin von Jes-
sica ist, wenn es um Dressur Natio-
nenpreise geht.

90,482 Prozent – im Weltcup 
Finale hat TSF Dalera BB zum 
neunten Mal die 90-Prozent-Mar-
ke geknackt. Dalera hat jetzt erst 
einmal Pause. Die Deutschen 
Meisterschaften und als Saisonziel 
Nummer zwei die Europameister-
schaften Anfang September in Rie-
senbeck lauten die weiteren Pläne 
der Reiterin. Über denen schwebt 
bereits der Traum von Olympia in 
Paris 2024. Die Kür mit perfekten 
Piaffen zu den Chansons von Edith 
Piaf ist diesbezüglich schon einmal 
eine Ansage.  Trakehner Verband

b Weitere Informationen über den 
Trakehner Verband e. V. unter In-
ternet:  
https://www.trakehner-ver-
band.de/

TRAKEHNER

Dalera gibt immer 200 Prozent
Jessica von Bredow-Werndl und ihre Trakehner Wunderstute TSF Dalera BB verteidigen in Omaha (USA) den Weltcup-Titel

Die Reise nach Omaha hat sich gelohnt: Jessica von Bredow Werndl und TSF Dalera BB siegen im Weltcup Fi-
nale 2023 in den USA Foto: sportfotos-lafrentz 

PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

10.06.-17.06. / 15.07.-22.07. / 12.08.-19.08.:
8-tägige Schiffsreise nach Nidden, € 1.199,-
27.08.-05.09.:
Bus- und Schiffsreise Ostpreußen und Hansestadt Riga, € 1.856,-
Mai-Sep. – viele Termine:
Radtour in Ostpreußen – Kurische Nehrung und Memelland, 8 Tage, ab € 545,-
Mai-Sep. – viele Termine:
Wandern in Ostpreußen – Kurische Nehrung und Memelland, 8 Tage, ab 799,-
Mai-Sep. – Termin nach Wunsch:
Mietwagen-Rundreise Memelland und Masuren, 10 Tage, ab € 945,-
Juni – August – viele Termine:
Radtour von Danzig nach Masuren, 10 Tage, ab EUR 1.200,-
Fordern Sie unseren kostenlosen Prospekt an! – www.Partner-Reisen.com

Everner Str. 41, 31275 Lehrte, Tel. 05132/588940, Fax 05132/825585, E-Mail: Info@Partner-Reisen.com

PARTNER-REISEN
Grund-Touristik GmbH & Co. KG

ANZEIGE

Die Dittchenbühne

Jahresprogramm der Ditt-
chenbühne – Das Elmshorner 
„Forum Baltikum – Dittchen-
bühne“ hat das Programm für 
Mai bis Dezember vorgelegt. 
Auf 36 Seiten sind die Aktivitä-
ten des Mehrgenerationenhau-
ses und Stadtteilzentrums zu-
sammengefasst – vom Pfingst-
ochsen-Fest Ende Mai und der 
Komödie  „Die Niere“ im Sep-
tember bis hin zur Lesung „Das 
Wolfsmädchen“ mit Dr. Christi-
an Hardinghaus im Oktober und 
zum Weihnachtsmärchen „Frau 
Holle“ im Dezember.  
Natürlich werden auch wieder 
viele Kurse und Gesprächskreise 
angeboten wie die Malschule 

für Kinder, englische Konversa-
tion, Brotbacken, Fahrradtou-
ren, Erzählcafé, Reparatur-
dienst, Stricktreff und der Thea-
tertreff für Mädchen. Auch die 
Publikumslieblinge fehlen nicht: 
die Baltische Tafelrunde, das 
Elchessen, der Vorleseabend 
mit Arno Surminski, die Bil-
dungsreisen und der Elsässische 
Abend stehen wieder auf dem 
Programm.  
Weitere Informationen finden 
sich im aktuellen Programm-
heft, das im Büro der Dittchen-
bühne zu erhalten ist. Telefon: 
(04121) 89710, Internet: www.
dittchenbuehne.de, E-Mail: bue-
ro@dittchenbuehne.de. 

Kulturforum

Greifswald – Sonnabend, 
6. Mai, 18 Uhr, Pommer-
sches Landesmuseum, Ra-
kower Straße 9, 
17489 Greifswald, Eintritt: 
6,– Euro: „Hoiho! Das Segel 
im Winde, zu den Sternen, 
Menschlein!“ Hans Fallada 
und Pommern, szenische 
Lesung mit Katharina Groth 
& Wolfgang Wagner. 

Die Zeit, die der junge Rudolf 
Ditzen alias Hans Fallada zwi-
schen 1915 und 1925 in 
Pommern verbrachte, beein-
flusste sein Werk bis in die 
1940er Jahre hinein. Pom-
mersche Orte, in denen er 
lebte und arbeitete, wurden 
später zu Schauplätzen sei-
ner Romane und Erzählun-
gen, Begebenheiten und Son-
derlinge verwandelte er in Li-
teratur. Als Beamter auf land-
wirtschaftlichen Gütern lern-
te er, mit Menschen umzuge-
hen, ihnen zuzuhören; sein 
Blick für unterschiedlichste 
Charaktere schärfte sich. 

Eine Kooperation zwischen 
der Kulturreferentin für 
Pommern und Ostbranden-
burg am Pommerschen Lan-
desmuseum und dem Deut-
schen Kulturforum östliches 
Europa.
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VON WOLFGANG KAUFMANN

D ie Briefmarken eines Staates 
widerspiegeln im Normalfall 
dessen Geschichte sowie kul-
turelle und landschaftliche 

Vielfalt. Dies gilt im Prinzip auch für 
Deutschland. Allerdings kam ein wesent-
licher Bestandteil des Deutschen Reiches 
beziehungsweise der Weimarer Repub-
lik, nämlich Ostpreußen, in philatelisti-
scher Hinsicht zu kurz.

Die erste deutsche Briefmarke über-
haupt mit einem – zudem nur indirekten 
– Bezug zu Ostpreußen war der ab dem  
1. November 1927 ausgegebene zinnober-
rote 15-Pfenning-Wert mit dem Porträt 
des Königsberger Philosophen Immanu-
el Kant. Kant wurde dann 1974 nochmals 
auf einer 90-Pfenning-Briefmarke abge-
bildet. Der konkrete Anlass war diesmal 
der 250. Geburtstag des großen Denkers.

Außer Kant würdigte die Deutsche 
Bundespost lediglich noch drei weitere 
Personen mit Bezug zu Ostpreußen, und 
zwar den Domherrn und Astronomen 
Nikolaus Kopernikus, der unter anderem 
in Frauenburg und Allenstein wirkte 
(Ausgabedatum 19. Februar 1973 zum 
500. Geburtstag), die bekannte Heimat-
dichterin Agnes Miegel aus Königsberg 
(Ausgabe vom 14. Februar 1979 anlässlich 
ihres 100. Geburtstages) und den Uni-
versalgelehrten Friedrich Wilhelm Bes-
sel, von 1810 bis 1846 Direktor der Stern-
warte in Königsberg und Professor an 
der dortigen Universität (Ausgabe vom 
19. Juni 1984 zur Erinnerung an Bessels 
200. Geburtstag).

Kant, Miegel und Kopernikus
Das wichtigste Datum in der Philatelie-
Geschichte Ostpreußens war indes der  
23. Juni 1935. An diesem Tage begann die 
Ausgabe des Markensatzes beziehungs-
weise Blocks zur Internationalen Osteu-
ropäischen Postwertzeichenausstellung 

OSTROPA in Königsberg. Die Marken in 
den Wertstufen drei, sechs, zwölf und  
25 Reichspfennig zeigten die Burg Allen-
stein, das Tannenberg-Denkmal bei Ho-
henstein sowie die Schlösser von Königs-
berg und Heilsberg. Der Block mit allen 
vier Marken wurde dabei nur an Samm-
ler mit Berechtigungskarten oder Inha-
ber von OSTROPA-Eintrittskarten ver-
kauft und ist heute aufgrund seiner Sel-
tenheit kaum für unter 1000 Euro zu 
haben.  

Ansonsten gibt es nur ein weiteres 
Postwertzeichen, das ein ostpreußisches 
Gebäude zeigt. Das ist die 90-Pfennig-
Marke der Dauerserie Deutsche Bauwer-
ke aus zwölf Jahrhunderten mit dem Ab-

bild des 1944 im Bombenhagel unterge-
gangenen Zschockschen Damenstiftes in 
Königsberg vom Juni 1966. Weil die DDR 
in dem Motiv der Marke „Revanchismus“ 
witterte, wurden Briefe, welche diese 
trugen, häufig im Rahmen des unerklär-
ten Postkrieges zwischen Ost und West 
von der Beförderung ausgeschlossen und 
in die Bundesrepublik zurückgeschickt.

Deutscher Orden und Krönungen
Zwei Marken mit Ostpreußen-Bezug wa-
ren darüber hinaus die Nothilfe-Ausgabe 
zu drei plus zwei Pfennig von 1935/36, die 
eine Frau in ostpreußischer Tracht zeigt, 
und das Postwertzeichen zum 400. Jah-
restag der Gründung der Königsberger 

Universität durch Herzog Albrecht von 
Brandenburg-Ansbach im Jahre 1544. Die 
Marke zu sechs plus vier Pfennigen mit 
dem Konterfei Albrechts kam am 2. Juni 
1944 in Umlauf und war eine der letzten 
Ausgaben des Dritten Reiches.

Zwei später herausgegebene Marken 
der Bundesrepublik erinnern an weitere 
Jubiläen im Zusammenhang mit der Ge-
schichte Ostpreußens. Die erste erschien 
1990 zur 800. Wiederkehr der Gründung 
des Deutschen Ordens. Und die zweite 
wurde 2001 aus Anlass des 300. Jahres-
tages der Errichtung des Königreiches 
Preußen durch die Selbstkrönung von 
Friedrich I. emittiert. Außerdem wäre da 
noch die Ausgabe der Bundespost Berlin 

von 5. Mai 1982 zum Gedenken an die An-
kunft der Salzburger Exulanten im Jahre 
1732. Viele der protestantischen Glau-
bensflüchtlinge fanden später in Ost-
preußen eine neue Heimat.

Exulanten und Zeppelin
Zu diesem insgesamt doch recht über-
schaubaren Konvolut regulärer Marken 
kommen solche philatelistischen Kost-
barkeiten wie frankierte und abgestem-
pelte Luftpostbriefe, die im Zuge der Ost-
preußen-Fahrt des Verkehrs-Luftschiffes 
LZ 127 „Graf Zeppelin“ im August 1930 
befördert worden waren.

Ebenso gehören noch zwei andere 
Kategorien von Postwertzeichen zum 
philatelistischen Erbe Ostpreußens. Das 
sind zum einen die Marken des Abstim-
mungsgebietes beziehungsweise Regie-
rungsbezirkes Allenstein. Dessen Be-
wohner mussten sich gemäß den Bestim-
mungen des Versailler Vertrages im Juli 
1920 entscheiden, ob ihre Heimat künf-
tig weiter zu Ostpreußen gehören oder 
Polen zugeschlagen werden sollte, wobei 
fast 98 Prozent für die erstere Option vo-
tierten. Zwischen dem 3. April und 31. 
Oktober 1920 waren in Alleinstein alte 
Briefmarken aus dem deutschen Kaiser-
reich in Gebrauch, welche Aufdrucke wie 
„PLEBISCITE OLSZTYN ALLENSTEIN“ 
trugen.

Und zum anderen gibt es verschiede-
ne philatelistische Zeugnisse aus der Zeit 
vom 10. Januar 1920 bis zum 22. März 
1939, in der das Memelgebiet zunächst 
unter französischer „Schutzherrschaft“ 
und dann unter widerrechtlicher litaui-
scher Besatzung stand. Dazu zählen Mar-
ken der beiden letztgenannten Staaten 
mit allerlei zusätzlichen Wertangaben 
sowie dann auch ein nur wenige Tage 
lang von der deutschen Seite verausgab-
ter litauischer Satz mit vier Postwertzei-
chen zu 15, 30, 35 und 60 Cent, die den 
Aufdruck „Memelland ist frei!“ trugen. 

Zwei Ereignisse, zwei unterschiedliche Zeiten: Die Briefmarke von 1990 ist dem Deutschen Orden gewidmet (l.), die Briefmarke 
rechts zeigt eine Frau in ostpreußischer Tracht und wurde 1935/36 herausgegeben Fotos: imago/Schöning; gemeinfrei

Raschau [Raschowa] ist ein typisches 
oberschlesisches Dorf, in dem die ge-
pflegten Häuser und Gehöfte planmäßig 
um einen zentralen Platz angelegt wur-
den. Die barocke katholische Kirche zur 
göttlichen Vorsehung steht neben der 
Fatima-Kapelle für die Frömmigkeit der 
Oberschlesier und das Denkmal für Ge-
fallene des Ersten Weltkriegs für das his-
torische Gedächtnis der Einwohner. 

Doch das Dorf Raschau hat etwas, 
was andere nicht haben. In dem 19 Kilo-
meter von der Woiwodschaftshauptstadt 
Oppeln [Opole] entfernten Ort ent-
stand die erste von drei „Pro Liberis Si-
lesiae“-Bildungseinrichtungen, die heute 
auf ganz Schlesien ausstrahlen. In dem 
Raschauer Kindergarten und der Grund-
schule wird nämlich nach dem Maria-
Montessori-Prinzip gearbeitet, und das 
mit dem Hintergrund der deutschen 
Volksgruppe. Das Montessori-Konzept 
zielt darauf ab, Kinder in ihrer Persön-
lichkeit zu stärken, indem man sich auf 
die Bedürfnisse, Talente und Begabun-
gen des Heranwachsenden konzentriert. 
Denn Kinder sollen am besten in ihrem 
eigenen Rhythmus lernen. Der Träger-
verein Pro Liberis Silesiae ergänzt dieses 
Konzept durch eine konsequente Zwei-
sprachigkeit. 

Hinter dem Verein stehen die Schwes-
tern Margarethe Wysdak und Barbara 
Loch. Ähnlich wie die Reformpädagogin 
und eine der ersten Ärztinnen Italiens, 
Maria Montessori (1870-1952), mussten 
sich die Schwestern durch ein bis heute 
deutschfeindliches polnisches Bildungs-
system und viel Unverständnis seitens 
der ländlichen oberschlesischen Bevölke-
rung kämpfen. 

Zwei Pädagoginnen mit 
außergewöhnlichen Ideen
Doch ihre Ergebnisse überzeugten 
schnell sowohl Eltern als auch Behörden 
sowie Geldgeber. Neben ihren Montes-
sori-Schulen in Raschau, Guttentag 
[Dobrodzień] und Oppeln, ihrem über 
die Grenzen Oberschlesiens bekannten 
Kinderstadt-Projekt „Klein Raschau“ 
oder der kürzlich errichteten Sporthalle 
in Raschau haben sie nun die Einrichtung 
eines Lehrpfads angestoßen.

Dieser informiert auf acht Tafeln auf 
Deutsch und Polnisch über die Geschich-
te und den Alltag des Ortes, der jedoch 
für viele oberschlesische Dörfer beispiel-
haft ist. An dem Lehrpfad hat die Dorf-
gemeinschaft generationsübergreifend 
mitgewirkt. Anhand historischer Doku-
mente aus dem Oppelner Staatsarchiv 

und aus privaten Sammlungen oder aus 
Zeitzeugenberichten haben die Raschau-
er eine Chronik des Ortes geschaffen. 

Der Raschauer Lehrpfad führt an ei-
nem historischen Löschwagen vorbei zu 
Informationen über die 1928 gegründete 
Freiwillige Feuerwehr. In unmittelbarer 
Kirchennähe informiert darüber hinaus 
ein kreisförmiger Kalender über die tra-
ditionellen Feste im Kirchenjahr und er-

klärt die Farbsymbolik in der katholi-
schen Liturgie.

In der einstigen Dorfschule, die zu den 
ältesten im Kreis Oppeln gehört, sind 
heute eine Heimatstube, der Sitz des 
Ortsverbandes der Deutschen Minderheit 
und die Dorfbibliothek untergebracht. An 
diesem Gebäude sind gleich drei Tafeln 
angebracht. Eine erzählt über das Schul-
wesen im Oberschlesien der Vorkriegs-

zeit. An dieser Tafel würden Schulkinder 
die längste Zeit verbringen, berichtet Sa-
bina Prokop, Pädagogin an der Vereins-
schule Pro Liberis Silesiae. Sie berichtet, 
die Kinder seien erstaunt, dass die Klas-
senräume von einst so groß waren und 
dass es im Winter wegen Mangels an 
Heizkohle zu Schulausfällen kam. Auch, 
dass viele Bauernkinder während der Ern-
tezeit, anstatt die Schulbank zu drücken, 
bei der Ernte mithalfen.

Der Lehrpfad richtet sich auch an 
Erwachsene
Um Kinder zu motivieren, sich der Dorf-
geschichte anzunehmen, wurde der Lehr-
pfad um Spiele ergänzt. Eine Art Schnit-
zeljagd führt die Spieler zu den ge-
schichtsträchtigen Orten in Raschau und 
informiert zum Beispiel auch über Bräu-
che wie das oberschlesische Bärentreiben 
zur Fastnacht oder das Aufstellen eines 
Maibaumes und den Tanz in den Mai.

Prokop, die am Lehrpfad mitwirkte, 
wünscht sich, dass ihn Familien und be-
sonders Großeltern mit ihren Enkeln be-
gehen, denn auf diese Weise würden Er-
innerungen der Alten wachgehalten, und 
man käme ins Gespräch. Der Lehrpfad 
soll nämlich nicht nur Kinder in ihrer Per-
sönlichkeit stärken. Chris W. Wagner

ÖSTLICH VON ODER UND NEISSE

Montessori-Pädagogik hilft auch beim Volkstumsbewusstsein
Ein Lehrpfad informiert auf Deutsch und Polnisch über Bräuche und Alltag in Oberschlesien – Kinder zeigen großes Interesse

Raschau: Beispiel einer Tafel auf dem neuen Lehrpfad Foto: Wagner
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VON MARTIN STOLZENAU

L iedern von Beethoven, Schubert 
und Schumann hat es Karl Lap-
pe zu verdanken, dass sein lyri-
sches Werk nicht ganz in Ver-

gessenheit geraten ist. Die Komponisten 
vertonten vier seiner bekanntesten Ge-
dichte: „So oder so“, „Im Abendrot“, „Der 
Einsame“ und „Fluch“. 

Bevor der Heimatdichter aus Vorpom-
mern im antinapoleonischen Befreiungs-
krieg als „vaterländischer Freiheitssän-
ger“ einigen Lorbeer erntete, fungierte er 
allerdings als Lehrer und Hobby-Schrift-
steller, der mit seinem „naturbeschrei-
benden Schaffen“ die Vorzüge seiner 
pommerschen Heimat sowie ihrer Men-
schen pries.

Aber nach seinem Tod wurde es 
schnell still um sein literarisches Erbe. 
Sein letztes Wohnhaus wurde abgerissen. 
Die einstige Gedenktafel in Pütte ging 
verloren. Sein Grab auf dem Stralsunder 
Frankenfriedhof ist seit dem Jahr 1960 
nicht mehr auffindbar. Erst nach 2010 
wurde nach Gründung eines „Karl-Lappe-
Vereins“ im Gefolge reger Vereinstätig-
keit das Werk Lappes wiederentdeckt. In-
zwischen erschien der erste neue Band 
mit seinen Gedichten. 

Lappe wurde am 24. April 1773 im Dorf 
Wusterhusen bei Greifswald geboren. 
Sein Vater wirkte als örtlicher Pastor und 
verstarb bereits 1780. Danach wurde der 
Junge nacheinander vom Organisten, von 
seinem älteren Bruder und dann an der 
Wolgaster Stadtschule unterrichtet, wo er 
in die Obhut von Ludwig Gotthard Kose-
garten kam, der als Schulrektor Lappes 
Begabung erkannte und ihn förderte. Es 
folgten das Greifswalder Universitätsstu-
dium, wobei Theologie, Philologie sowie 
Philosophie im Mittelpunkt standen, ers-
te poetische Versuche und dann die Brot-
arbeit als Lehrer. Er unterrichtete in 
Rheinshagen bei Güstrow, in Neustrelitz 
und auf dem Sophienhof.

Im Jahr 1798 rief ihn dann sein vorhe-
riger Rektor Kosegarten, der inzwischen 
als Pfarrer auf Rügen fungierte, auf die 
Insel nach Altenkirchen. Lappe unterrich-
tete, betrieb mit Kosegarten einen regel-
mäßigen Gedankenaustausch sowie 
Sprachstudien, lernte dann die englische, 
schwedische sowie dänische Sprache und 
übersetzte literarische Werke aus diesen 
Ländern. Dazu gesellten sich zahlreiche 
Gedichte, die er in verschiedenen deut-

schen Zeitschriften wie dem Göttinger 
„Musenalmanach“ und dann im ersten 
eigenen Gedichtband veröffentlichte.

Ab 1801 lehrte er in Stralsund rund  
17 Jahre lang am „Sundischen Gymnasi-
um“ als Gymnasiallehrer. Lappe unter-
richtete mit großem Erfolg, dichtete und 
übersetzte weiter und verfasste außerdem 
einige pädagogische Schriften. Das reich-
te bis zum „Poetischen Magazin für Ge-
dächtnisübungen“ und dem „Pommern-
buch“, einem Lesebuch für Pommern.

Zwischendurch hatte er die Pastoren-
tochter Ulrike Schindler aus Gustow auf 
Rügen geheiratet, mit der er 40 Jahre zu-

sammenlebte und elf Kinder hatte. Aber 
die Dauerarbeit untergrub wohl seine Ge-
sundheit. Er gab nach ärztlichem Rat das 
Lehramt auf und zog sich mit seiner 
wachsenden Familie nach Pütte bei Stral-
sund zurück, wo er nach seiner Gesun-
dung etwas Landwirtschaft betrieb und 
als Schriftsteller und Herausgeber wirkte. 

Nach Brandstiftung und Verlust sei-
nes Hauses mit Bibliothek und Schriften 
bezog er 1824 ein anderes Haus. Sein 
zweiter Pütter Wohnsitz entwickelte sich 

zum produktiven Refugium. Lappe veröf-
fentlichte seine Arbeiten in ganz Deutsch-
land, woraufhin Beethoven und Co. die 
vier Lieder von ihm vertonten. Außerdem 
gab der Pommerndichter zusammen mit 
Friedrich von Suckow die Wochenschrift 
„Sundine“ heraus. 

Seine pommerschen Natur- und Land-
schaftsdichtung überzeugten Leser und 
Kritiker im ganzen Land. Besonders seine 
Arbeiten über die Inseln Hiddensee und 
Rügen und seine eindrucksvoll geschil-
derte Bindung an die Schönheit und Ge-
walt des Meeres. Das reichte bis zu den 
klingenden Versen in seinem Buch „Mit-

gabe nach Rügen. Den Reisenden zur Be-
gleitung und Erinnerung“ und reihte ihn 
in die erste Reihe der deutschen Meeres-
poeten ein. 

Zur wachsenden Bekanntheit gesell-
ten sich Ehrungen. Lappe wurde in die 
„Gesellschaft für Pommersche Geschich-
te und Altertumskunde“ sowie in die 
„Berlinische Gesellschaft für deutsche 
Sprache“ aufgenommen und mit der Eh-
rendoktorwürde der Universität Greifs-
wald ausgezeichnet. 

Im reifen Alter zog Lappe nach Stral-
sund in die Heiliggeiststraße um, wo er 
am 28. Oktober 1843 nach schwerer Er-
krankung starb, 18 Jahre vor seiner Frau. 
Nach längerer Vergessenheit gelangte er 
nach Studien von Fachwissenschaftlern in 
der jüngsten Vergangenheit wieder in den 
Fokus der Öffentlichkeit. Dazu gesellte 
sich der rührige „Karl-Lappe-Verein“ im 
Geburtsort Wusterhusen, der im Pfarr-
haus eine ständige Ausstellung initiierte. 
Den Auftakt der Veranstaltungen im Jubi-
läumsjahr fand am 23. April in seinem Ge-
burtshaus, dem Pfarrhof Wusterhusen 
statt.

POMMERSCHER HEIMATDICHTER

Der Meerespoet von der Ostsee
Vor 250 Jahren in Greifswald geboren – Der Lehrer, Lyriker und Zeitschriftenherausgeber Karl Lappe
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Ein Anziehungspunkt für viele Besucher: Das Geburts- und Ausstellungshaus des Heimatdichters Karl Lappe in Wusterhusen

b Veranstaltungen im Jubiläumsjahr 
27. Mai: Kulturreise Altenkirchen, Kirchen-
führung mit Pastor Ohm. Besuch des Or-
tes Vitt und der Kapelle;  
21. Juni um 20 Uhr: Konzert Dresdner Mu-
siker unter der Leitung von Klaus Holzwei-
ßig in der Johanneskirche Wusterhusen 
„Die Tochter von Hiddensee“;  
23. September: Kulturreise Stralsund, Klei-
ne Stadtführung unter anderem Lappes 
Lebensstationen und Wirkungsstätten 
werden besucht.

b MELDUNGEN

Neuer Probst, 
ein Skywalk 
und alte Hexen
Kolberg – In Hinterpommern erfolgt 
ein weiterer Ausbau der Radwege. 
Möglich wird dies durch Mittel den 
Europäischen Fond für Vorpommern 
und aus dem Interreg-Programm. Zu 
den geplanten Ausbaurouten gehören 
unter anderem die Strecke Stettin–
Stepnitz–Gülzow–Greifenberg–
Groß Jestin–Kolberg. T.S.

Swinemünde – Nachdem die letzten 
Arbeiten am Swinetunnel begonnen 
haben, wurde nun auch die Durchfahrt 
von Bussen getestet. Die offizielle Er-
öffnung soll nach mehreren Verschie-
bungen durch Corona am 15. Juni 
stattfinden. Auf Usedom hat man Sor-
gen wegen möglicher Staus. T.S.

Rügen – Am 22. April, wurde der so-
genannte Skywalk über dem Königs-
stuhl eröffnet. Auf der Insel ist man 
zwiegespalten. Einerseits wird er als 
neue touristische Attraktion im Natio-
nalpark Jasmund angesehen, anderer-
seits gilt der Bau als massiver Eingriff 
in die Natur. T.S.

Stettin – Wie die Deutsche Bahn mit-
teilte, wird es im Zuge des Ausbaus der 
Strecke zwischen Angermünde und 
Stettin bis 4. Juli zum Einsatz von Bus-
sen als Schienenersatzverkehr kom-
men. Ab 2025 soll die sich die Fahrt-
zeit für die Strecke zwischen Berlin 
und Stettin dann auf anderthalb Stun-
den verkürzen. T.S.

Köslin – Die Autorin und Theaterwis-
senschaftlerin Elżbieta Cherezińska 
begeistert das Publikum mit ihrem 
neuen Buch „Sydonia“. Dabei geht es 
um die 1620 in Stettin als Hexe hin-
gerichtete Sidonia von Borcke. Nach 
Lesungen in Neustettin und Kolberg 
folgt nun am 24. Mai eine Veranstal-
tung in Köslin. T.S.

Pasewalk – Am 1. Dezember tritt Phi-
lipp Staak das leitende Amt des Pom-
merschen Evangelischen Kirchenkrei-
ses an und wird neuer Propst. Für die 
bevorstehende Amtszeit wurde dem 
50-jährigen Pastor Ende April von den 
Mitgliedern der pommerschen Kir-
chenkreissynode das Vertrauen ge-
schenkt. T.S. 

Lauenburg – Ab dem 8. Juni werden 
acht Elektrobusse des Herstellers Sca-
nia im öffentlichen Nahverkehr der 
Stadt eingesetzt. Citywide-LF-Nieder-
flurbusse sind bei Temperaturen von 
minus 35 bis plus 40 Grad ohne Leis-
tungsbegrenzung einzusetzen. T.S.

Stralsund – Im Zoo Stralsund Nach-
wuchs gibt es Nachwuchs bei den Kän-
gurus. Inzwischen machen sie schon 
Ausflüge. Sie heißen Bounce und Roo, 
die Namen wurden von der Facebook-
Gruppe ausgewählt. B.S.
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Zoo Stralsund: Der Nachwuchs sitzt 
sicher im Beutel

Mit viel ehrenamtlichem Engagement des 
Fördervereins und Dank des motivierten 
Einsatzes von Bundesfreiwilligendienst-
leistenden sind die Außenanlagen und 
Ausstellungen des Marinemuseums auf 
der Insel Dänholm bereit für die neue Sai-
son. Auf dem Gelände der historischen 
Sternschanze hat sich in den letzten Jah-
ren einiges getan. Auch die Kasematten 
und die Wälle sind jetzt gut zu sehen und 
werden Stück für Stück weiter begehbar 
gemacht. 

Ins Auge fallen vor allem die Großex-
ponate, darunter der leuchtend blaue Ma-
rinehubschrauber und zwei Torpedoboo-
te. Im Innenbereich wurde 2021 eine neue 
Ausstellung zu Segelkriegsschiffen eröff-
net und 2022 ein Raum neugestaltet, in 
dem unter dem Titel „Mein Marinemu-

seum“ sehr persönlich auf die Geschich-
ten hinter den Objekten geblickt wird. 
Eine umfangreiche Schenkung von nauti-
schen Geräten wird hier präsentiert. 

Zu den zahlreichen Schiffsmodellen 
gesellte sich zuletzt ein 1,25 Meter langes, 
ausgesprochen detailgetreues Modell des 
Schlachtschiffs „Bismarck“. Eines der Ka-
pitänsbilder ist zurück von der Restaura-
torin, viele Objekte wie Minenräumgerät 
und Torpedos wurden aufgearbeitet. 

Auf der Insel Dänholm zwischen Stral-
sund und Rügen stand einst die Wiege der 
preußischen Marine. Deshalb werden in 
diesem Jahr 175 Jahre Deutsche Marinen 
gefeiert. Nur wenig nördlich am Strela-
sund liegt die heute größte Ausbildungs-
stätte der Deutschen Marine. „Die Ge-
schichte der Marine umfasst viele span-

nende Kapitel und ist eng mit Stralsunds 
Geschichte verwoben. Und der Museums-
besuch ist hier zugleich ein Ausflug ins 
Grüne“, so Museumsdirektorin Maren 
Heun. Nach dem Rekordjahr 2022 schaue 
man auch mit Blick auf die Besuchszahlen 
optimistisch auf die neue Saison. Es soll 
vor allem das Angebot an Führungen für 
Gruppen und Schulklassen ausgeweitet 
werden und daran gearbeitet werden, sich 
noch attraktiver als Ausflugsziel für Fami-
lien zu entwickeln. E.B.

175 JAHRE DEUTSCHE MARINE

Saisonstart im Marinemuseum Dänholm
Am Strelasund stand einst die Wiege der preußischen Marine

b Das Marinemuseum Insel Dänholm, ein 
Standort des Stralsund-Museum, ist ab 
dem 2. Mai bis zum 31. Oktober von 
Dienstag bis Sonntag jeweils von 10 bis  
17 Uhr geöffnet. Infos im Internet: 
www.stralsund-museum.de
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Dieses detailgetreue Modell des 
Schlachtschiffs „Bismarck“ im Maßstab 
1:200 erhielt das Marinemuseum auf der 
Insel Dänholm als Schenkung von Marcus 
Mau, der insgesamt drei Jahre in seiner 
Freizeit daran arbeitete 
 Foto: Hansestadt Stralsund/ 
 Stralsundmuseum



„Aus Preußen kam der wirkliche Fortschritt“ 

„Jeden Donnerstag bin 
ich dankbar, die PAZ 
abonniert zu haben. 

Hier erfährt man,  
was unabhängiger 
Journalismus ist!“

Gisela Löffelmacher, Flensburg

Leserbriefe an: PAZ-Leserforum, 
Buchtstraße 4, 22087 Hamburg,  
Fax (040) 41400850 
oder per E-Mail an redaktion@ 
preussische-allgemeine.de

Leserbriefe geben die Meinung der 
Verfasser wieder, die sich nicht mit der 
der Redaktion decken muss. Von den 
an uns gerichteten Briefen können wir 
nicht alle, und viele nur in Auszügen, 
veröffentlichen. Alle abgedruckten  
Leserbriefe werden auch ins Internet 
gestellt.

ANZEIGE

NICHTS GUTES ZU ERWARTEN 
ZU: WIE DEN BÜRGERN DIE  
KOSTEN NIEDRIGGERECHNET  
WERDEN (NR. 16)

Zu den erwähnten Kosten (für einen Hei-
zungsaustausch, d. Red.), die durch-
schnittlich bei 40.000 Euro liegen sollen, 
kommen noch erheblich höhere Kosten 
auf manche Eigentümer hinzu.

Ich besitze eine Siedlungshaushälfte 
im Westteil der Insel Rügen, das Haus ist 
1936 erbaut worden. Kein Mensch hat da-
mals eine effiziente Dämmung gegen das 
Erdreich eingebaut, gestampfter Lehm 
und danach eine Balkenlage, auf der die 
Fußbodendielen gelegt sind. Zum Einbau 
einer Fußbodenheizung sind diese völlig 
ungeeignet. 

Zu DDR-Zeiten habe ich an dieses alte 
Siedlungshaus einen Anbau errichtet. Was 
privates Bauen bedeutete, kann sich kei-
ner vorstellen, der nicht in der DDR ge-
lebt hat – kein Gang in den Baumarkt, 
denn den gab es nicht, und keine Beauf-
tragung von Fachfirmen, denn die hatten 
keine freien Kapazitäten. Also frei nach 
der Devise: Man baue mit dem, was einem 
gerade unter die Finger kommt – und wie-
der konnte man als Dämmung gegen das 
Erdreich nur sogenannte „Sauerkraut-
platten“ einbauen, die auch völlig unge-
eignet für eine Fußbodenheizung sind. 

Ich war damals froh, dass ich einen 
Heizkessel durch viele Beziehungen be-
schaffen konnte, der Brikett und Holz 
„fraß“ und der nach dem Prinzip der 
Schwerkraftheizung errichtet wurde. Di-
cke Heizungsrohre durch das alte Haus 
und den Anbau, die Heizung funktionierte 
auch ohne Strom. Als dann nach der Wen-
de die Möglichkeit bestand, den alten Kes-
sel gegen einen Ölkessel zu tauschen, 
blieben die dicken Rohre und auch die 
Gussrippenheizkörper drin. Beide sind 
nicht für die geringen Vorlauftemperatu-
ren einer Wärmepumpe geeignet.

Zusätzlich zu einer neu anzubringen-
den Dämmung der Wände müssten Heiz-
körper und Rohrleitungen entfernt wer-
den. Ein völlig neuer Fußbodenaufbau 
müsste erfolgen, was bedeutet, Möbel 

raus, Fußboden aufreißen, neu aufbauen 
und Fußbodenheizung einbauen. Dies al-
les auf 136 Quadratmeter, und im Ober-
geschoss ginge es dann mit der Dämmung 
weiter. Bei heutigen Preisen käme ich lo-
cker auf 150.000 Euro plus der Wärme-
pumpe. Und dann denke ich mit Grauen 
an den Winter 1978/79 mit Schneehöhen 
von bis zu vier Metern, die Wärmepumpe 
wäre längst ausgegangen unter dieser 
Schneemasse, und das Haus wäre kalt.

Staatliche Hilfen wurden zwar ver-
sprochen. Doch ich warte immer noch auf 
die Hilfe, die auch denjenigen verspro-
chen wurde, die mit Öl und Pellets heizen. 
Außer schönen Worten gab es nichts.

So wird es auch bei dieser Wärmewen-
de werden. Von dieser Bundesregierung 
erwarte ich nichts Gutes mehr.
 Karl-Friedrich Niemann, Gingst (Rügen)

KEINERLEI KONKRETISIERUNG 
ZU: WIE DEN BÜRGERN DIE  
KOSTEN NIEDRIGGERECHNET  
WERDEN (NR. 16)

Vielen Dank für den Ausweis der zahlrei-
chen Unstimmigkeiten in der Rechnung 
der Regierung. Gilt eigentlich die Zielvor-
stellung von 65 Prozent Anteil erneuerba-
rer Energien als erreicht, wenn der Strom 
für den Betrieb der Wärmepumpen in be-
trächtlichem Umfang aus Kohle- und Gas-
kraftwerken stammt? Oder wird die Wär-
mepumpe bei Dunkelflaute abgeschaltet? 
Zu diesen Fragen habe ich noch keinerlei 
Konkretisierung erfahren.
 Jörg Neubauer, Neu-Isenburg

PAR ORDRE DE MUFTI 
ZU: WIE DEN BÜRGERN DIE  
KOSTEN NIEDRIGGERECHNET  
WERDEN (NR. 16)

Unsere Regierung beschließt, was von uns 
schleunigst zu tun ist, um die vereinbar-
ten Klimaziele zu erreichen. Die Beschlüs-
se, welche die Attraktivität und den Wert 
vieler Bestandsimmobilien drastisch 
schrumpfen lassen, beurteilt der Kanzler 

mit sehr gut. Grüne Politiker weisen dar-
auf hin, dass in Deutschland 40 Prozent 
der Emissionen dem Gebäudesektor an-
zurechnen sind. Da unser Emissionsanteil 
insgesamt weltweit zwei Prozent aus-
macht, fallen diese 40 Prozent mit  
0,8 Prozent ins Gewicht. Dieser Wert soll 
nun mithilfe von Wärmepumpen in 
Deutschland gegen Null gesenkt werden.

Die Installation einer Wärmepumpe 
macht in Verbindung mit gut gedämmten 
Gebäuden Sinn. Effizient arbeiten diesel-
ben nur dann, wenn geringe Vorlauftem-
peraturen zur Beheizung der Räume aus-
reichen (Fußbodenheizung etc.). In Alt-
bauten, die nicht diesen Bedingungen 
entsprechen, kann man sie als staatlich 
bezuschusste Stromfresser verbauen. 
Aber kostengünstig beheizen kann man 
Altbauten – ohne vorherige Sanierungs-
maßnahmen – damit nicht. Experten zu-
folge sind dafür läppische 400 bis  
600 Euro pro Quadratmeter zu veran-
schlagen. Diesen minimalen Sanierungs-
aufwand blenden die Fachkräfte der Am-
pelregierung aus. Sie verteilen sogar zu-
sätzlich Beruhigungspillen, indem sie 
versprechen, dafür zu sorgen, dass die 
Anschaffungskosten einer Wärmepumpe 
den Beschaffungskosten einer fossilen 
Heizung gleichkämen. 

Ist Baron Münchhausen auferstanden 
und jetzt als Berater der Ampel tätig? Der-
artige Märchen passen zum Lügenbaron. 
Und Herr Habeck hat auch schon einmal 
ein Märchen des Barons, in dem er sich an 
den eigenen Haaren aus dem Sumpf zog, 
beispielhaft für sein eigenes Tun im Mi-
nisterium angeführt. Fakt ist, dass Altbau-
besitzer die Sanierungskosten auf sich 
nehmen müssten, um mit einer Wärme-
pumpe effizient heizen zu können. An-
sonsten ist die Pumpe selbst geschenkt 
noch zu teuer. 

Die Ampel hat sich scheinbar auch von 
der EZB zum Thema „Rettungsaktionen 
durch wundersame Geldvermehrungen“ 
beraten lassen. Denn sie will, trotz der in-
flationären Entwicklung in Deutschland, 
ab 2024 mit Teuro-Geldkanonen und der 
Anhäufung weiterer Sondervermögen das 
Weltklima retten. Die Klimaschutzmaß-

nahmen „par ordre de mufti“ sollen, egal 
was es kostet, rasch im Gesetz verankert 
werden. Ungeachtet dessen, dass die Um-
setzung der Beschlüsse für viele Hausei-
gentümer ein wirtschaftlicher Nonsens 
ist. Was dann für die Mitglieder des Bun-
destages ein Luxusproblem ist, aber für 
viele Normalbürger existenzbedrohend 
werden kann. 

Wer so leichtfertig das Lebenswerk 
vieler Menschen, ihr Eigenheim, durch to-
tal überzogenen Klimaaktivismus teilent-
wertet oder gar zum Klotz am Bein wer-
den lässt, der hat den Bezug zur Realität 
verloren. Dabei gibt es Klimaschutzmaß-
nahmen, die sofort umsetzbar und wirk-
sam wären. Zum Beispiel mittels Tempo-
limit auf den Autobahnen.

Und die Volksvertreter könnten vor-
bildhaft Emissionen einsparen, indem sie 
unnötige Stippvisiten durch Home-Office 
in Berlin oder Saarbrücken ersetzen. 
Wenn sie aber anstatt dessen lieber dem 
Wahlvolk klimapolitisch faule Eier ins 
Nest legen, um angeblich das Klima zu 
retten, dann dürfen sie sich nicht darüber 
wundern, wenn sie bei der nächsten Zei-
tenwende nachhaltig aus dem Bundestag 
„gewumst“ werden.

 Helmut Schmidt, Baltersweiler

PREUSSISCHER ERFINDERGEIST 
ZU: MENSCHENLIEBE HÄLT DEN 
SIEGREICHEN EINZUG (NR. 15)

Lasswitzens Roman „Auf zwei Planeten“ 
war eines meiner ersten Bücher, die ich 
als Kind gelesen hatte. Mit Sicherheit 
weckte er in mir meine Vorliebe für gute 
fiktionswissenschaftliche Romane wie die 
ganze Reihe von Isaak Asimov bis zum 
„Foundation-Zyklus“ oder „Dune“ („Der 
Wüstenplanet“) von Frank Herbert.

Aus Preußen kam der wirkliche Fort-
schritt, Erfindergeist, kamen Schriftstel-
ler, Gelehrte und Industrielle, während 
der Südwesten der deutschen Länder vor 
sich hin dümpelte. Heute merkt man, dass 
Deutschland ohne Preußen nur noch De-
kadenz und Niedergang verkörpert.

 Peter Schwenzer, Toledo/Spanien
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VON WERNER J. PATZELT

A uch als die FDP noch Deutsch-lands „Zünglein an der Waa-ge“ war, erlebte sie Zerreiß-proben. 1982 führte der Wech-sel von der Seite der SPD an die der Union zum protestierenden Abwandern vieler ihrer Mitglieder hin zur SPD, darunter auch etlicher Parlamentarier. Doch noch zeitigten solche Richtungskonflikte keine Existenznöte für die koalitionswechseln-de FDP, weil nur drei politische Lager Chancen auf Abgeordnetensitze hatten. Im heutigen Mehrparteiensystem mit geschwächter Union und SPD ist das an-ders. Zur Mehrheitsbildung wird die FDP, falls sie überhaupt ins Parlament gelangt, nur noch dann gebraucht, wenn Union oder SPD keinen ausreichend starken Bündnispartner für eine Zwei-Parteien-Koalition finden, und wenn zugleich die medial stets als besonders wünschens-wert nahegelegte Regierungsbeteiligung der Grünen misslingt. Im Anschluss an solche Koalitionen aber büßt die FDP da-für, dass weder klar sozial- oder christde-mokratische Politik gemacht noch grüne Politikprojekte umgesetzt wurden, wie man sie in Elitekreisen sehr schätzt. Zur Strafe wird dann oft das Scheitern an der Fünf-Prozent-Hürde. Weder auf kommunaler Ebene stark noch in den meisten Landesparlamenten oder gar im Bundestag vertreten zu sein, lässt eine 

Partei allerdings dahinkümmern. Und dann wird sie zum Vehikel von Karrieris-ten mit bescheidenem politischen Ehr-geiz bei opportunistischer Biegsamkeit.Warum in dieser Lage nicht Regie-rungsmacht an der Seite jener Grünen an-streben, denen die Diskurse in Journalis-ten- und Intellektuellenkreise weiterhin die Anmutung von politischer Jugendfri-sche und moralischer Überlegenheit ver-leihen? Lieber gar nicht als schlecht regie-ren – das war einmal. Und freilich gab es 2021 auch keine politisch vermittelbare Alternative zur jetzigen Ampelkoalition. Eine Partei ohne relevantes  politisches Gewicht Doch während die SPD weiterhin von ver-gangener Größe zehren kann und grüner Zauber durchaus nicht verflogen ist, hat die FDP nur einen stets prekären Sicher-heitsabstand zur Fünf-Prozent-Hürde. Außerdem hat sie beim Mitregieren stets schlechte Karten. Meist ist ungewiss, ob man mit ihr auch noch in der nächsten Wahlperiode politisch rechnen muss. Deshalb ist eine strategische Annäherung an ihre Positionen womöglich eine Fehl-investition, die man besser unterlässt. Anders als 1982 gibt es für die FDP im Bund auch keine plausible Alternativkoa-lition, ja im Grunde überhaupt kein ande-res politisch machbares Bündnis, bei dem es auf sie ankäme. Also hat die FDP in der Ampelkoalition auch kein richtungsent-

scheidendes politisches Gewicht. Führte aber ein Regierungssturz derzeit zu Neu-wahlen, dann verlöre unter dem jetzt gel-tenden Wahlrecht ein Teil der Unionsab-geordneten seine Mandate. Deshalb wer-den CDU und CSU derzeit die FDP auch nicht aus der Regierung locken. Oben-drein sind inzwischen auch große Teile der Union so staatsgläubig geworden, wie es Sozialdemokraten und Grüne immer schon waren. Das bringt liberale Ideen von Eigenverantwortung und Freisetzung technisch-wirtschaftlicher Innovations-kraft um ihren früheren Resonanzraum. Ohnehin hat Liberalismus in Deutsch-lands jetziger politischer Kultur ganz all-gemein einen schweren Stand. Etwa ist der Laissez-faire-Liberalismus in Erzie-hungs- und Bildungszusammenhängen ziemlich diskreditiert, während von einer Selbstbeschränkung des Staates auf seine Kernaufgaben weiterhin kaum jemand hören will.
Dabei bräuchte es gerade jetzt das li-berale Gegenhalten angesichts der selbst-gefälligen Erziehungsansprüche unserer politischen Eliten sowie ihrer autoritären Eingriffe in Technologieentwicklung und kritische Diskurspraxis. Im Grunde war eine starke FDP noch nie so notwendig wie jetzt. Doch kein Zwerg wächst schon deshalb, weil Riesen wünschenswert wä-ren. Arbeiten wir allerdings auf eine libe-ralismusfreundliche politische Kultur hin, jeder in seinem Wirkungsbereich! 

POLITIKDie Starre der FDP aus Angst vor dem UntergangObwohl schon lange nicht mehr eine liberale Stimme so erforderlich war  

wie jetzt, taumeln die Freien Demokraten am Rande des Abgrunds 

Lesen Sie die PAZ  auch auf unserer  Webseite paz.de

Jupiter-Sonde JUICE Die europäische Raumfahrt auf dem Weg zu neuen Ufern Seite 12

Nr. 17 · 28. April 2023

Zeitung für Deutschland · Das Ostpreußenblatt
Einzelverkaufspreis: 3,90 €

AUFGEFALLEN 

Habecks 
Familien-

wirtschaft 
Eigentlich wäre es nur eine peinliche Posse. Robert Habeck, Bundesminis-ter für Wirtschaft und Klimaschutz, erhielt einen Preis. Am Rande der Hannover-Messe verlieh ihm die Wirt-schaftsförderung und Technologie Transfer Schleswig-Holstein GmbH (WTSH), eine vom Land Schleswig-Holstein, den Industrie- und Handels- sowie Handwerkskammern und den-Hochschulen des norddeutschen Bun-deslandes getragene Gesellschaft, den ersten „Energieküste“-Award. Der Preis, mit dem der Einsatz des Ministers für die Energiewende ge-würdigt werden soll, ist eher symboli-scher Art, und deswegen wäre die Sa-che kaum der Rede wert. Wäre da nicht der Verleiher der Trophäe – WTSH-Geschäftsführer Dr. Hinrich Habeck. Dieser ist niemand geringeres als der jüngere Bruder des Geehrten. Zwar war Habeck senior bei der Be-stellung seines Bruders vor einem Jahr nicht mehr Mitglied der Kieler Landes-regierung, doch war – und ist – er als Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz sowie als langjähriger Landesminister und stellvertretender Ministerpräsident noch immer der starke Mann der Grünen im Norden. Es fällt schwer zu glauben, dass die Be-rufung des einen Habeck nichts mit der Macht des anderen zu tun hatte.Wären die Habecks Mitglieder ei-ner bürgerlichen Partei, hätte es sehr wahrscheinlich einen Aufschrei über diese Vettern-, pardon: Brüderwirt-schaft gegeben. So aber hieß es: Still ruhen Nord- und Ostsee.  neh 
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Bruderhilfe Dieser Ausgabe liegt  ein Überweisungsträger der  Landsmannschaft Ostpreußen für  die Bruderhilfe bei.

HINWEIS

Abstruse Affäre  
Wie deutsche Leitmedien und ein wenig bedeutender Romanautor Springer-Chef  Mathias Döpfner angreifen wollen –  und am Ende doch nur ein Beispiel  für trostlosen Boulevard- journalismus liefern  Seite 3
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VON BETTINA MÜLLER

G erade einmal 125 Jahre alt ist 
das ehemalige Elektrizitäts-
werk in Bingen, in dem das 
historische „Museum am 

Strom“ untergebracht ist, das auch eine 
Dauerausstellung über Hildegard von Bin-
gen sein Eigen nennt. Das Geburtsjahr der 
Hildegard hingegen hat schon ganz ande-
re Dimensionen: Im Jahr 1098, also vor 
925 Jahren, wurde sie vermutlich nahe 
Alzey in Bermersheim vor der Höhe ge-
boren, wo ihre adlige Familie lebte. 

Mittlerweile genießt die Äbtissin, 
Dichterin, Visionärin, Theologin, Natur- 
und Heilkundlerin, die nach heutigen 
Maßstäben ein wahres Multitalent war, 
eine große Popularität. Menschen entde-
cken die innere Einkehr, die „Auszeit“, 
und besuchen bereitwillig Klöster, Abtei-
en und deren Kräutergärten. 

Wenn man sich ernsthaft auf die Spu-
ren der 2012 durch Papst Benedikt XVI. 
heiliggesprochenen Hildegard begeben 
will, empfiehlt sich der Besuch des Mu-
seums am Binger Rheinufer. Die sehr an-
schauliche Ausstellung informiert über 
Leben und Werk Hildegards. Im Außen-
bereich lockt der heilsame „Hildegarten“ 
und gibt Zeugnis ab über Hildegards Leh-
re von der Heilkraft der Pflanzen. 

Und das kann manchmal durchaus 
seltsam sein: Vom warmen Blut und 
schwarzer Galle und der Magie der Pflan-
zen ist hier die Rede. Es steht auch ge-
schrieben in dem legendären naturkund-
lichen Werk „Physica“ der Hildegard von 
Bingen aus dem Jahr 1133, von der das 
Museum das Original besitzt. Modelle 
historischer Klöster mit Hildegard-Bezug 
zeugen von der einstigen Pracht. So gibt 
es zum Beispiel eine Rekonstruktion des 
Klosters am Rupertsberg, das im Dreißig-
jährigen Krieg zerstört wurde. Graphiken 
machen das Leben und das Wirken Hilde-
gards anschaulich. 

In Anbetracht der milde angestrahlten 
Kirchenfenster, die es dort auch zu sehen 

gibt, kommt sogar etwas wie Besinnlich-
keit auf. Auf einem sieht man Hildegard, 
wie sie Noten auf ein Papier malt, denn 
komponiert hat sie außerdem. Leise wird 
der Besucher im Hintergrund von mittel-
alterlicher Kirchenmusik beschallt, wäh-
rend er dann vielleicht die mystischen 
Motive des Bildzyklus „Scivias“ auf sich 
wirken lässt. „Wisse die Wege des Her-
ren“, ist eines der Leitmotive Hildegards 
und zugleich Titel ihres ersten theologi-
schen Werkes aus dem Jahr 1151 oder 1152, 
das ihre 26 Visionen mit Illustrationen 
beschrieb. 

Wer die Wege danach immer noch 
nicht so genau weiß, kann sich in der ört-
lichen Touristen-Information mit Karten- 
und Informationsmaterial versorgen, 

denn es gibt viel zu tun: In Bingen, an der 
Nahe, in Rüdesheim und so weiter und so 
fort. Wer gut zu Fuß ist, kann auf dem 
2017 eröffneten Hildegard-Pilgerwander-
weg von Idar-Oberstein bis Bingen auf  
137 Kilometern über Hildegard und ihre 
Lehren sinnieren. Auf zehn Etappen in-
klusive Hildegardwege in Bingen und Rü-
desheim führt er an ihren wichtigsten Le-
bensstationen vorbei.

Von Mönchen misstrauisch beäugt
Disibodenberg in Odernheim am Glan, 
ungefähr auf halber Strecke des Hilde-
gard-Pilgerwegs: Dort gründete Hildegard 
im Alter von gerade einmal 14 Jahren mit 
ihrer Lehrerin Jutta von Sponheim, der 
die Eltern Hildegards das achtjährige 

Mädchen zur religiösen Erziehung über-
geben hatten, eine Frauenklause und 
übernahm nach Juttas Tod deren Leitung. 
Dort soll sie durch eine Vision den Auf-
trag erhalten haben, ihr Wissen stets nie-
derzuschreiben, für die Menschheit und 
für die Nachwelt. Reist man früh an, um 
den Besucherströmen zu entgehen, so 
kommt sogar etwas wie kontemplative 
Stimmung auf. Reste der Klostermauern 
zeugen von der einstigen Größe der An-
lage, durch die Hildegard und ihre Mit-
schwestern wandelten. 

Vor allem das ehemalige Hospiz ist 
eine visuelle Reise in die Vergangenheit, 
eingebettet in die schöne Landschaft an 
den Ufern der Nahe. Damals wurde die 
klösterliche Harmonie hingegen durch 

einen Disput mit Abt Kuno von Disibo-
denberg zunichtegemacht, weil Hildegard 
die klösterliche Askese lockern wollte, 
was von den am Disibodenberg lebenden 
Benediktinermönchen misstrauisch be-
äugt wurde. Und so verließ Hildegard um 
1150 ihren geliebten Disibodenberg, um 
auf dem Rupertsberg in Bingen, dort, wo 
die Nahe in den Rhein mündet, ihr eige-
nes Kloster zu gründen, das zu ihrer zen-
tralen Wirkungsstätte wurde. 

1147 hatte sie noch von Papst  
Eugen III. die Erlaubnis erhalten, ihre Vi-
sionen niederzuschreiben, die sie zu-
nächst aus Unwissenheit über deren Be-
deutung tief verstört und krank gemacht 
hatten, bis sie sie als gottgegeben akzep-
tierte: „Und ich sprach und schrieb diese 
Dinge nicht aus Erfindung meines Her-
zens oder irgendeiner anderen Person, 
sondern durch die geheimen Mysterien 
Gottes, wie ich sie vernahm und empfing 
von den himmlischen Orten.“

1179 ist Hildegard in ihrem Kloster auf 
dem Rupertsberg gestorben. Auf der an-
deren Seite des Rheins lockt die Benedik-
tinerinnenabtei St. Hildegard auf dem 
Berg und wartet auf Besuch. Doch ob der 
immer aus spirituellen Gründen vorbei-
schaut, ist ungewiss, denn die freundli-
chen Schwestern sind für ihren guten 
Wein bekannt, den sie selber anbauen und 
der dann kistenweise aus dem Klosterge-
schäft gekarrt wird. Doch die religiöse Ge-
meinschaft bestreitet so ihren Lebensun-
terhalt. Der Laden ist mittlerweile vergrö-
ßert und durch ein Café ergänzt worden.

Eine Stärkung ist sowieso vonnöten, 
denn der Gedanke, dass jedes Jahr am  
17. September, am alljährlichen Hildegar-
disfest, im unweit gelegenen Eibingen 
Hildegards Reliquienschatz durch die Ge-
gend getragen wird, darunter auch der 
Arm des heiligen Rupert von Bingen, ist 
etwas befremdlich. Memento mori. Hilde-
gards Reliquien hingegen, die in einem 
goldenen Schrein aufbewahrt werden, 
dürfen für immer in der Pfarrkirche von 
Eibingen bleiben. Im Land der Hildegard.
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GARTENKUNST

Pillnitz im 
Pflanzenfieber

Schloss und Park Pillnitz, zwischen 
Dresden und Pirna am rechten Elbufer 
gelegen, präsentiert bis zum 31. Okto-
ber die Ausstellung „Pflanzenfieber. 
Botanik, Mensch, Design“. Im Wasser-
palais des barocken Lustschlosses 
werden rund 50 internationale Projek-
te aus angewandter Kunst, Wissen-
schaft und Forschung vorgestellt. Von 
Mode, Möbeln und Kunsthandwerk 
über Computertechnik bis hin zu Bio-
robotern und Lebensmitteln stellt die 
Ausstellung eine Fülle an Prototypen 
vor. Im Neuen Palais steht die histori-
sche Tradition der botanischen For-
schung und des Gartenbaus in Schloss 
und Park Pillnitz im Mittelpunkt. 
Gleich zwei sächsische Könige wurden 
vom Pflanzenfieber erfasst: Friedrich 
August I. und sein Neffe Friedrich Au-
gust II., die die Sommer in Pillnitz ver-
brachten und den dortigen Garten zur 
Botanischen Sammlung erhoben. 
Pflanzen wurden identifiziert, Herba-
rien angelegt, Bibliotheken aufgebaut. 
Der Schlosspark bietet die Möglich-
keit, dem Pflanzenfieber am authenti-
schen Ort nachzuspüren. Programm: 
www.schlosspillnitz.de tws

Der Soldatenkönig Friedrich Wilhelm I. 
schätzte allein schon wegen seiner Ver-
wandtschaft mit dem Haus Oranien-Nas-
sau die Niederländer sehr. Da lag es nahe, 
Experten aus dem immer wieder mit den 
Fluten der Nordsee ringenden Land kom-
men zu lassen, um für die Erweiterung 
Potsdams ein sumpfiges Gelände trocken-
zulegen. Das Holländische Viertel ent-
stand dabei, das mit seinen kleinen Gie-
belhäusern an Amsterdam erinnert.

Um die niederländischen Einflüsse in 
Potsdam gebührend ins Licht zu setzen, 
haben die Stadtoberen das Themenjahr 
„Holland in Potsdam“ ins Leben gerufen. 
Der Auftakt fand zwar bereits am 27. April 
statt, dem Koningsdag, dem niederländi-
schen Nationalfeiertag, doch das Pro-
gramm der über 20 Potsdamer Kulturins-
titutionen und den mehr als 50 Akteuren 
des Potsdamer Kulturlebens kommt erst 
im Mai so richtig in die Gänge. Bis in den 
Spätherbst will das Projekt „Holland in 
Potsdam“ die unterschiedlichen Bezüge 
Potsdams zu den Niederlanden in den Fo-
kus stellen: von Tulpenfest bis Migration, 
von Bildender Kunst bis Gartenbau.

Anlass für das Themenjahr ist die Aus-
stellung „Wolken und Licht. Impressio-

nismus in Holland“, die das Museum Bar-
berini vom 8. Juli bis 22. Oktober zeigt. 
Die Ausstellung versammelt 100 Meister-
werke von 40 Künstlern, darunter Johan 
Barthold Jongkind, Vincent van Gogh, 
Jacoba van Heemskerck und Piet Mon-
drian. Auf der kostenfreien Barberini App 
wird darüber hinaus ein Stadtrundgang 
als Audiotour zu 20 verschiedenen Orten 
der Stadt mit ihren Holland-Bezügen an-

geboten. Der Stadtrundgang steht wie die 
Vorgänger-Projekte „Italien in Potsdam“ 
und „Frankreich in Potsdam“ als Audio-
guide-Tour auf der App dauerhaft zur Ver-
fügung und wird im Laufe des Jahres als 
Kleiner Kunstführer in der Reihe der Pub-
likationen der Stiftung Preußische Schlös-
ser und Gärten (SPSG) veröffentlicht.

Neben dem Museum Barberini und 
der SPSG als Initiatoren der Aktion sind 

weitere bedeutende Institutionen daran 
beteiligt. So auch das Potsdam Museum, 
das Jan Bouman Haus, die Stiftung Ge-
denkstätte Lindenstraße, das Filmmuse-
um, die Mühlenvereinigung Berlin-Bran-
denburg, der Förderverein Jagdschloss 
Stern oder die Liebermann-Villa am 
Wannsee. Der impressionistische Maler 
Max Liebermann bereiste über vier Jahr-
zehnte lang regelmäßig die Niederlande, 
wo er sich unter anderen von Urlaubsmo-
tiven an Badestränden inspirieren ließ.

Auch die Potsdamer Schlössernacht 
widmet sich den Niederlanden. Am Wo-
chenende des 18. und 19. August lädt sie 
unter dem Titel „Prachtig“ in den opulent 
inszenierten Park Sanssouci und seine 
Schlösser ein. Zu den Höhepunkten gehö-
ren Führungen auf den Spuren der Frauen 
des Holländischen Viertels sowie Führun-
gen zu Gartenkunst und niederländischen 
Fliesen. Auf dem nur wenige Kilometer 
von Potsdam entfernten Schloss Caputh 
können Besucher den Fliesensaal betre-
ten. Friedrich Wilhelm I. ließ ihn 1720 aus 
Erzeugnissen holländischer Fayencepro-
duktion anfertigen. H. Tews

b www.holland-in-potsdam.de

THEMENJAHR

Potsdam leuchtet in Orange
Brandenburgs Landeshauptstadt setzt sein Holländisches Viertel mit einer Veranstaltungsreihe in Szene

Trotzt jeder Witterung: Statue der Hildegard von Bingen vor der Benediktinerinnen-Abtei St. Hildegard in Eibingen bei Rüdesheim

KÖRPER UND GEIST

Die himmlischen Orte einer Heiligen
Auf den Spuren der vor 925 Jahren geborenen Hildegard von Bingen – Über Pilgerwege zu einer Ausstellung in Bingen
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Klein-Amsterdam: Buntes Treiben im Holländischen Viertel von Potsdam
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HANDARBEIT

VON KARLHEINZ LAU

G alizien zählt zu den Regionen, 
die uns Deutschen nicht sehr 
vertraut sind. Es ist eine Land-
schaft nord-nordöstlich des 

lang gestreckten Gebirgszuges der Karpa-
ten, eine Region mit einer äußerst wechsel-
vollen Geschichte. Heute gehört der west-
liche Teil Galiziens mit seiner bedeutends-
ten Stadt Krakau zur Republik Polen, Ost-
galizien mit Lemberg zur Ukraine. 

Der Autor des Buches „Literarischer 
Reiseführer Galizien“, Marcin Wiatr, in der 
Republik Polen geboren, studierte Germa-
nistik und deutsche Geschichte an den 
Universitäten Krakau, Kiel und Oppeln. 
Heute arbeitet er am Georg-Eckert-Insti-
tut in Braunschweig, wo er unter anderem 
die deutsch-polnische Schulbuchkommis-
sion leitet. Er nennt sein Buch einen Lite-
rarischen Reiseführer, das heißt, neben 
seinen eigenen Texten über Städte, Denk-
mäler, Industrieanlagen, Landschaften 
oder Persönlichkeiten der jeweiligen Orte 
zitiert er zeitgenössische Dichter, Litera-
ten, Reisende und Zeitgenossen in erstaun-
lich großer Zahl. 

Die Quellen stammen von Angehöri-
gen verschiedener Völker beziehungswei-
se Volksgruppen, die eine Beziehung zu 
Galizien haben, dort lebten oder leben. Es 
sind Polen, Ukrainer, Russen, Österrei-
cher und Deutsche. Der bekannteste ist 
Alfred Döblin mit seinem Buch „Reise in 
Polen“. Diese vielfältigen Aussagen und 
Zeugnisse der unterschiedlichsten Per-
sönlichkeiten schaffen zusammen mit 
den Texten des Autors und zahlreichen 
Fotos in Schwarz-Weiß und Farbe ein ein-
drucksvolles Bild von sehr unterschiedli-
chen Landschaften mit einer traditionell 
gewachsenen Kultur. Dies wird verstärkt 
durch die Tatsache, dass der Autor für je-
den besuchten Ort auch dessen Entste-

hung und Geschichte bis in die Gegenwart 
nachzeichnet. 

Wiatr hat sich für seine Erkundungen 
vier Schwerpunkte ausgesucht, von denen 
er meint, sie seien trotz aller Unterschied-
lichkeit charakteristisch für Galizien. Bei 
seinen Beschreibungen ist es für den Leser 
sehr hilfreich, dass die Beiträge jeweils mit 
farbigen Plänen der Zentren der Orte und 
Städte mit Besichtigungsvorschlägen ein-
geleitet werden.  Er beginnt seine Tour in 
der Bergregion der Hohen Tatra mit dem 
heutigen Kurort und Zentrum des Winter-
sports Zakopane, es folgt das jüdische Ga-
lizien mit den Orten der nationalsozialisti-
schen Vernichtung vornehmlich der euro-
päischen Juden. Es sind die Namen Belzec, 
Auschwitz und Birkenau. 

Charakteristische Schwerpunkte
Die westlich orientierten Metropolen 
Krakau und Lemberg sind weitere Statio-
nen, um nordöstlich von Lemberg das In-
dustriegebiet mit beachtlicher Förderung 
von Erdöl um Brody als letzte Station die 
Rundreise abzuschließen. Die Vielfalt kul-
tureller Wurzeln drückt sich auch darin 
aus, dass neben slawischen, jüdischen, 
polnischen und ukrainischen auch deut-
sche Spuren das Land prägen. Auch sind 
Volksgruppen wie die Golanen, Ruthenen 
oder Huzulen zu nennen. 

Die deutschen Spuren gehen zurück bis 
zur mittelalterlichen Ostsiedlung. Bäuer-
liche Ansiedlungen sowie Handwerker und 
Kaufleute waren die Träger. Viele städti-
sche Siedlungen wurden nach dem Magde-
burger Recht gegründet. Am deutlichsten 
wird der deutsche Charakter in Krakau 
sichtbar, wo mehrheitlich Angehörige der 
Mittelschicht wie Handwerker und Kauf-
leute lebten, während bäuerliche Siedlun-
gen im Schatten der Karpaten zu finden 
sind. Ein entscheidender Einschnitt für die 
Geschichte dieser Region wurde die erste 

polnische Teilung 1772, Galizien wurde als 
Kronland der Habsburger Monarchie zu-
gesprochen. Dieser Zustand endete erst 
1918. Natürlich verstärkten sich in dieser 
Epoche deutsch geprägte Einflüsse in dem 
Kronland. 

Wie ein roter Faden zieht sich durch 
die Geschichte Galiziens das jüdische Ele-
ment mit der eigenen Sprache Jiddisch. 
Die Juden leben verteilt in ganz Galizien, 
aber auch in städtischen Zentren wie Tar-
now östlich von Krakau oder in kleineren 
Siedlungen. Hier entstand der Begriff des 
Schtetl, eines Freiraums für jüdische Men-
schen – nicht zu verwechseln mit einem 
Ghetto. Die Quellen von Zeitgenossen 
zeichnen ein deprimierendes Bild von den 
Lebensverhältnissen vieler Juden, das 
nicht nur für den Bezirk um Tarnow gilt. 
Die jüdische Bevölkerung war aufgeteilt 
zwischen einer städtischen bürgerlichen 
Mittelschicht und der Masse der Juden, die 
oft in kaum zu beschreibenden Verhältnis-
sen leben mussten. 

Auch für Nachgeborene müssen die 
Passagen über die Vernichtungslager der 
Deutschen in Polen Ungläubigkeit und tie-
fe Erschütterung hervorrufen, so beson-
ders die Aufzeichnungen von zwei Betrof-
fenen, Tadeusz Borowski und Salmen Gra-
dowski. Deutlich wird: Es ist die Grenze 
des Fassbaren überschritten. 

Das Kapitel Krakau und Lemberg nennt 
der Autor „Zwischen Glanz und Schatten. 
Galiziens Metropolen der Moderne“. Diese 
Charakterisierung bezieht sich bei Krakau 
auf die besonderen Höhepunkte wie die 
Marienkirche mit dem Hochaltar von Veit 
Stoß, das Königsschloss auf dem Wavel 
oder das alte jüdische Viertel Kazimierz. In 
Lemberg hat der Ukrainekrieg erhebliche 
Spuren hinterlassen, und ein Ende ist nicht 
abzusehen. 

Der bekannte österreichische Schrift-
steller Joseph Roth, ein bekannter Titel ist 

sein Buch „Radetzkymarsch“, ist in Bro-
dy, im äußersten Nordosten Galiziens ge-
boren. In dieser Grenzstadt kreuzen sich 
habsburger, galizische, polnische, russi-
sche und jüdische Traditionslinien. Diese 
Vielfalt prägt die Menschen, aber auch 
die Architektur der Stadt, die einst ein 
wichtiger Verkehrs- und Handelsknoten-
punkt war. 

Zweihundert Kilometer südwestlich 
von Brody liegt das kleine Dorf Boryslau. 
Mitte des 19. Jahrhunderts wurden hier 
Erdöllagerstätten entdeckt, die Hoffnung 
auf wirtschaftlichen Aufschwung weckten. 
Immerhin war die Habsburger Monarchie 
1912 nach den USA und Russland das dritt-
größte Förderland. Das ist eine überra-
schende Tatsache. Die angeführten Berich-
te bieten allerdings ein ernüchterndes Bild 
über den Wohlstand für die Menschen. 

Die Fülle der ausgewählten Quellen, 
bei der Lektüre begegnet man zahlreichen 
Dichtern und Schriftstellern, und Wiatrs 
eigene fundierten Texte bieten Informatio-
nen und Eindrücke über die lokalen und 
historischen Gegebenheiten seiner Entde-
ckungstour durch Galizien. Hinzu kom-
men technische Hilfen wie eine Über-
sichtskarte des gesamten Raumes auf der 
Innenseite des Einbandes sowie eine ge-
naue Geschichtsübersicht mit den wich-
tigsten Daten vom 9. Jahrhundert bis 2022. 
Es ist ein sehr anspruchsvoller und anre-
gender Einstieg in das Thema Galizien.

LÄNDERPORTRÄT

Marcin Wiatr: „Litera-
rischer Reiseführer Ga-
lizien. Unterwegs in 
Polen und der Ukrai-
ne“, Deutsches Kultur-
forum östliches Europa, 
Potsdam 2022, bro-
schiert, 475 Seiten,  
19,80 Euro

Von Krakau bis nach Lemberg
Der Germanist Marcin Wiatr nimmt seine Leser mit auf eine Entdeckungsreise durch Galizien

b FÜR SIE GELESEN

Neue Tipps  
für 100 Touren
Wer sich einen schnellen Überblick 
verschaffen möchte, welche Ziele in 
Europa auf jeden Fall eine Reise mit 
einem Campingmobil oder mit dem 
Zelt wert sind, besucht zu werden, dem 
seien die druckfrisch erschienenen 
Marco-Polo-Bände „Ab in den Nor-
den!“ und „Ab in den Süden!“ empfoh-
len. Jeweils 100 Ziele in verschiedenen 
Ländern werden auf einer Doppelseite 
mit den wichtigsten Informationen für 
Besichtigungen, Ausflugsmöglichkei-
ten oder Aktivitäten mit Bild vorge-
stellt. In einem farbigen Kasten gibt es 
den Camping-Tipp mit den Koordina-
ten des Platzes. Jedem Land ist eine 
Übersichtskarte vorangestellt, auf der 
die Lage der beschriebenen Orte ver-
zeichnet ist. 

Aufgelockert werden die Kapitel 
durch doppelseitige Fotos einer Region 
mit allgemeinen Angaben zu den Be-
sonderheiten der Landschaft, und wel-
che Themen den Leser auf den folgen-
den Seiten erwarten. Eine gelungene 
Idee, um neue Ziele auf kurzweilige Art 
zu erkunden.  MRK

Ein schlechtes 
Vorbild
Toby Tatze ist ein ungezogener kleiner 
Kater. Er macht mutwillig Dinge ka-
putt, ruiniert seine Kleidung, prügelt 
sich in der Schule und ist dort bekannt 
für seine bösen Streiche. Toby ist wü-
tend, denn er hasst die liebevolle Zu-
neigung seiner Mutter. Es macht ihn 
aggressiv, dass sie ihn ständig küssen 
will. 

Das Bilderbuch „Kein Kuss für Mut-
ter“, das sich an das Original von Tomi 
Ungerer von 1974 anlehnt, ist wie ein 
Schwarz-Weiß- Comicbuch gestaltet. 
Die drei Kapitel handeln von Tobys All-
tag. Das vierte Kapitel beschreibt die 
Recherche des Autors Mathieu Sapin 
nach den Spuren Ungerers, ebenfalls in 
einer Comicversion. Das Buch ist ei-
gentlich kein Kinderbuch. Sollte man 
es dennoch Kindern vorlesen, sollte 
man danach auf jeden Fall das Gelesene 
durchsprechen. Für Erwachsene ist es 
unterhaltsam, für Kinder ist es kein 
wirklicher Lesespaß, denn Toby ist ein 
schlechtes Vorbild.  Angela Selke

Marco Polo: „Ab in 
den Süden!  
100 traumhafte 
Campingziele von 
Portugal über 
Frankreich bis 
Griechenland“, 
MairDumont Verlag, 

Ostfildern 2023, flexibler Einband,  
256 Seiten, 24,95 Euro

Marco Polo: „Ab in 
den Norden!  
100 traumhafte 
Campingziele von 
Schottland über 
Norwegen bis Bal-
tikum“, MairDu-
mont Verlag, Ostfil-

dern 2023, flexibler Einband, 256 Sei-
ten, 24,95 Euro

Knöpfe annähen sollte nach der Lektüre des Buchs 
„Die Kunst des Nähens“ kein Problem mehr darstellen. 
Die Kostümhistorikerin und -bildnerin Bernadette Banner 
zeigt in ihrem auf alt gestalteten Handarbeitsbuch, was 

bei der Stoff- und Garnauswahl zu beachten ist, welche 
Stiche es gibt, welche Hilfsmittel sinnvoll sind, und port-
rätiert Menschen, die ihren eigenen und selbstgeschaffe-
nen Kleidungsstil leben.  Christiane Rinser-Schrut

Bernadette Banner: „Die Kunst  
des Nähens“, frechverlag, Gerlingen 
2022, gebunden, 204 Seiten,  
26 Euro

Verantwortung für 
die eigene Garderobe

Ob alte Kleidung ver- oder ausbessern, neue 
Kleidung schaffen oder verzieren – mit 

traditionellen Handtechniken gegen 
Wegwerfmode und Massenproduktion
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Mathieu Sapin: „Kein Kuss für Mut-
ter. Die Graphic 
Novel. Nach dem 
Buch von Tomi Un-
gerer“, Diogenes 
Verlag, Zürich 2023, 
gebunden, 80 Sei-
ten, 20 Euro



VON MANFRED E. FRITSCHE

D ie Preußischen Staatseisen-
bahnen stellten mit dem 1851 
eröffneten ersten Teilstück 
der 750 Kilometer langen 

Preußischen Ostbahn von Berlin nach 
Bromberg den Beginn der  bedeutenden 
Eisenbahnverbindung in die preußischen 
Gebiete östlich von Berlin fertig. Es folg-
ten weitere Strecken, die für die Entwick-
lung des wirtschaftlichen Lebens in den 
östlichen Provinzen des zu dieser Zeit 
von Friedrich Wilhelm IV. regierten Kö-
nigreiches bedeutsam waren.

Sein Vorgänger, Friedrich Wilhelm III., 
hatte bereits 1838 das Preußische Eisen-
bahngesetz unterzeichnet. Die Investo-
ren verfolgten mit dem privaten Bahnbau 
aber zuerst das Ziel, schnell finanzielle 
Gewinne zu erwirtschaften und bauten 
die ersten Strecken in den westlichen 
und südöstlichen Landesteilen. Da Eisen-
bahnstrecken jedoch Vorteile im Trans-
portbereich boten, forderte vor allem das 
Militär, auch den Osten zu erschließen.

Deshalb richtete sich nach dem An-
schluss von Breslau, Stettin und Posen 
das Augenmerk auf den Ausbau der Ver-
bindung nach Ostpreußen. Handelsmi-
nister August Freiherr von der Heydt leg-
te im August 1849 einen Gesetzentwurf 
für den Bau der Preußischen Ostbahn 
vor, der bereits im Dezember verabschie-
det wurde. Von Bromberg aus wurde 1852 
die Weichsel erreicht und ohne die noch 
später zu bauende notwendige Fluss-
überquerung auf die Ostseite kam der 
Schienenstrang 1853 in Königsberg an. 
Endstation war 1860 dann Wirballen, wo 
nach dem Grenzübertritt nach Russland 
auf Fahrzeuge mit Breitspur umgestiegen 
werden musste.

Anbindung Ostpreußens
Die Ostpreußische Südbahn-Gesellschaft, 
die Marienburg-Mlawker Eisenbahn und 
weitere Privatbahngesellschaften errich-
teten Querverbindungen zu dieser Magis-
trale, die in der Regierungszeit von 
Reichskanzler Otto von Bismarck zwi-
schen 1895 und 1903 nahezu vollständig in 
staatlichen Besitz übergingen. Zu diesem 
Zeitpunkt betrug das ostpreußische 
Schienennetz 2493 Kilometer, bis zum 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges kamen 
noch 554 Kilometer dazu.

Die erste Kleinbahn verkehrte am  
8. Juli 1895 von Cranz nach Cranzbeek – 
bis Ende 1902 gab es in Ostpreußen 560 
Kilometer Kleinbahnstrecken, kurz vor 
dem Ersten Weltkrieg waren es 792 Kilo-
meter.  Neben Normalspurstrecken mit 
1435 Millimeter errichteten zahlreiche 
Kreis- und Kleinbahnen ihre Schmalspur-
Streckennetze mit einer Spurbreite von 
750 Millimeter oder 1000 Millimeter und 
wie die Insterburger Kleinbahnen sogar 
mit Dreischienengleisen mit 750/1435 
Millimeter.

Im Ersten Weltkrieg wurde Ostpreu-
ßen mit voller Härte getroffen. Durch die 
Kriegshandlungen mit den Russen wur-
den zahlreiche Strecken, Brücken, Bahn-
höfe und weitere Hochbauten zerstört, 
die nach den Kampfhandlungen mit ho-
her Priorität bis weit in die 1920er Jahre 
wieder aufgebaut wurden. Mit den Ge-
bietsverlusten durch den „Korridor“ an 
Polen gingen rund 600 Streckenkilome-
ter verloren, und im Januar 1920 musste 
der durchgehende Zugverkehr durch das 
an Polen übergegangene Gebiet bis Feb-
ruar 1923 eingestellt werden. 

Nach dem Beginn des Zweiten Welt-
krieges und mit Hilfe einer Mitte Okto-
ber 1939 errichteten provisorischen 
Weichselbrücke konnten wieder direkte 
Schnellzüge zwischen Berlin und Königs-

berg verkehren. Der letzte Zug in den 
Westen verließ wegen der vorrückenden 
russischen Front am 19. Januar 1945 Kö-
nigsberg. In den folgenden Tagen ver-
kehrten nur noch Züge mit Tausenden 
von Flüchtlingen zur Hafenstadt Pillau, 
bis auch am 25. April diese Fahrten  
endeten.

Überblick mit Begleitheft
Diese eisenbahngeschichtliche Entwick-
lung in Ostpreußen beschreibt die neue 
Broschüre „Von der Kleinbahn bis zum 
Hofzug. Zur Geschichte der Eisenbahn 
zwischen Weichsel und Memel“ des Kul-
turzentrums Ostpreußen in Ellingen als 
Begleitheft zu der bis zum 3. September 
2023 in den Museumräumen laufenden 
Ausstellung. Mit vielen teilweise unver-
öffentlichten Bildern bieten die 52 farbi-
gen Seiten, hergestellt auf hochwertigem 
Kunstdruckpapier, weitere Einblicke in 
die Eisenbahngeschichte der Region. So 
findet die Eisenbahnindustrie mit der 
Waggonfabrik L. Steinfurt, der Union-
Gießerei in Königsberg, der F. Schichau 
GmbH in Elbing und der Waggonfabrik 
Memel Erwähnung. Beschrieben werden 
zahlreiche Kleinbahnen und Nebenstre-
cken, die abseits der Hauptstrecken die 
ländlichen Regionen erschlossen wie die 
Fischhausener Kleinbahn, die Insterbur-
ger Kleinbahnen und die Westpreußi-

schen Kleinbahnen oder die Haffufer-
bahn. 

Weitere Kapitel behandeln die Stand-
seilbahnen, die Bäderzüge der Samland-
bahn, den „Nord-Express“ als Luxuszug 
zwischen London und St. Petersburg, den 
Güterverkehr und die Verbesserung der 
Streckenverhältnisse in Königsberg bis 
1929 durch den Zusammenschluss der 
Strecken der ehemaligen Privatbahnen 
im neuen Hauptbahnhof, den Hofzug von 
Kaiser Wilhelm II. und seine Reisen unter 
anderem nach Cadinen. Beschrieben 
werden ganz spezielle Bahnstrecken wie 
die „Olga-Bahn“ des Moorbades Wald-
frieden nördlich von Insterburg, die Wa-
genüberführungsanlage des Gutes Bau-
ditten, die Fuhrwerksbahn der Gutsver-
waltung Prassen im Kreis Rastenburg und 
die Werkbahnen des Bernsteinwerkes 
Palmnicken. Ein Absatz behandelt Bahn-
brücken, und nicht zuletzt wird auf den 
Betrieb östlich der Weichsel von der Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg bis heute 
eingegangen.

Das Begleitheft „Von der Kleinbahn 
bis zum Hofzug. Zur Geschichte der Ei-
senbahn zwischen Weichsel und Memel“ 
zur gleichnamigen Ausstellung des Kul-
turzentrums Ostpreußen in Ellingen 
wurde mit Unterstützung des Fachbuch-
autors Jörg Petzold zusammengestellt. 
Die Herstellung wurde durch den Förder-

kreis Ostpreußisches Jagdmuseum und 
das Bayerische Staatsministerium für Fa-
milie, Arbeit und Soziales unterstützt. 

KONGREGATION

Schwestern des 
Ermlandes

Mehr als 400 Katharinenschwestern 
mussten 1945 ihre 100 ostpreußischen 
Niederlassungen verlassen. Viele ka-
men aus dem Mutterhaus im ermländi-
schen Braunsberg. Vor fast 375 Jahren 
hatte dort die Braunsbergerin Regina 
Protmann ihre Kongregation gegrün-
det. Rom hatte schnell die Anerken-
nung ausgesprochen, denn nun gab es 
eine Gemeinschaft, die ohne Klausur 
Kranke besuchte und sich um die Er-
ziehung der Mädchen kümmerte.

102 Schwestern erreichten den 
Westen nicht. Sie waren von Rotarmis-
ten ermordet worden oder an Hunger, 
Epidemien oder Entkräftung verstor-
ben. Von zwölf nach Russland ver-
schleppten Schwestern kam eine zu-
rück. 90 Schwestern blieben in Ost-
preußen und bildeten 1946 den Grund-
stock für die dort neu errichtete polni-
sche Provinz. Die zunächst in der Kran-
kenpflege in Königsberg gebliebenen 
oder in Dänemark durch Arbeit im Ty-
phuskrankenhaus geschwächten 
Schwestern hatten ihren Mittelpunkt 
verloren, suchten und fanden neue 
Aufgaben an 34 Orten in Westdeutsch-
land. Von vielen Pfarreien gesucht, 
wirkten sie in Kindergärten, Altershei-
men, Krankenhäusern und bildeten 
dort ermländische Inseln. 

Sr. M. Ludgera Stolze vom Mutter-
haus in Münster berichtet darüber auf 
der Grundlage von zwei unveröffent-
lichten, bis 2010 reichenden Arbeiten 
und Erzählungen der betroffenen 
Schwestern. So wird die Geschichte der 
„Kathrinchen“ – wie sie in Ostpreußen 
liebevoll genannt wurden – bis 2020 
weniger als strenge Dokumentation, 
sondern als Bericht fortgeführt. In un-
terschiedlicher Länge und mit Fotos 
werden 33 Niederlassungen vorgestellt. 
Bedingt durch Schwesternmangel exis-
tieren nur noch sieben.

Was 1571 in Braunsberg begann, 
wirkt heute weiter. So in Litauen – 
rund 200 Schwestern arbeiten in zwei 
Ordensprovinzen in Brasilien mit Ba-
hia und dem Amazonasgebiet. Sie sind 
auf den Philippinen, in Haiti, in vier 
afrikanischen Staaten, in Russland 
und in Weißrussland zu finden. Die 
Zentrale befindet sich heute nicht 
mehr wie bis 1945 in Braunsberg, son-
dern seit 1951 in Rom.

Die Kongregation in Deutschland 
musste zukunftsfähig gemacht wer-
den. So schildert Sr. Ludgera am 
Schluss des Buches „Katharinen-
schwestern in Deutschland“ die neuen 
Strukturen. Krankenhäuser in Berlin, 
Frankfurt am Main, Daun und Xanten 
wurden verwaltungsrechtlich im „Ka-
tharinenwerk e.V Münster“, dann in 
der „Gesellschaft der Katharinen-
schwestern mbH“ zusammengeführt, 
die 2010 in der „Stiftung Regina Prot-
mann“ aufging. Mit diesem Buch über 
den Neuanfang der ostpreußischen 
Schwestern nach der oft lebensbe-
drohlichen Vertreibung einschließlich 
eines Rückblicks auf die Gründung der 
Kongregation am Flüsschen Passarge 
in Braunsberg [Braniewo] gewinnt der 
Leser einen eindrucksvollen Bericht 
über die Lebenskraft einer katholi-
schen SchwesternKongregation.

 Norbert Matern

EISENBAHNGESCHICHTE

Von der Kleinbahn bis zum Hofzug
Ausstellung über Eisenbahnen zwischen Weichsel und Memel im Kulturzentrum Ostpreußen in Ellingen 
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b Bestellung beim Kulturzentrum Ost-
preußen Ellingen in der Schloßstraße 9, 
91792 Ellingen, Telefon (09141) 864411, Fax 
(09141) 864414, E-Mail: service@kulturzen-
trum-ostpreussen.de zum Preis von  
6,50 Euro zuzüglich Porto und Versandkos-
ten. Weitere Informationen gibt es unter 
http://www.kulturzentrum-ostpreussen.de

Beispiele ostpreußischer Bahnhöfe: Das obere Bild zeigt den Bahnhof in Altfinken [Str. Jablonki], unten eine Aufnahme des moder-
nisierten Bahnhofs in Cranz aus dem Jahr 2018 Fotos: mef

Deutsche Provinz St. Katharina 
(Hrsg.): „Katharinenschwestern in 

Westdeutschland. 
Ankunft und Behei-
matung von Passar-
ge an Ems, Main und 
Rhein“, St. Benno 
Verlag Leipzig 2023, 
kartoniert, 284 Seiten, 
29,95 Euro



Alle Beiträge von Hans  
Heckel finden Sie auch auf 
unserer Webseite unter 
www.paz.de

VON HANS HECKEL

M ir geht es ja genauso wie Ih-
nen. Auch ich habe längst den 
Überblick verloren, wer im 
Habeck-Ministerium und bei 

nahestehenden, mit Steuergeld reich be-
schenkten Organisationen mit wem ver-
wandt ist. Einige Medien malen für ihre Leser 
bereits Organigramme, um ihnen das kunst-
volle Kuddelmuddel der vielfachen privaten 
Beziehungen zwischen Entscheidungsträ-
gern, Einflüsterern und Begünstigten halb-
wegs anschaulich zu machen. 

Als Habecks Staatssekretär Patrick Grai-
chen, der als eigentlicher Kopf der Energie-
wende gilt, schließlich seinen eigenen Trau-
zeugen in eine lukrative Stellung hieven woll-
te, ging es selbst grüngewirkten Journalisten 
zu weit. Es erhob sich ein Getöse, das er-
staunlich groß wurde angesichts der ansons-
ten bedingungslosen Zuneigung, die unsere 
meisten Medienmacher den Grünen entge-
genbringen.

Was eigentlich schade ist, denn in dem 
Lärm ging eine andere Geschichte fast unter, 
die eigentlich viel zu irre daherkommt, um 
wahr zu sein. Ist sie aber, auch wenn man es 
kaum glauben mag. Und wäre der Hinter-
grund nicht so traurig und so ernst, hätte die-
se Geschichte das Zeug für eine Politposse, 
die dermaßen überzeichnet anmutet, dass sie 
im Falle einer Veröffentlichung als Buch oder 
Film von der Kritik ziemlich sicher verrissen 
würde – viel zu klischeehaft, völlig übertrie-
ben, kurz: unglaubwürdig. 

Fangen wir mit dem glamourösen Finale 
an. Es ist der 17. November 2022, als die 
rheinland-pfälzische Ministerpräsidentin 
Malu Dreyer (SPD) Landesverdienstmedail-
len an Leute verleiht, die sich als Helfer nach 
der Ahrtal-Flut hochverdient gemacht haben. 
Star der Veranstaltung ist Nicole Schober, die 
unter ihrem Künstlernamen Missy Motown 
den Klub „Das Bett“ in Frankfurt am Main be-
treibt. Sie wird als Chefin der gemeinnützi-
gen Gesellschaft „Helfer-Stab“ geehrt, die im 
Ahrtal Großartiges geleistet haben soll.

Angefangen hat die Geschichte mögli-
cherweise Jahre zuvor, als Missy Motown auf 
einem Trierer CSD-Marsch Begona Hermann 
kennengelernt hatte, damals eine Spitzenbe-
amtin der Mainzer Landesregierung. Her-
mann, die mittlerweile pensioniert ist, unter-
schrieb im September 2021 als Vizechefin der 
Landesbehörde für Katastrophenschutz und 

Wiederaufbau einen Vertrag mit Missys „Hel-
fer-Stab“, durch den schließlich fast eine 
Million Euro Steuergelder in die Kasse der 
Organisation fließen sollten. 

Mitte Juli 2021 waren bei der Flut im Ahr-
tal 135 Menschen gestorben und unzählige 
Existenzen vernichtet worden. Gleich nach 
der Flut hatten sich etliche kompetente Hel-
fer in das Tal begeben, so etwa ein Landwirt 
mit seinem schweren Gerät und ein Kanal-
Unternehmer. Doch ab August sahen die sich 
plötzlich zu ihrem Entsetzen einer Schmutz-
kampagne ausgesetzt. Auf einer Antifa-Seite 
seiner Paderborner Heimat wurde dem Un-
ternehmer beispielsweise per manipuliertem 
Foto ein SS-Spruch in den Nacken montiert, 
um ihm eine NS-Gesinnung unterzujubeln. 
Hasskommentare gegen die Ehrenamtlichen 
füllten mit einem Mal das Netz. Bundesweit 
häuften sich dann auch in größeren Medien 
Berichte über die angeblich rechtsradikale 
Gesinnung der freiwilligen Helfer.

„Beraterin“ mit bewegter Geschichte
Mittlerweile türmen sich die Verdachtsmo-
mente, dass die Kampagne inszeniert war, 
möglicherweise, um den Weg freizuschießen 
für den „Helfer-Stab“, der nach Aussagen von 
Betroffenen im Ahrtal kaum mehr geleistet 
haben soll, als Prospekte zu verteilen, wie der 
„Focus“ berichtet. Hinter der Schmutzkam-
pagne soll eine bayerische „Politikberaterin“ 
gesteckt haben, die laut Missy Motown 15.000 
bis 20.000 Euro Honorar vom „Helfer-Stab“ 
erhalten hat. 

Die „Beraterin“ streitet eine Beteiligung 
an der verblüffend prompt und großflächig 
eingesetzten Kampagne indes ab. Die End-
fünfzigerin ist mehrfach wegen Betrugs vor-
bestraft, musste sogar schon einmal ins Ge-
fängnis. Sie machte Politik mit der Seite „Fak-
tencheck Ahrtal“, auf der vermeintliche Ent-
hüllungen über Helfer wie den Landwirt und 
den Kanal-Unternehmer gepostet worden 
waren. Am 18. April verurteilte das Amtsge-
richt Weilheim die „Beraterin“ wegen ge-
fährlicher Körperverletzung gegen eine 
Nachbarstochter, Beleidigung und versuch-
ter Nötigung. Da das Urteil noch nicht rechts-
kräftig ist, gilt die Unschuldsvermutung.

Zählen wir zusammen: eine persönliche 
Bekanntschaft, viel Steuergeld für offenbar 
ziemlich wenig Leistung auf der Basis eines 
Vertrages ohne gesonderte Ausschreibung, 
eine „Beraterin“, die allem Anschein nach 
schon an sich eine eigene Geschichte wert 

wäre, eine maßlose Schmutzkampagne, um 
ehrenamtliche Helfer aus dem Tal zu jagen, 
und zum feierlichen Abschluss die Landes-
verdienstmedaille. Was sagen Sie: Kann man 
das verfilmen? 

Na ja, wenn überhaupt, müssten ein paare 
Details nachgebessert werden. Zunächst ha-
ben die Protagonisten dieser Story das fal-
sche Geschlecht. Es müssten Männer sein, 
nachdem es in unserem Land eine anerkann-
te Erkenntnis ist, dass Frauen die Politik 
nicht nur ehrlicher, sondern auch menschli-
cher machen. Zudem stehen sie politisch auf 
der falschen Seite. Um staatliche Filmförde-
rung zu erhalten, müssten wir die Rollen also 
mit Männern besetzen, die politisch auf je-
den Fall rechts der Mitte verankert sind. Ein 
Frankfurter Klub passt auch nicht. Blenden 
wir stattdessen einen sächsischen Landgast-
hof ein, in dem sich (das sollte unübersehbar 
sein) „auch Rechte wohlfühlen“.

Ja, so ginge das! Warten wir ab, wie das 
Verfahren gegen die „Beraterin“ endet; da-
nach können wir loslegen mit dem Dreh.

Die Frage ist allerdings, ob das Publikum 
so etwas wirklich lustig fände, wenn es doch 
weiß, dass dahinter die schreckliche Ahrtal-
Tragödie steckt. Und überhaupt scheinen im-
mer Deutsche die Freude an politischer Real-
satire zu verlieren, seit sie merken, dass die 
Schenkelklopfer wie Vorschlaghämmer auf 
sie selbst, die Bürger, niederkrachen – siehe 
Habecks Heizhammer.

Die schwindenden Umfragewerte der 
Grünen legen Zeugnis ab von der wachsen-
den Humorlosigkeit. Minister Habeck hat das 
bemerkt und sucht händeringend nach Er-
folgsmeldungen, mit denen er das Volk beein-
drucken kann. Leider fällt er dabei ebenso ins 
Realsatirische zurück wie damals mit seiner 
Bemerkung, Läden, bei denen keiner mehr 
einkauft, seien ja nicht insolvent, sondern 
hörten nur auf, etwas zu verkaufen.

Diesmal hat er es fertiggebracht, den 
Viessmann-Verkauf an einen US-Konkurren-
ten als Erfolg zu verbuchen nach dem Motto: 
Dass sich das Ausland unsere Betriebe krallt, 
zeigt doch, wie begehrt die sind. Was, wenn 
es nach Habeck geht, selbstverständlich mit 
seiner genialen Wirtschaftspolitik zu tun hat.

Mehr solche Erfolge, und die Sache mit 
dem „Industriestandort Deutschland“ hat 
sich über Kurz oder Lang erledigt. Aber Ha-
beck wird uns dann trösten: Die deutsche In-
dustrie ist gar nicht tot. Sie produziert und 
verkauft nur nichts mehr.

Mit einem Mal 
sahen sich die 
Ahrtal-Helfer 

einer Kampagne 
ausgesetzt. Nun 

türmen sich  
die Hinweise 
darauf, wer 

dahinterstand

DER WOCHENRÜCKBLICK

Man kennt sich
Wie das Getöse um den Graichen-Clan alles übertönt, und was dabei leider fast untergeht

b STIMMEN ZUR ZEITb AUFGESCHNAPPT

b WORT DER WOCHE

Arnd Diringer urteilt in der „Welt“ 
(26. April) über staatliche oder (oft staat-
lich geförderte) private „Meldestellen“, bei 
denen Bürger für „antifeministische“ oder 
andere, nicht-linke Meinungsäußerungen 
unterhalb der Strafbarkeitsgrenze ange-
schwärzt werden sollen:

„Wenn der Staat ausgewählte politische 
Gruppen in ihrem Kampf gegen andere 
Meinungen unterstützt, zeigt er den Bür-
gern, dass er bestimmte Ansichten als un-
erwünscht ansieht. Und das, obwohl sie 
grundrechtlich geschützt sind. Wenn da-
für sogar Meldestellen eingerichtet wer-
den, ist jede Grenze überschritten. Spit-
zel und Denunzianten tragen Diktaturen, 
in einem Rechtsstaat haben sie nichts 
verloren.“

Für Florian Rötzer wirft die Ankündigung 
des 80-jährigen Joe Biden, sich noch einmal 
um die Präsidentschaft zu bewerben, ein fah-
les Licht auf die Lager der Vereinigten Staa-
ten. Im „Overton-Magazin“ (26. April) 
schreibt er:

„Jetzt ist er aber schon der älteste Präsi-
dent der USA – und markiert die desolate 
politische Situation der USA und der west-
lichen Welt, die sich an die USA klammert. 
Noch ist sein Hauptkonkurrent Donald 
Trump, der 76 Jahre alt ist. Beide stecken 
in der Vergangenheit fest und zeigen, dass 
das politische System der USA verkrustet 
und vergreist ist – es geht um alte Kämpfe 
und Wiederholungen.“

Thomas Tuma ist fassungslos über Bundes-
wirtschaftsminister Robert Habeck (Grü-
ne), der den Verkauf des deutschen Unter-
nehmens Viessmann an einen US-Konkur-
renten als Erfolg seiner Wärmepumpenstra-
tegie verkauft. Im „Focus“ (27. April) 
schreibt Tuma:

„Unterm Strich bleibt: Asiatische und 
amerikanische Konzerne werden die 
Profiteure der deutschen Klimawende. 
Das Einzige, was Robert Habeck dazu 
einfällt? Er begrüßt den Verkauf (auch 
wenn er ihn pro forma prüfen lassen 
will). Der Deal zeige ja, wie attraktiv der 
hiesige Markt sei. Ich finde das fast schon 
zynisch, und Sie?“

Max Roland reibt sich auf „pleiteticker.de“ 
(2. Mai) die Augen angesichts des Familien-
filzes in Robert Habecks Ministerium:

„So was kennen wir eigentlich aus Bana-
nenrepubliken, aus Despotien und Ent-
wicklungsländern. Wie Libyen und Afgha-
nistan. In solchen Ländern ist es normal, 
dass Söhne, Brüder, Schwäger und Cou-
sins sich an den Trögen des Staates voll-
fressen. In Deutschland kennen wir so 
was schon lange nicht mehr. Eigentlich. 
Doch die ,große Transformation‘ trans-
formiert wohl auch unsere Vorstellung 
der Trennung von Politik und Privatem.“

So ein dummer Zufall: Ohne es zu ahnen, 
wurde Gail Bradbrook dabei beobachtet, 
wie sie in Plastik verpackte Importfrüchte 
aus weit entfernten Anbaugebieten in ih-
ren Diesel-SUV lud. Das berichtet der 
„Exxpress“ mit Berufung auf die britische 
Zeitung „The Sun“. Bradbrook ist nicht 
irgendwer, sondern die Chefin des engli-
schen Zweigs von „Extinction Rebellion“,  
bekanntlich besonders rabiate Klima-Ex-
tremisten. Ihre Ausrede: Sie benötige den 
SUV, um ihre Kinder zum Sport zu fahren. 
Ebenso unumgänglich sei eine Urlaubs-
reise nach Costa Rica, die aus gesundheit-
lichen Gründen nötig gewesen sei. Früch-
te aus der Region und Lastenfahrrad sind 
offenbar Empfehlungen, die für die Füh-
rungskaste der „Klimabewegung“ nicht 
gelten. Was heißt „Empfehlungen“: Die 
Klima-Extremisten sind bekanntlich 
längst dazu übergegangen, ihre Forderun-
gen auch zu erzwingen – siehe die Stra-
ßenblockaden. Kritiker, die sie nun aufs 
Korn nehmen, beschimpft Bradbrook un-
ter anderem als „rechts“ – nicht gerade 
einfallsreich.   H.H.

„Nicht Netflix und Co. 
sind die Totengräber des 
ÖRR, es sind die 
Intendanten selbst.“
Olaf Zimmermann in der April-Ausgabe 
von „Politik und Kultur“ zur Krise der 
öffentlich-rechtlichen Sender
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